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Vorwor t.

Aie vor 14 Jahren im zweitenBande meiner „Domanialen

Verhältnisse" gelieferte.Beschreibungdes Mecklenbnrg'schenAmts¬

schulwesensist inzwischendurch eine rasch fortschreitendeGesetz-

gebung,besondersin Folge der Gemeindeorganisationund anderer

eingreifenderVeränderungen, fast veraltet. Freilich habe ich im

ersten Theile meiner „Finanzverhältnisse" 1377 die Grundzüge

solcherNeugestaltunggezeichnet;dochkonntedies in jener, weiter-

gehendenZweckendienenden,Schrift nur kurz und ganz allgemein,
jedenfalls nicht in einer, der Fülle und Wichtigkeitdes Stoffes
entsprechenden,Weise geschehen. Hierzu bedurfte es einer be-
sonderenuud umfänglicherenDarstellung, welcheich nun zu geben
michbestrebt habe. Eine Erweiterung gegenfrüher hat sie noch
dadurch erfahren, daß sie gleichzeitigauch auf das ländliche
Schulwesenim ständischenGebiet erstrecktist uud nun alle Land-
schulenunserer engeren Heimath umfaßt. — Sonst ist die Ein-
theilung und Ordnung der früheren Abhandlung wesentlich
beibehaltenund dadurch ein förmlichesSachregisterentbehrlich.

Als früherer Domanial- und jetzigerFinanzbeamterhabe ich
vorzugsweisedie öconomischeund finanzielleSeite unseres Land-
schulwesenserfaßt und hier zur Anschauungzu bringen versucht.
Aber auch selbst mit solcher Einschränkung mag diese ganz
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parteilose und objectiveSchrift einigen Nutzen gewähren, weil

ja gerade bei der Frage über das tägliche Brot so verschieden-

artige Bestrebungender Betheiligten hervortreten. Der Ueber-

zeugung wenigstens wird wol kaum ein aufmerksamer und
unbefangener Leser sich verschließenkönnen, daß unser Landes-

regiment jeglicheFürsorge und Aufmerksamkeitden Schulen wie
den Lehrern des platten Landes zuwendet und hierin gegenüber

anderen Staaten bei uns bereits Großes erreichtist.

Allen, die an unseren einheimischenSchuleinrichtungenAntheil
nehmen, sind nachfolgendeZeilen gewidmet. Sei letzteren eine
freundlicheAufnahmebeschieden.

Schwerin, im December1879.

C. W. A. Kalck.
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§ 1.

I. Einleitung;allgemeineVerhältnisse.

In alter Zeit waren Schulen nur in unseren Städten; noch die
Kirchenordnungvon 1552, THI. 4. kenntnur solche. Erst die revidirte
Kirchenordnungvon 1650, Thl. 4, ct. E. bestimmt:

„aus den Dörfern soll der Pastor oder Küster sammt ihren
Frauen Schule halten und etlicheKnaben und Mägdlein im
Katechismus,Gebet, Lesen,Schreiben,Rechnens unterweisen,
damit die jungen Leute nicht aufwachsen wie das un-
vernünftigeVieh".

Hiernachgab es auf dem platten Lande Schulen zuerst nur in
den Pfarrdörfern (§ 9), auf den Pfarren und Küstereien,vorwiegend
auf letzteren,weil diePrediger außer den Catechisationensichwesentlich
bald auf Ausübung der ihnen obliegendenSchulaufsicht(§ 4) be¬
schränkten. Da die Küstereienals solcheohnehin aus geistlichemGut
dotirt waren und für das Schulhalten höchstensnur der s. g. Schul-
schilling (§ 36) hinzukam, so war der Gruudherrschastund Schul-
gemeinde,welchenbei Gründung separater Schulen größere Opfer
auserlegtwären, nur mit diesenZuständengedient.

Spezielleund eingehendeGesetzewegenEinrichtungder Schulen,
Qualificationund RemunerationderLehrerim Domaninmfehltennoch
für diefolgendenDecennienvollständig.Aberhier, wo die Landesherren
freie Hand hatten und an denConfensvonLandständennichtgebunden
waren, wurde nach endlicherRückkehrgeordneterinnerer und äußerer
Verhältnisseseit Mitte vorigenJahrhunderts eine reiche, bis aus den

i) In bcn verschiedenen Gcsetzessammlungen steht bald Rechen — Rechnen,
bald Rehen — Nähen, doch richtiger wol elfteres, weil Rähschnlen (§ 7) erst
neuere Einrichtungen sind.

Balck, Landschulwesen. 1
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heutigen Tag fließendeQuelle größerer organischerSchulgesetzeund

singulärer Entscheidungeneröffnet, deren Inhalt den Gegenstandder

folgendenAbhandlungbildet. Auchdie Vermehrungder Schulen selbst

(§ 9), die Ausbildung (§ 23 ff.) und angemesseneDotation derLehrer

(§29 ff.) ging und geht noch hiermit Hand in Hand.

Nicht so auf den Ritter- und Stadtgütern, deren Eigen-

thümer in ihrem beschränkterenBerusskreiseden höheren Standpunkt

der Landesherrennicht zu erreichenvermochtenund obendrein durch

die mit Ausbesserungihrer Schulen verbundenen größerenAusgaben

höchstunmittelbar betroffenwurden. In dem landesgrundgesetzlichen

Erbvergleichvom 18. April 1755, §§ 495 und 496, sind denn auch

hauptsächlichnur die geistlicheSchulinspection(§ 4) und das guts¬

herrliche Kündigungsrechtgegenüber den Lehrern (§ 40) vorgesehen.

Durch Gesetz vom 31. December1773 wurde dann das damals im

Domanium normirende Schulreglement vom 20. August 1771 auch

auf die ritter- und landschaftlichenSchulen ausgedehnt,nicht aber die

Gehalts-JnstructionderDomauiallehrer vom 18. Oetober1770 (§. 29);

nur wegen Prüfung der ständischenLehrer ergingen demnächstim

vorigenJahrhundert nocheinigeVerordnungen(§ 25). Andersfreilich,

als nach Aufhebungder Leibeigenschaft1820 gesteigerteAnforderungen

für die Volksbildungan die Stände herantraten, welchenach längeren

Verhandlungenendlichzur Schulordnung vom 21. Juli 1821 führten.

Aber manche Wünfche der Regierung, besonders wegen größerer

Sicherung nnd bessererDotation der Lehrer, waren damals noch ganz

oder theilweiseunerfüllt geblieben,mancheneue, hauptsächlichbetreffs

Vorbildung der Lehrer und intensiveren Unterrichts der Schulkinder,

mit der fortgeschrittenenZeit von selbst hervorgetreten. Dieselben

gelangtenfreilich bei ihrer Aeußerung anf dem Landtage des Jahres

1854 noch nicht zum Ziele, wurden aber auf Anregung aus dem

eignenSchooßeder Ritterschaftauf den Landtagenvon 1866 bis 1868

von Neuem erhoben^), und haben endlicheine Revisionjener Schul-

orduung und ihre Ergänzung vom 5. Februar 1869 im Rgbl. Nr. 13

2) Vgl. Archiv für Lnndcskuiidc 1805 <3. 042, 1867 S. 44, 01 ff-
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und jetzt vom 3. April 1879 im Rgbl. Nr.-8, nicht minder im Zu-
sammenhangedamitdas Statut der neuenBildungsanstalt zu Lübtheen
vom 8. Mai 1869 im Rgbl. Nr. 38 veranlaßt. Der spezielleInhalt
auch dieserälteren und neuen, für ritter- und landschaftlichenSchulen
normirenden Gesetzeist im Laufe dieserAbhandlung an betreffender
Stelle wiedergegeben.

Während sonachdie domaniale Schnl-Legislaturuuvcrhältuiß-
mäßig reicherund mannigfaltiger ist, als die ständische, hat sie doch
auch wieder den Uebelstand größerer Zersplitterung und geringerer
Übersichtlichkeit,wogegenletzteresichwesentlichaus wenig größereund
umfassendeConstitutionenbeschränkt. Nur für die domanialenFlecken
und diesengleichgestelltenGebietesind jetzt nach Einführung der Ge-
meinde-Verfasfungeinzelne, fast alle VerhältnisseerschöpfendeSchul-
Ordnungen erlassen: sür Poel vom 10. Juli 1873, sür Lübtheen vom
31. März 1875, für Neuklostervom 30. Juni 1875, für Zarrentin
vom gleichenDatum, für Dargun vom 24. Mai 1876, wonebendie
anderen domanialenSchulgesetzenur nochsubsidiäreGeltung haben.
Möglichsteine einzige und vollständigeSchulordnung auch für alle
Schulen des platten Landes im Domanium wäre ein großer Gewinn.

§ 2.

II. Stellungder Schulenim Staute.
Wo die, ursprünglichallein existirenden,s. g. Küsterschulenaller

Landestheilenoch jetzt unverändert fortbestehen,gelten sie wesentlich
als Institute und Töchter der Kirche,') welchedie Küstereiendotirt,
dieSchulen auf ihnen gegründethat (§ 1). Dies ist von Wichtigkeitbe-
sondersfür die Kompetenzder Oberbehörden(§ 5), für dieBeurtheilung

^ des Eigenthums an Ländereien und Gebäuden (§ 30 u. 33), auch
der damitzusammenhängendenConservations-und Dotationslast, sowie
für dieanderenDiensteinkünfte(§ 35 u. 37), endlichfür die dienstliche
Stellung derLehrer(§ 27, 28, 39, 40). Anders dagegen,wennvermöge
derzwischenKüstern und Schullehrernals solchensactischund rechtlich

Vgl. Circ. des Unterrichts Minist, v. 26. Fcbr, 1870.

1*
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bestehenden Trennbarkeit (§ 27) die Schulen später von den

Küstereienganz oder zeitweiseentfernt, oder — was jetzt bei den

meisten Schulen der Fall (§ 9) — von Vorne herein ohne allen

Zusammenhang mit Küstereien und ausschließlichsür sich angelegt

sind. Hier ruhet die ganze Last ihrer Gründung und Erhaltung

aus den Grundherren und Schulgemeinden(§ 38), welchebeide des¬

halb an gehörigerVerwendungihrer Opser nicht minder als an der

Gemeinnützlichkeitnnd den Erfolgen ihrer Schöpfungen ein stetes

Interesse haben und dasselbeselbstvertreten oder durch ihre Behörden

wahren (§ 3—5). Neben ihnen übt aber auch die Kirchewegen des

mit demgeistlichenengeverbundenenSchulamtes jederzeitigeCognition

und Aussichtdurch die Prediger und Superintendenten (§ 4 it. 5) —

so daß auch hier ein wenigstensgemischter,weltlicherund geistlicher,

Character zu Tage tritt. Derselbe macht sich in allen- hier weiter zu

erörternden,Beziehungen der Schulen des platten Landes mehr oder

weniger geltend.

§ 3.

1) Schutvorlteber, Schntgemeinde.

Wie nochbis auf denheutigenTag bei den ritterschaftlichen,

war früher auchbei dendomanialen LandschulenjeglicheTheilnahme

der Schul gemein de selbstausgeschlossenund letzterehier nur ein-

fettigenAnordnungendes vorgesetztenAmtes unterworfen, dessenSitz

wiederumoft weit vom Schulorte entferntlag. MancheUnregelmäßig-

keitenwaren dadurchunvermeidlich.

Um diese zu beseitigen,das Interesse der Gemeindezu wecken,

dadurchdas domanialeSchulwesenselbst und seinen Einfluß aus die

Volksbildungzu fördern, wurden durch Verordnung') vom 19. Sep-

tember 1842 für jede Dorfschulgemeinde2)und aus deren Mitte zwei

Schulvorsteher befohlen. Sie müssen verständige, gut beleumdete

1) Vgl. Frahm, Schulgesetze S. 41 ff.

2) Die hier aufgenommene Beschränkung auf Dorfschulen ergiebt sich aus

dem Inhalt der Verordnungen.
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Männer evangelisch-lutherischer Confession^) sein, auch beide am
Schulorte selbstwohnen, woneben auch wol noch selbst in den bloß
eingeschultenOrtschaften(§ 9) Schulvorsteherangesetztwerden, deren
Wirksamkeitsich dann aber nicht aus den Schulort selbst, sondern
hauptsächlichnur aus Controle des Schulbesuchesund Betragens der
Kinder ihres eigenenWohnsitzeserstreckt/) Erster Schulvorsteherist
in der Regelder Dorfschulze,während für die zweiteStelle dieBauern
und Büdner der Schulgemeindezwei ihrer Mitglieder demAmte vor-
schlagensollen,welchesdann nachVerständigungmit dem competenten
Prediger die Wahl trifft zu deren unentgeltlicherAnnahme während
mindestensfünf Jahre Jeder verpflichtetist. Auf Höfen ist wol der
Inhaber, wenn willig und qualificirt, alleinigerSchulvorsteher.5) Die
neuen Schulvorsteherpflegendurch die Prediger in ihre Schulen ein-
geführt, auch am nächstfolgendenSonntag nach der Predigt von der
Kanzel der Gemeinde als solcheverkündetzu werden. Ihre, auch
auf die Industrieschulenausgedehnte,Kompetenz^ ist allseitig vor-
geschrieben;im Allgemeinensollen sie die beaufsichtigendenund ver-
mittelnden Organe sowol der Gemeinde selbst als der Schulbehörde
(§ 4) sein.

Durch die domaniale Gemeindeorganisationvon 1869 sind
sowohl hinsichtlichder Schnlvorsteher selbst als betreffs ihrer Wirk-
samkeitmehrfacheVeränderungenherbeigeführt. In elftererBeziehung
geschiehtjetzt der Vorschlagder zweitenSchulvorstehernichtmehraus-
schließlichdurch die Bauern und Büdner, sondern durch die Dorf-
Versammlungender Schulgemeinden'). In den Domanialfleckensind
nach deren neuen Schulordnungen (§ 1 ct. E.) die Schulvorsteher
meistensmit derOrtsschulbehörde(§ 4) verschmolzen,nur in Zarrentin
zur ferneren Unterstützung der Ortsschulbehördegeblieben, werden

3) auch nach ausdrücklichem Wortlaut der Flecken - Schulordnungen
(§ 1 cit. a. E.)

4) nach einzelnen Ministerialreseripten.

5) ebenso.

6) Jndust. Schulregulativ v, 12. August 1869, § 12, Rgbl. Nr. 70.

C. des Unterrichtsminist. ü. 6. Decembcr 1873.
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aber hier beide von der Gemeindevertretunggewählt. Für die Insel
Poel geltenhier die vorstehendenGrundsätzederübrigen Landschulen.—

Die Kompetenzder Schulvorsteherferner anbelangend,so ist dieselbe
durch§§ 1 und 10 nebst Anlage A der Gemeindeschulordnungvom
29. Juni 1869 bedeutendgeschmälert,weil hiernachdie ganzeLeitung
der gemeindlichenBetheiligung an dem, durch die Gemeindeordnung
vom gleichenDatum § 6 in gewissenGlänzen in die Gemeinde-
VerwaltungübergegangenenSchulwesen dem Gemeindevorstande,resp.
bei ZusammenlegungmehrererDorsschastenzu einem gemeinschaftlichen
SchulverbandedenmehrerenGemeindevorständennach deren unter sich
zu treffenden Einigung gebührt und hier nur Beirath der Schul-
Vorsteherreservirt ist. — Eine selbständigeCognition werdendieselben
also fortan nicht mehr ausüben bei Gebäuden und Baubetrieb der
Dorfschulen,Ländereienund deren Bestellung, Schulwegen,Inventar,
Lehrmitteln,Fuhren, weil dies Alles wesentlichObject der Gemeinde-
administrationgewordenist. Dagegen sind ihnen von ihren früheren
regulativmäßigenRechten und Pflichten verblieben: Sorge für regel-
mäßigen Schulbesuch(§ 20), Aufmerksamkeitauf das Betragen der
Jugend außer der Schulzeit (§ 15), Anzeige von Unregelmäßigkeiten
in Lebenswandelund Amtsführung der Lehrer (§ 28), Theilnahme
an Schulprüfungen(§ 29), an Einführung neuer Lehrer (§ 27), an
Berathungen mit dem Prediger über Schulzeit (§ 16), Dienstscheine

(§ 19), Versäumnißlisten(§ 20), endlich an der Auseinandersetzung
der Lehrer (§ 43). Die Prediger sollen ihre Schulvorsteherhalb-
jährlich bei sich versammeln, um mit ihnen Schulangelegenheitenzu
besprechen,auch sie mit den neuen Schulgesetzenbekannt zu machen

(§ 22). — Wo, wie in den Domanialflecken, Schulvorsteherund
Ortsschulbehördevereinigtsind, gehen auch auf letzteredie Beftlgniffe
jener über. —

Bei den ständischen Landschulenist die Bestellung von Schul-
Vorstehernfteilichschonin den Verhandlungen von 1821 (§ 1) als
Bedürfniß erkannt8),jedochbis jetztgesetzlichnichtbestimmt(§ 4 a, E.)

8) Archiv für Landeskunde 1867, S. 73.



§ 4.

2) Grtsschutbebörden.

Diese bilden im Domanium die Mittelstufe zwischenden

Schulgemeinden(§ 3) und den Oberschulbehörden(§ 5) und bestehen

aus dem competentenAmte und Prediger. In den Wecken,wo be-

sondereSchulvorstehernicht existiren(§ 3), kommt als Vertreter der

Schulgemeindeder ersteOrtsvorsteheroderein anderes, zur evangelisch-

lutherischenKonfessiongehörendes, Mitglied des Gemeindevorstauds

hinzu, und wird dann auch wol die also zusammengesetzteBehörde

Schulvorstand genannt. Das GroßherzoglicheHausgut wird in der

Ortsschulbehördeselbst sowie auch überhaupt hinsichtlichLeitung des

öffentlichenSchulwesensvom Amte vertreten, wie denn auch Obrig-

keiten eingeschulter(§ 9) städtischerund ritterschaftlicherOrtschaften

weder Sitz noch Stimme dabei haben.
Dieselbe ist nächste Dienstbehörde der Lehrers. Möglichst

collegialischesZusammengehenihrer Mitglieder ist für die Schulzwecke

durchauswünschenswerth(§ 22), auch für einzelneFälle, z. B. Wahl

der Schulvorsteher(§ 3), Gründung und Beaufsichtigungder Industrie-

schulen(§ 10), Beschaffungder Lehrmittel(§ 13), Untersuchungvon
Züchtiguugs-Excefsen(§ 15), Bestrafung von Schulversäumnifsen

(§ 20, 21), Feststellungder Dienstunfähigkeitder Lehrer (§ 39 n. 40)
geradezugesetzlichgeboten.

Im UebrigenerstrecktsichdiebesondereThätigkeit des Amtes
mehr auf das Aeußere. Als fpeciellerVertreter des fürstlichenGrund-

Herrn (§ 2) leitete es, resp. im Gebiete des Großherzogl. Hausgutes
dieHaushaltsbehörde,vorwiegenddie eigentlicheOecouomieder Schule
in Haus und Ländereien; doch hat nach Einführung der Gemeinde-
Verwaltung(§ 30—34) diefeRichtungseinerThätigkeit,außer größerer
oder geringererTheilnahmean den Schulbauten, jetzt ausgehört. Da-
gegen ist durch die Gemeinde-Organisation,außer dem allgemeinen
Aussichtsrechtedes Amtes aus § 20 der Gemeindeordnungvom

I) Vgl. V. 10. Febr. 18-15, § 6, R. G. S. Nr. 3437; auch in Frahm's
Schulgesetzen.



29. Juni 1869, noch insbesondereaus § 10 der gleichzeitigenGe-
meinde-Schnlordnung das Ersorderniß seiner Entscheidung bei Un-
einigkeitder Gemeindevorständemehrerer, an demselbenSchulverbande
betheiligterDorfschasten,sowie seiner Zustimmung anstatt derjenigen
der Dorfversammlungfür nicht gemeindlichverfaßte Dorffchastenoder
einzelneGehöfte, sowie für die Höfe hinzugekommen.Auchdas ganze
Amtsschulkassen- Wesen ist alleinige Sache des Amtes (§ 46 ss.)
Dasselbe thut endlich gut daran, durch gelegentlicheSchulrevisionen

(§ 22) sein Interesse cht einem gedeihlichenSchulwesenzu bethätigen
und dasjenigeder Amtseingesessenenzu wecken.

Den Predigern als Repräsentanten der Kirche (§ 2) und
Leitern wie Pflegern der Volksbildung^)gebührt für sichhauptsächlich
die Sorge für das innere eigentlicheSchulwesen, Anordnung des
Unterrichts (§ 11), Auswahl der Lehrutensilien (§ 13), Vertheilung
der Schulzeit (§ 16), Controle des Schulbesuches(§ 18 ff.), steter
Verkehr mit den Lehrern, ihre Einweisung (§ 27), Beaufsichtigung,
Anleitung (§ 22), Vertretung, Auseinandersetzung(§ 42 ff.) Zu ge¬
legentlichenBesuchenund förmlichenperiodischenVisitationender ihnen
untergebenenSchulen sind sie so berechtigtals verpflichtet(§ 22).

Bei den ritter- und landschaftlichen Schulen steht nach
Schulordnung vom 21. Juli 1821, § 22, die nächsteAufsichtden
competirendenGuts- oder Ortsobrigkeiten oder ihren Stell-
Vertretern zu, und gilt das Schulregiment vor Allem als Ausfluß des

obrigkeitlichenRegimentes. Diese Auffassung ist noch bis in die
neuesteZeit behauptet3), und nach ihr z. B. auch selbst nach den
Zusatzverordnungenvom 5. Februar 1869 und 3. April 1879 (§ 1)
die Beschaffungder Lehrmittel (§ 13), Bestimmung der Schulzeit

(§ 16), Ertheilung von Dienstscheinen(§ 19), Erkennung und Ver¬
wendung der Schulstrafgelder(§ 20) zum alleinigen Ermessen jeuer
verblieben. Für diePrediger erübrigt hier nur nachder Schulordnung
von 1821 außer Einführung und Anweisung der Lehrer eine bereits

2) sv auch nach R. G, S. IV. Nr. 3371; Rgbl. 1832, Nr. 14, und Frahms
SchulgesetzenS. 134.

3) Vgl. Archiv für Landeskunde 1807 S. 73, 1868 S. 114, 115.
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im § 495 des. landesgrundgesetzlichenErbvergleichs von 1755 ge¬
botene regelmäßigeVisitation der Schulen (§ 22), Anleitung der
Lehrer, Examen der Kinder und nach obiger Zusatzverordnungvon
1869 und 1879 Kenntnißnahme der Schulzeit,Prüfung der Dienst-
Ander, Anzeigevon Schulversäumnissen.— Irgendwelcheselbständige
BetheiligungSeitens der Schulgemeindeendlichentwederdirect oder
durch Schulvorsteher(§ 3) existirthier nicht. —

Zur Förderung der Schulstatistiksind neuerdings") die Prediger
sowolimDomanium als in den ständischenLandestheilenangewiesen,
über die Schulen ihres Kirchsprengels,insbesonderederen Klassen-
und Kinderzahl, auch über fremden Sprachunterricht in etwaigen
Privatschulen, jährlich bis zum 1. December an ihre Präpositen,
Zwecks deren weiterer Mittheilung an das statistischeBureau in
Schwerin, zu berichten.

§ 5.

3) GberscbuLbebörben, ScHu^pcrtroncrt.

Zunächsteine mittlere Instanz bilden überall die Superinten-
denten und im Domaninm die Großherzogl. Kammer. —

Erstere üben aus gleichemRechtewie die Prediger (§ 2) und inner¬
halb derselbenGränzen (§ 4) die obereJnspection über Schulen und
Lehrer ihres Kreises,welchesie mit der ihnen obliegendenJnspection
ihrer Kirchen vereinigen können'); wegen Anweisungenbetreffs des
Religionsunterrichtsund wegen aller Beziehungender Schulen zur
Kirchegelten sie als oberbischöslicheCommissarien.^) Bei Uneinigkeit
der domanialenOrtsschulbehörde(§ 3) unter sich über Unterrichtund
Schulzuchtund bei deren Vorgehen gegenpflichtwidrigeLehrer geben
sie Recurs-Eutscheiduugab; dochist nach der Praxis denBetheiligten
hier anchdas direeteAngehendes Unterrichtsministeriums^)gestattet;
bei Auswahl der Lehrmittel(§ 13), bei Dienstentsernungder Lehrer

4) Circ. des Unt.-Min. v. 9. Nov. 1872.

!) Vgl. Archiv für Landeskunde 1852 ©. 164.
2) Nach den neuen Flecken- Schulordnungen von Zarrentin ß 23, von

Dargun § 84.

3) Nach Dargun. Schulordnung § 56, 83, desgl. Zarrentiner Z 23.
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(§39 ss.) und bei Streit wegenAuseinandersetzungen(§ 58) ist eine
Determinationdes Superintendenten immer erforderlich. Solange die
Grundherrschaftdie Domanial-Schulen botixte, war hierzu und zu
späterenAenderungen der Ephoralconsens der Superintendenten von
den Aemtern einzuholen^); nachdem jenes aber Sache der Schul-
gemeindengeworden, ist in der Gemeinde- Schulordnung von 1869

§ 2 und 3 hierzu nur die Genehmigung des Unterrichtsministeriums
ausdrücklichreservat. — Die Großherzgl. Kammer serner, als zu-
nächstvorgesetzteBehörde der Amter, war gleichdiesen(§ 4) vor der
Gemeinde-Organisationauch hinsichtlichder Schnloeconomieallseitig
competent,ist es aber hierbei jetzt noch so wenig als jene, und hier
im Allgemeinenauchnur nochwegenetwaigercontraetlicherLeistungen,
besondersder Hofpächter— im Gebiete des Großherzogl.Hausgutes
aber die Haushaltverwaltungsbehörde— interessirt und entscheidungs¬
berechtigt(§ 38). Weil ferner eine, zur ausschließlichendirectenVer-
sügungdesUnterrichtsministeriumsdisponibleseparateDomanial-Haupt-
schulkassebis jetztfehlt (§ 46), undnachbestehenderEinrichtungdiegrund-
herrlichenbaaren Zufchüffeimmer erst aus den Amtskafsengeleistet
werdenmüssen,welchewiederumder alleinigenCompetenzder Kammer
unterliegen, so hat diese auch die betreffendenformellenZahlnngs-
anweifungenoderBeläge zu ertheilen,derenVeranlassungund Summe
jedochwesentlichzu ministeriellemErmessensteht und von der Kammer
ohne dringendeGründe nicht beanstandetwerdenkann. Ein gleiches
Verhältniß herrschthinsichtlichder Schulfeuerung,aus welchedas mit
der Kammer verbundeneForstcollegiumdie formellenAbgabeverord-
nungen auf ministerielleRequisition ertheilt (§ 35).

In höchsterInstanz entscheidetder Oberkirchenrath über das
VerhältnißderSchulenzur Kirche^)und ferner aus geistlichemPatrouat-
rechtein allen Beziehungender Küstereien (§ 2) landesherrlichen
Patronates auf domanialemund ständischenGebiete, resp. bei Küster-
schulen zusammen mit dem Unterrichtsministerium(§ 27); das
ständische Patronat dagegengebührt der betreffendenGutsherrschast

4) Vgl. Bcilck, Dom.-Verh, S3ö. 2, § 5.

5) Dargum'r Schulordnung § 86.
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eber Gutsobrigkeit.— Das Ministerium der Finanzen vertritt

das Interesse der fürstlichenGrundherrschastbei deren Schulleistungen,

welchedeshalbseiner Genehmigungbedürfen,bildet auch die Reeurs-

instanz gegenüberder Großherzogl.Kammer; im Großherzogl.Haus-

gut wird das grundherrlicheInteresse durch die Oberste Ver-

waltungsbehörde desselbengewahrt, derenThätigkeitaber sichauch
hierauf beschränktund anf die eigentlicheSchulverwaltung, als eine

Angelegenheitdes öffentlichenRechtes, sich nicht erstreckt(§ 4). —

Das Ministerium des Innern hat die nach § 20 der Gemeinde-
Ordnung von 1869 ihm gebührende landesherrliche Oberaufsicht in

domanialenGemeindesachenebensoauch hinsichtlichder gemeindlichen

Beziehungen von domanialen Schulangelegenheiten,und seine Zu-
stimmungist in der Gemeinde-Schulordnung von 1869 § 4, 8, 9,
speziellausbedungenfür Abweichungenvon den üblichenGrundsätzen
der Schulacker-Bestellung(§ 31), für Bestimmung der einzelnenGe-
meinde-Antheilebei einem gemeinschaftlichenSchulverbande(§ 38),
auch bei Auslösungdes letzterenfür Entscheidungüber die den aus-
scheidendenGemeinden etwa zu gewährendenBeihülfen (§ 38). —

Das Ministerium für Unterrichtsangelegenheiten endlich
hat gesetzlich6)die höchsteÜberwachung des gesammtenUnterrichts-
Wesens,aller darauf bezüglichenOrdnungen, beachtetdie Ausführung
der Schulgesetzedurchalle Obrigkeiten, bildet die letzteRecursinstanz
in allen Schulsachen,trifft die Entscheidung über Dispensationen.
Im Domanium übt es das eigentlicheSchulpatronat, welcheshier
auch nach Einführung der Gemeindeordnungnicht auf die Dorfs-
gemeindenübertragen,sondern vom Landesherrn gegen sernere eigene
LeistungmancherSchullasten (§ 38) reservirt ist. Kraft desselbenbe-
stimmtdas Ministerium über Anlage (§ 9) und Dotation (§ 29 ff.)
neuer Schulen, Aenderungder Schuleompetenzen(§ 31), Schulbauten

(§ 34), Anstellung der Lehrer resp. bei Küsterschulennach Verein-
barung mit demOberkirchenrath(§ 27); fernerüberVersetzung(tz27),
Absetzung,Pensionirung (§ 39 u. 40), letzterenFalles auch über den
von den Schulgemeindenzu leistendenPensionsbeitrag, endlich über

6) 35. v, 4. April 1853, § 7, 2. D. R, G. S. Nr. 4863. Rgbl, 14.



die innere Ordnung der Schulen und das Amtsschulkaffenweseu
(§ 46 ff.) Bei ständischen Schulen mit Einschlichder Küster-
schulenständischengeistlichenPatronates ist auch das Schulpatronat
mit allen Rechten und Pflichten bei der betreffenden Grund-
Herrschaft'), doch hier jedenfalls die Oberiuspeetion beim Landes-

Herrn8)(vgl. § 27 it. 40).
In allen reinen Schulangelegenheiten9)ist — nach der, auch in

die neuen Flecken-Schulregulative von Lübtheen, Neukloster und
Zarrentin übergegangenenBestimmungder Gemeindeschulorduungvon
1869, § 11 — der Rechtsweg ausgeschlossen, und trifft das
Ministerium für Unterrichtresp. in Gemeinschaftmit dem sonst etwa
noch betheiligten Ministerium, die letzte Entscheidung. Auch die
Schulgemeindenwerden znr Erfüllung ihrer gesetzlichenVerpflichtungen
im Administrativ-Wegeangehalten.

III. Arten der Schulen.

§ 6.

1) Ktementcrrfchuten, Jortbitdungsscbuten.

Unsere Schulen des platten Landes waren von je her (§ 1)
eigentlicheVolksschulen für die Elementedes Volksunterrichts(§ 11),
und erstreben nach dem Wortlaut der ritterschaftlichenSchulordnung
von 1821, § 20, sowie der domanialen von 1823, § 13, im All¬
gemeinenmit Rücksichtaus den künftigenBeruf der sie besuchenden
Jugend und auf den Bedarf des practischenLandlebens eine religiös
sittliche, sowie Ausbildung des Verstandes und Gedächtnisses. Die
Grenzen sind durch die jetzigen und künstigenLebensverhältnisseder
Schuljugend im Allgemeinengezogen'); wer darüber hinaus will, muß

7) Vgl. rittcrschaftl. Schulordnung citat. § 11 und 12.
S) Landeserbvergleich von 1755, § 494; R. G. S. Nr. 3458—3460; B. v.

5. Decbr. 1783 im Frahm's Schulgesetzen S. 152.
9) z. B. auch Auseinandersetzungen 42); bei Züchtigungsexcessen, vgl. § 15,

bedarf es wenigstens vorheriger ausdrücklicher Eröffnung des Rechtsweges.

i) Vgl. die ständischen Verhandlungen im Archiv für Landeskunde von
1867, S. 51, 56, 72.
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die städtischen Schulen aussuchen. Auch die domanialen Fleckenschulen

gehen schon weiter, wie denn z. B. nach § 87 der Schulordnung von

Dargun dort alle für die gewöhnlichen Berussarten des bürgerlichen,

nicht also bloß des Landlebens, erforderlichen Kenntnisse und Fertig-

keiten gelehrt, die Knaben noch vor der Konfirmation zur Reise für

eine höhere Clasfe der Realschule gebracht, die Mädchen aber zu

höherer weiblicher Ausbildung vorbereitet werden sollen.

Die seit 1872 durch den Rostocker Prosessor Grafen zur Lippe-

Weißenfeld ins Leben gerufenen Kreis- und Localvereine der kleineren

Landwirthe beabsichtigen eine allgemeine Einrichtung ländlicher

Fortbildungsschulen. Ihr Zweck ist, die männliche Schuljugend

aus der gesammten Landbevölkerung auch nach ihrer Confirmation und

damit eingetretener Entlastung aus der Elementarschule (§ 18) durch

Ergänzung und Erweiterung der Volksschulbildung sowie durch Be-

festigung der sittlichen Tüchtigkeit für ibren künstigen Beruf etwa bis

zum vollendeten 18. Lebensjahre weiter vorzubereiten. Als Lehrer

find die ländlichen Volksschullehrer, auch die Prediger, als Unterrichts-

objecte Deutsche Sprache, Rechnen, Naturkunde, Geometrie, Zeichnen

in Ausficht genommen. Eine gesetzliche Anordnung dieser Schulen

nach dem Vorgange anderer Deutschen Staaten, z. B. von Sachsen

und Hessen, ist in Mecklenburg bis jetzt nicht getroffen, auch in der

bereits früheren, domanialen Gemeindeordnung von 1869 nicht schon

vorgesehen. Alles bleibt hier zum freien Entschluß der einzelnen Ge-

meinden und der betheiligten Lehrer, auch deren Vereinbarung unter

einander, verstellt; falls aber auf diese Weife Fortbildungsfchulen

entstanden sind, darf die betreffende Gemeinde zweifellos durch Beschluß

den Unterricht obligatorisch machen. Als Remuneration für jeden

Lehrer sind wol bis 150 Mark jährlich ausbedungen, auch die Ge-

meinden hierbei durch die Kreisvereine sublevirt. Die Grundherrschaft^)
hat bis jetzt keine eignen und direeten, wohl aber bei günstigem

Stande der Amtsschulkaffen aus diesen baare Zuschüsse, auch in ein-

2) Nach einem Minist. Rescript vom 11. Juli 1876, abgedruckt im öffcntL

Anzeiger für Amt Schwerin 1876 Nr. 29.
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geinert Fällen 2—4 Raummeter schwaches Knüppelholz zur Heizung

des Schullocals an etwa zwei Wochenabenden, gegen Uebertragung der

Anfuhr und des Haulohns durch die Gemeinden, bewilligt. — Wegen

Konventionen mit anderen Staaten über gegenseitigen Schulzwang zu

obligatorischen Fortbildungsschulen s. § 18.

§ 7-

2) IndukrieschuLen.

In ihnen soll zunächstdie weiblicheSchuljugenddie ihr zu Hause

bei ihren theils anderweitig beschäftigten,theils selbst unerfahrenen

Müttern entgehendeUnterweisungin den nöthigstenHandarbeitener-

halten. Jene wird dann sür Dienstverhältnissemehr begehrt und

vermag im ledigenStande sichden nöthigen Unterhalt zu verschaffen,

bei eignemHauswesenbedeutendeErsparnisseherbeizuführenund ihre

Muße nützlichauszufüllen.•— Aber auch den Knaben soll darin Ge-

legenheitgegebenwerden, einige einträglicheHandfertigkeitenzu lernen

und sichdadurchdereinstguten Nebenverdienstzu bereiten.

Diese Erwägungen haben schon früh — und wenn auch nicht

schon nach der revidirten Kirchenordnung von 1650 (vgl. § 1, Note 1)

so doch in Folge eines landesherrlichen Rescriptes') v. 29. August 1792

— im Domaninm zur Anlage von Industrie- oder Arbeits-

schulen geführt, welche freilich erst in Folge eines besonderen Re-

gnlativs vom 23. Mai 1837, revidirt durch V. v. 12. August 1869

(Rgbl. Nr. 70), größeren Aufschwung gewonnen haben und fort-

dauernd nach Kräften gefördert werden (§ 10). —

Für die ständischen Landschulenbestehenhierfür bisjetztkeine

gefetzlichenBestimmungen.

§ 8.

8) Weben- oder 'Urivatschuten.

Nebenschulen heißen wol zuweilen die in entlegenenund zur

Uebertragung aller GemeindeschullastenunvermögendenOrtschaften,

z. B. in bloßen Büdnercolonien,eingerichtetennnd von Hülfslehrern

i) Auch in Frahm's Schulgesetzen.
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ohne eigenes Schulhaus und Ländereidotation geleiteten Schulen be-

sonders für die kleineren Kinder, doch werden im gewöhnlichen Wort-

sinne eigentliche Privatschulen darunter verstanden. Letztere werden

dann als vorhanden angesehen, wenn außerhalb der öffentlichen Schule

Kinder schulpflichtigen Alters aus mehr als einer Familie von einem

Lehrer oder einer Lehrerin gleichzeitig unterrichtet werden'); bloßer

Nebenunterricht in der Religion für Kinder nicht evangelisch-lutherischer

Konfession (§ 18), oder in fremden Sprachen, oder in Gegenständen

welche nicht in der Ortsfchule gelehrt werden, ist darunter nicht be-

griffen. Sie bedürfen der auf vorheriges Gutachten der Ortsschul-

behörde zu ertheilenden Genehmigung des Unterrichtsministerium, und

müssen sich innerhalb der durch die Bewilligungsurkunde ausdrücklich

vorgeschriebenen Grenzen halten, stehen auch unter steter Aufsicht der

Ortsschulbehörde. Für die Berechtigung als Privatlehrerinnen,

welche nur Kinder bis zu 10 Jahren ausbilden, genügt in allen

Landestheilen noch immer ein in Grundlage älterer Verordnungen zu

bestehendes Examen vor demjenigen Präpositus, in dessen Kreise die

erste Schulstelle angenommen wird2), während darüber hinaus jene

die Prüsung für Bürger- und höhere Mädchenschulen nach V. v.

24. September 1875, Rgbl. Nr. 26, absolvirt haben müssen. Die

Anforderungen an die Qnalification der Privatlehrer dagegen sind

in neuerer Zeit nicht erhöhet, und die Verordnung v. 28. Mai 1870

Rgbl. Nr. 40, wegen Prüfung der Kandidaten des höheren Schulamts

bezielt nur Lehrer an Gymnasien und Realschulen; jene brauchen

deshalb nur ein Facultäts-Zeugniß der Universität, oder ein Matnritäts-

Attest des Schullehrer-Seminars, in deren Ermangelung aber ein

Sittenzengniß vom Prediger ihres Aufenthaltsortes, fowie ein Be-

fähigungsattest vom kompetenten Präpositus nach vorherigem Examens)

1) Vgl. besonders auch über das Folgende die Zarrentin« Schulordnung
§ 6 und die Darguner § 4 ff.

2) V, 24. Septbr. 1875, § 14, Rgbl. 26; vgl. V. 7. Juni 1825, R, G, S.
Nr. 3332, Rgbl. Ig, und SS. 9. Aug. 1821, R. G. S. 3456, auch in Frahm's
Schulgesetzen S. 1. u. 154.

3) Vgl. R. G. S. Nr. 3332 u. 3456 citat.
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Förmlich concesfionirte Privatschulen finden sich übrigens, abgesehen

von den Städten, wol nur in Flecken, besonders für die noch nicht

schulfähigen —
(Kleinkinderschulen) —, serner fiir die eine

höhere Ausbildung erstrebenden (§ 6) Kinder, auch für Unterweisung

in den feineren weiblichen Handarbeiten; wie denn auch die domamale

Schulordnung v. 7. März 1823, § 6, Privatunterricht nur bei eigent¬

lichen Hauslehrern, alfo im Kreise einer einzigen Familie, für zu-

lässig erklärt (§ 18)4). Die Prediger sollen zu statistischen Zwecken

jährlich über die Privatschulen ihres Sprengels berichten (§ 4 a. E.).
Für ständische Landschulenist hierüber Nichts vorgeschrieben.

IV. Gründungund Erweiterungvon Schulen.
Einschulungen,

§ 9-

1) MementctrscHuten.

Währendursprünglich(§ 1), undselbstbis in die erstenDeeennieu
des laufendenJahrhunderts hinein, die Volksschulendes plattenLandes
sichwesentlichaus einige hundert Küsterschulenbeschränkten,haben sie
inzwischen,den Anforderungender neuen Zeit entsprechend,eine be-
deutendeVermehrungerfahren, und sind noch in steter Zunahme be-
griffen. Das GroßherzoglicheD om anium mit EinschlußdesHaus-
gutes und der incamerirtenfrüheren Rittergüter zählt in etwas mehr
als 1000 Ortschaften') nach dem Staatskalender von 1879 aus dem
plattenLandeund in den Fleckenc. p. 610 Elementarschulen,davon im
Hausgut 35, mit etwa 750 Klassen,dagegendie Ritter- und Land-
schaft in etwa 950Ortschaften562 Schulen. Das Verhältnißist alsoin
beidenLandestheilenziemlichgleich. Nicht viel mehr als die Hälfte
aller Ortschaften hat hiernach eigene oder Ortsschulen, während
die Jugend der anderen auf den Besuch benachbarterSchulen ange¬

4) Nach V, v, 7. Juni 1825 citat. können freilich mich andere Kinder

daran theilnehmen, wenn sie auch das Schulgeld für bic öffentliche Ortsschule

zahlen — wozu übrigeus jetzt auch Haltung eines Hauslehrers verpflichtet (§ 47.)

Vgl. Beitr. zur Statistik Mecklenburgs Bd. 4, S. 18.
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wiesen, dort eingeschult ist. Solche Einschulungen oder Schul-

verbände erstrecken sich sowol innerhalb der einzelnen Landestheile

als über ihre Glänzen hinaus — nicht allein also z. B. innerhalb

desselben Domanial-Amtes, sondern auch auf ein benachbartes, ja selbst

aus Domanium aus Ritterschaft und Städte, sowie umgekehrt; nur

soll nach der Schulordnung vom 21. Juli 1821, § 7, eine ständische

Landschule, — abgesehen von einzelnen bei der Stadt gelegenen Ge-

Höften — nie mit einer Stadtschule vereinigt werden. Die domanialen

Amtssreiheiten werden dagegen regelmäßig in den betreffenden Städten

eingeschult sciu (§ 38). Besondere Contracte regeln dann die Vergütung

ftir solche Ueberuahme fremder Ortschaften (§ 38, 48). Im Allgemeinen

wird jedoch die Auslösung bestehender Schulverbände und die Anlage

der Ortsschulen erstrebt, dadurch auch der Schulbesuch erleichtert, der

heilsame, stete Einfluß der Ortslehrer auf die Schuljugend gewonnen,

die Anzahl der Lehrer an sich, und zumal solcher mit Familienstellen,

vermehrt. Abgesehen hiervon gibt es bestimmte Fälle, in welchen neue

Ortsschulen eingerichtet werden müssen^):

Für die Domanialschulen normirt eine Maximalzahl der von

einem Lehrer zu unterweisenden Kinder, welche früher zwischen 40

und 50 schwankte, später auf 100 erhöhet, in neuester Zeit aber nach

ministeriellen Principien^) aus etwa 80 limitirt ist. Bei voraussichtlich

dauernder Erreichung dieser Anzahl, d. i., wenn sie aus dem Durch-

schnitt der letzten 5 Jahre resultirt und auch in den letzten 2 Jahren

vorliegt, ist das Verfahren verschieden, je nachdem bei der überfüllten

Schule Einschulungen sind oder nicht. Im ersteren Falle ist regel-

mäßig der Schulverband auszulösen, und bleibt dann den bis dahin

eingeschulten Ortschaften nur übrig, sich nach der Gelegenheit einer

anderweitigen Einschulung umzusehen oder eigne Ortsschulen zu

gründen; eine AbHülse durch bloße Anlage einer neuen Klasse bei der

bisherigen gemeinschaftlichen Schule ist nur ausnahmsweise zulässig.

Wird aber andererseits die Ueberfülle ohne jede Einschulung schon

2) Balck, Dom.-Vcrh. II., §§ 10.

3) auch nach Schulrcgulativcn von Zarrentin § 2, Pocl § 2, Lübtheen § 2,

Dargun, § 89; vgl. Circ. des Unt.-Minist. v. 24. Oct. 1873.
Balck, Landschulwesen. 2
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allein durch den Schulort bewirkt, so soll hier zunächst eine zweite,

besondere, hauptsächlich für die kleineren Kinder bestimmte Schule er-

strebt, und nur beim Unvermögen der Gemeinden zur Uebertragung

der dadurch verdoppelten Schullasten, sowie ferner beim Vorhandensein

schon zweier Ortsschulen, durch Theilung in mehrere Klassen geHolsen

werden. Im Allgemeinen gilt hierbei als leitende Norm^), daß die

Anzahl der, immer unverheiratheten, Klassenlehrer nicht mehr als die

Hälfte der, immer mit Familienstellen dotirten Haupt- oder eigent-

lichen Ortsschullehrer sein soll, damit die Lehrer möglichst früh ihren

eigenen Hausstand zu gründen vermögen. Die Kinderzahl in den einzelnen

Klassen muß theils zur Vermeidung vorzeitiger Versetzungen in die

ersten, theils zur Verhütung von Uebersülle in den unteren, sorgfältig

und keineswegs nach der Rücksicht erwogen werden, daß der Schullohn

der Hauptlehrer sich nach der Anzahl der von ihnen unterrichteten

Schulkinder richtet, die Klassenlehrer aber unabhängig davon ihr

sestes Gehalt beziehen (§ 36)5). — Wenn später die Gesammtzahl

der Schulkinder mehrklassiger Schulen dauernd wieder unter die

Maximalzahl sinken sollte, ist die Aufhebung solcher Theilung und

die Wiedervereinigung zu einem Ganzen zu erwägen und vom Prediger

an kompetenter Stelle zu beantragen^).

Für die ständischen Landschulen gelten nach der Schulordnung

v. 21. Juli 1821 § 1 ff. und a. E. andere Bestimmungen. Zunächst

bedars hier jedes Gut einschließlich seiner Pertinenzen, also ganz un-

abhängig von der Einwohner- und Schulkinder-Zahl, nur einer einzigen

Schule. Abgesehen hiervon, dürfen mit einem Orte von 30 Feuer-

stellen keine Ortschaften zu einer Schule vereinigt werden, mit Aus-

nähme einzelner Gehöfte oder kleiner Ortschaften von 10—15 Feuer¬

stellen, welche nach ihrer Lage nicht gnt anderswo hin eingeschult

werden können. Ortschaften unter 30 Feuerstellen können mit ein-

ander zu einer Schule gelegt werden, wenn sie nicht mehr als eine

halbe Meile von einander entfernt und zusammen nicht über 60 Feuer-

*) Dgl. v. Zarrentin citat. u, Dargun § 43.

5) Circ. des Unt.-Min, D. 11. März 1854.

«) Dgl. v. 15. Mai 1855, 24. Fcbr. 1865.
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stellensind, wobei aber kleine,aus wenig Feuerstellenbestehende,und

nichtgut anderweitigeinzuschulendeOrte wieder nicht mitzählen; bei

bereits combinirtenSchulen ist eine Erhöhung der Feuerstellen bis

aus 80 zulässig. Wenn unter den zu vereinigendenOrtschaftenein

Psarrort sich befindet, muß dort auch die Schule errichtet werden;

sonst entscheidetdie Vereinbarung der betreffendenGutsherrschasten

oder Ortsobrigkeiten. Kinder aus ritterschaftlichenGütern, welcheim

Domanium eingeschultsind, sollen hier in keinemStücke geringerge-

halten und weniger gut unterrichtetwerden, als es in den eigenen

ständischenLandschulengeschehenwürde.

Kraft des dem Unterrichtsministeriumim Domanium zustehenden

Schnlpatronates (§ 5) hat es, nach Gemeinde-Schulordnungvom

29. Juni 1869, § 12, auch nach Durchführung der Gemeinde-

organisation,die Bestimmung, resp. nach Vereinbarungmit den sonst

betheiligtenOberbehörden(§ 5), an welchenOrten Schulen zu unter-

halten oder neue zu gründen, auch wieviel Schulen oder Klassen an

einem Orte herzustellensind — ebenso über die Dotation neuer

Schulen (§ 29 ff.), endlichbei einem neuen Schulverbandeüber die

Antheileder einzelnenGemeindenan den Schullasten,sowiebei Aus-

lösungdesselbenüber die Entschädigungder ausscheidendenOrtschaften

(§ 38). Bei den ständischenSchulen ruhet hier Alles wesentlichin den

Händen der Grundherrschasten(§ 5).

§ 10.

2) Industrieschulen.
Dieselbensind seit neuesterZeit im Domanium in rascherZu-

nähme begriffen(§ 7). Im Jahre 1864 nur 184, waren sie 1870

bereits aus 300, und sind bis 1879 auf 465 gestiegen,sodaß sie
voraussichtlichbald die Anzahl der Elementarschulen(§ 9) erreichen
werdenund in den Aemtern Schwerin, Neustadt, Bützow, Greves-
mühlen, Schwann, Wismar, Crivitz, Stavenhagen, Wredenhagen
bereits erreichthaben. — Für die Ritter- und Landschaft führt

der Staatskalendernur ein Paar Industrieschulenim Klostergutauf;

dochsollendanebennoch einige angelegtfein.
2*
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Nach den Regulativen vom 23. Mai 1837 nnd 12. August1869

sollenim Domanium dieseSchulen errichtet werden, wenn — was

meistensder Fall sein wird — tüchtigeLehrerin(§ 26) und geeignetes

Lokal (§ 33) sichfinden. Amt und Prediger gemeinschaftlichsollen

das hierzu Erforderlicheanordnen und Genehmigung des Unterrichts-

Ministerium,bei nicht geschehenerEinigung aber dessenEntscheidung

erbitten. — In der Regel sollen nicht mehr als 50 Kinder zugleich

von einer Lehrerin unterrichtet werden. Wird diese Zahl dauernd

überschritten,so soll nach Ermessen des Amtes und Predigers mit

ministeriellerGenehmigung eine zweite Schule oder Klasse mit be-

souderemUnterricht und nöthigensalls mit einer besonderenLehrerin

gegründetwerden. WegenBerichte überdie Industrieschulenvgl. § 50.

V. Unterrichtsobjertc.

§ ii.

1) in KLernentcrrscbuten.

Schon nach der revidirten Kirchenordnungvon 1650 (§ 1), wie

auch nach späteren Gesetzen,insbesonderenach der Domanial-Schul-

ordnung vom 7. März 1823, erstrecktsich in den domanialen

Landschulen,ihrem Character als Volksschulenentsprechend(§ 6), der

Unterricht ursprünglich — wenigstens für Kinder des evangelisch-

lutherischenBekenntnisses(§18) — aus Religion und biblischeGe-

schichte,ferner auf Lesen,Schreiben, Rechnen, besondersKopftechnen,

Singen. Jeden Morgen soll die Schule mit Gebet und Gesang der

üblichenKirchenmelodieneröffnet, auch sollen Gebete auswendig ge-

lernt werden. Jedes Kind soll bis zur Coufirmation vollkommen

geläufig lesen können und sonst nicht zum Confirmanden-Unterricht

gelassenwerden^). Seit einigen Jahren ist auch der Geographie-

Unterricht, wenigstens für die oberen Abtheilungen und Klaffen,

obligatorischgeworden;derselbeist im Winterhalbjahrein zwei ganzen

oder vier halben Stunden, fiir den Sommer wenigstensmöglichstin

i) Circ. des Unt.-Min. v. 29. Novbr. 1352.
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der halben Zeit, zu ertfjeilen2). Auchgeläufigerund richtiger,münd-

licher und schriftlicherGebrauch der hochdeutschenSchriftsprache,

besonders Anleitung zur Anfertigung von einfachen Aufsätzen,

Quittungen, Rechnungen, Briefen nebst Adressen:c. gilt jetzt als

Aufgabeder Volksschulen3).Unterweisungin der Obstkundeist schon

seit Jahren vorgeschrieben4).Bei Erhöhung ihrer Gehalte sind die

Klassenlehrerverpflichtet(§ 36), auch Turnunterricht unentgeltlichzu

ertheilen,fobaldderselbeangeordnetsein wird^), und ist derselbedann

auch obligatorisch(§ 20). —In denFleckenkommtGeschichte,Natur-

künde,Raumlehre, Zeichnenhinzu, auf Wunsch der Angehörigenin

den oberen Klassen auch wol Unterricht in fremdenSprachen, be-

sonders im Lateinischenund Französischen,zu dessenVornahme der

Rectorverbundenzu sein pflegt^).— Die AnordnungderLehrstunden

geschiehtnach der Domanial-Schnlordnung durch die Prediger, und

sind hiernachdie Lectionstabellenanzufertigenund in denSchulstuben

auszuhängen. In den Fleckenfchulenpflegt der Lehrplan nach Be-

rathnng derLehrer vom Rector entworfenzu werden,und bedarf, auch

zu seiner späterenAenderung, der Genehmigungder Ortsschulbehörde

und des Unterrichtsministeriums7).— Beschäftigungder Kinder in

der Schule mit Nebenarbeiten,besondersauch zumNutzender Lehrer,

ist durchausverboten8).—

In den ständischen Landschulen entspricht hinsichtlichder

Unterrichtsobjectedie ständischeSchulordnung vom 21. Juli 1821

fast wörtlichder vorgenanntendomanialenvom 7. März 1823, welche

hierin nach jener formirt ist. Die späterenfürs Domaniumgegebenen

Zufatzbestimmungenwegen Geographie, Obstkunde, Sprachlehre,

Turnen, sind nicht durch Landesgesetzauf die ständischenSchulen

2) Dgl. v. 6. Juni und 26. Octbr, 1872, letztere in Frahm (5. 136.

3) Dgl. v. 18. Januar 1873.

4) SS. 24. Febr. 1827, Raabe, Ges.-S. Nr. 3361, Rgbl. 12, Circ. v.

15. Novbr. 1851, Anl.; vgl. Frahm, Schulgesetze, S. 08 u, 104.

5) Circ des Unt -Min. v, 26. Jan. 1877.

6) Poeler Regul. § 19, Zarrentiner dgl. § 15 n. 25, Dargnn dgl. § 58,

7) Zarrentin, dgl. § 26, Dargnn § 94.

8) Schon durch Schulordnung v. 1. December 1768.
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ausgedehnt,und könnendeshalb hier wegen des den Gutsherrschasten

gebührendenSchulpatronates (§ 5) nur mit deren Specialbewilligung

Eingang finden^). Durch dieneuesten,nach längerenVerhandlungen'")
publicirteu Normen für die an die Dienstkinder zu stellendenAn-

sorderungen(§ 19) sind übrigens letztere auch im Allgemeinenhier

gesteigert. Bei der Aufstellungdes Leetionsplans durch die Prediger

darf auch die betreffendeGutsherrschastzweifelsohnesich betheiligen.

§ 12.

2) in AndulZriefchuten.

Nach den domanialen Jndustrieschul-Regulativenvom 23. Mai

1837 und 12. August 1869 sollenhier den Mädchengelehrt werden:

Stricken,Nähen, Stopfen, Flicken, Garnzeichnen, Spinnen, Haspeln,

Winden, Spulen, Zuschneidenvon Hemdenund weiblichenKleidungs-

stücken,nach Befinden auf Anordnung des Amtes und Predigers auch

Waschen(vgl. § 43), Plätten, Netzmachen,Stroh- und Korbflechten

und dgl., — wogegenfeinere Arbeiten,z. B. Sticken, ausgeschlossen

sind. Auch Knaben werden auf Wuufch der Angehörigenzur Er-

lernung des Strickens, Spinnens, Netzmachens,Stroh- und Korb-

flechtenszugelassen,solange der Raum ausreicht und die Anzahl der

zu unterrichtendenKinder nicht zu groß wird (§ 10). Bestimmte

Lehrmethodenexistirenbisjetztnicht.

Für etwaige ständische Industrieschulen sind dieserhalb keine

gesetzlichenVorschriftenergangen(§ 7 u. 10). —

VI. Sucher und Lehrmittel.

§ 13.

1) in KtementcrrscHul'en.

Jene stehennachderDomanial-Schulordnung von 1823, § 15

nicht in freier Wahl der Eltern oder Lehrer, sind auch nicht in allen

Schulen gleichmäßig, sondern je nach dem Standpunkt der Schule

9) so auch nach C. v. 18. Januar 1873 (Note 3).

10) Vgl. darüber Archiv für Landeskunde v. 1865 S. 646, t>.1867 S> 46,

51, 56, 59, 72, v. 1868 S. 119; ebenso Landtagsverhandlungeu von 1878.
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von den Predigern dem Superintendenten nnd von diesem dem

Unterrichtsministeriumzur Genehmigung vorzuschlagen'). Bibel,

Gesangbuch,Landeskatechismussind in Händen jedes Schulkindes,

und im Uebrigen jetzt2) gebräuchlich:die Fibel von Schraep —

biblischeHistorien von Albrecht, von Nürnberg und Maßkow —

Rechnenbüchervon Qnitzow, Hirsch, Böhm, Häster, Schlotterbeck—

die Tiedemann'schenSchreibvorschriften3)— das auf Veranlassung

des Unterrichtsministeriumsvon Fachmännern ausgearbeitete, aus

der Buchdruckereivon Hirsch in Rostock zu beziehendeerste*)und

zweites Lesebuch für Volks- und Bürger- (Stadt- und Land-)
Schulen in Mecklenburg-Schwerin— Schulgeographievon Seydlitz,

auch von Stahlberg — Planigloben von Sydow, von Kiepert
— WandkartenEuropa's von Stülpnagel, von Handtke, Deutsch-

lands von Leeder, Mecklenburgsvon Bosch, von Holle, Palaestina's

von Hergt, der biblischenErdkunde von Kieperts. Eine aus Ver-

anlassung des KaiserlichenGeneral-Postamtes gedruckte„Anleitung

für Anfertigung von Briefadressen" ist in den Schulen vertheilt').
Beim Gesangunterricht dient statt des früheren Bade'schen oder

Lüssow'erMonochords jetzt mehr die Geige, auch wol ein Choral-

melodien-und passendesLiederbuch. Auch der Pestalozzi-Vereinver-

treibt mehrere gute Schulbücher:c. (§ 41). Wegen Bücher und

Lehrmittel in ständischen Schulen sind keine Bestimmungen

publieirt. —

Lehrer und Schüler müssen ihre Bücher und Schulutensilien aus

eigenen Mitteln beschaffen3); zur Vermeidung von Verzögerungen wird

Circ. des Unt.-Min. D. 5. Juli 1875 in Frahm's Schulges. S. 138.

2) über frühere vgl. Balck, Dom.-Verh. II. S. 17.

3) Circ. v. 20. Juni 1844 u. 29. Decbr. 1845.

4) Circ. des Unt.-Min. v. 30. Scptbr. 1867.
5) dgl. v. 27. Juni 1873; wegen Auswahl der Lesestücke sür katholische

Kinder vgl. Circ. des Unt.-Min. v. 29. April u. 3V. Oetbr. 1874 in Frahm's

Schulges. S. 142 ff.
6) dgl. v. 6. Juni, 8., 26., 30. Octbr. 1872.

i) dgl. v. 18. Jan. 1873.

8) Raabe, Ges.-S. Nr. 3371, 3372, und Frahm S. 134, 135; Circ. des

Amtes Schwerin v. 13. Mai 1868 im Schwerin. Amtsblatt 1879 Nr. 8.
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hierzu aber nötigenfalls aus Schulstrafgeld(§ 20), auch wol aus der

Amtsschulkasse(§ 4G) ein Vorschuh gestellt und baldmöglichstwieder

beigetrieben9). Bei Armen wird hier verfahren, wie bei sonstigen

Bedürfnissenderselben^), auch wol aus Schulstrafgelderngeholfen");

die Bücher werden dann aber Jnventarium der Schule und nach der

Confirmationvon den Kindern dorthin zurückgegeben,mit Ausnahme

der Bibeln, Gesangbücher, Katechismen^). Eigentliche Lehrmittel,

welcheInventar und Eigenthum der ganzen Schule und zu deren

dauerndemNutzen bestimmt sind, z. B. Globen, Wandkarten, Vor-

schristen,Modelle, Anschauungsbilder,auch Turngeräthe, wurden vor

Einführung der Gemeindeordnung^)regelmäßigaus Schulstrafgeldern

(§ 20), bei deren Unausreichlichkeitaus den Amtsschulkassen(§ 38)
bezahlt. Nach Gemeindeschulordunngvom 29. Juni 1869, § 6, soll

hier fortan verfahren werden wie bei Schnlbauten (§ 34). Weil aber

dann die nöthige Anschaffungmeistens voraussichtlichnur langsam

betrieben und der Unterricht darunter leiden würde, dürfte es sich

empfehlen,auch jetzt noch zunächstzu den vorhandenen Schulstraf-

geldern,zumal dieselbennicht an die Gemeindenübergehen, sondern

auch fernerhin zur Verfügung der Amtsschulbehördeverbleiben(§ 20),

zu greifen, bei deren Unausreichlichkeitselbstvielleichtaus den Amts-

schulkassenbeizutragen(§ 46), und nur äußerstenFalles die Gemeinden

heranzuziehen").—

Für die ständischen Landschulenfehlten bis in neuere Zeit

ausdrücklicheGesetzesbestimmungenüber diesen Punkt. Gelegentlich

der Verhandlungen über Revision der ständischenSchulordnung von

1821 auf den Landtagen von 1866 bis 1868 versuchtedieRegierung,

9) Schwerin. Amtsblatt citat.

10) Raabe, Ges.-S. Nr. 3360, Frahm S. 138.

U) Circ. v. 12. Deebr. 1845; Frahm S. 64.

12) Schwerin, Amtsblatt, citat.

13) Balck, Doman.-Verh. II. § 14.

u) so auch schon nach Circ. des Unt.-Min. v. 26. Octbr. 1872 in Frahm

S. 136 wegen Beschaffung von Wandkarten, ferner nach Schulregnlativ v.

Neukloster § 11; vgl. dagegen Normal-Kassenregulativ v. 23. März 1874, § 2

sub 4. Auch in Special-Rescripten, z. B. v. 20. März 1872 ans Amt Gade-

dusch ist die fortdauernde, primitive Haftung der Strafgelder ausgesprochen.
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außer freier Verfügungder Prediger über die Schulstrafgelder(§ 20)
auch dieVerpflichtungder Gutsobrigkeitenzur Beschaffungdernöthigen
einfachenLehrhülfsmittel,als Lehrbücher,Wandtafel,Wandfibel,Vor-
schristsblätter,Anschauungsbilderzum Ausdruckzu bringen. Stände
jedoch,welcheim Uebrigensowolihr Recht als ihre Verpflichtung,für
dieBedürfnissederSchulezu sorgen,voranstellten,übernahmenzunächst
nur die zum stehendenJnventarium der Schulen und nicht in den
Besitzder einzelnenLehrerund Schüler gehörigenWandtafeln,Wand-
fibelnund Anschauungsbilder'^),erklärten aber Lehrbücherund Vor-
schristsblättersür alleinigeSache der Lehrer und Schulpflichtigen^).

§ 14.

2) in ZndultrieftHuLen.
Nach dem neuen domanialen Jndustrieschul-Regulativvom

12. August 1869, womit übrigens auch das frühere vom 23. Mai
1837 wesentlichübereinstimmt,wird von der LehrerinHaspel, Winde,
Wafchbalge,Plätteisen gehalten. Die anderenWerkzeuge,als Strick-
sticken,Nähnadeln, Scheeren, Spinnräder, nötigenfalls auch Sessel
und Stühle, müssen von den Kindern mitgebrachtwerden und ver-
bleiben in deren Eigenthum. Die Eltern beschaffendas Arbeits-
Material aus eigenen Mitteln und behalten die daraus gefertigten

Arbeiten. Für Arme wird das nöthige Werkzeugund Arbeitsmaterial
in derselbenWeise beschafft,wie die Schulbücher (§ 13); elfteres
bleibt dann Eigenthum der Schule, während über die aus dem
Material angefertigtenArbeitendiejenigeStelle verfügt, welchedasselbe
hergegebenhat.

Jede Lehrerin soll vollständigeund genaue Verzeichnisseführen
sowolüber alle der IndustrieschulegehörendenGerätschaften, Werk¬
zeugeund Materialien, mit AngabederKinder, welchendieselbenzum
Gebraucheüberlassensind, als auch über alle im Lause des Schul-

15) so auch nach V. v, 5. Febr. 186g, § 3, Rgbl. Nr. 13 und v. 3. April
187g, ß 3, Rgbl. Nr. 8.

16) die Verhandlungen s, Archiv für Landeskunde 1867 S. 55, v, 1868
S. 115, v. 1869 S. 351, 362.
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jahrs angefertigtenArbeiten, mit Beifügung der Kinder, von denen

letztereherrühren,— jene auch mindestenseinmal jährlich am Schlüsse

des Schuljahrs resp. auf Verlangen öfter dem competentenPrediger

zur Einsicht und Mittheilung ans Amt vorlegen, auch von den ab-

gehendenSchülerinnen, die diesen in Gebrauch gegebenenUtensilien

wiederabliesernlassen.

Für etwaigeständische Industrieschulen sind bisjetzt keine be-

treffendengesetzlichenBestimmungengetroffen(§§ 7, 10, 12). —

§ 15.

VII. Schulzucht und Disciplin.

Die Volksschulesoll nicht allein Lehrinstitut, sondern auch Er-

ziehungs-Anstalt der Jugend sein; die Ausübung der Schulzucht

gebührt deshalb den Lehrern sowohl inner- als auch außerhalb der

Schule'). Für die domanialen Landschulennormiren dieserhalb

bestimmteVorschriften^).— Die Bestrafung von Vergehenaußerhalb

der Schule, soweit dieselbennicht schondenBestimmungendes Straf-

gesetzbuchesunterliegen, ist freilich in erster Linie Sache der Eltern

und Vormünder,dochtreten bei deren Schwächeund Abneigungohne

Weiteres die Lehrer, resp. zur Ermittelung der Schuld die Amts-

schulbehörden(§ 4) an ihre Stelle; auch die Schulvorsteher (§ 3)

sind hierbei zur Vigilanz und Anzeigeverpflichtet.— In allenFällen

ist den Lehrern das Recht körperlicherZüchtigung verblieben; dieselbe

soll jedochnur bei wirklichvorhandenerNothwendigkeit,besondersbei

groben sittlichenVergehen, z. B. Lügenhaftigkeit,Dieberei u. s. w.,

auch nur innerhalb der Grenzen väterlicherZucht, möglichsterst nach

Beendigung der Unterrichtsstunden, und mit Vorsicht, z. B. ohne

Schläge an den Kopf, stattfinden^). — Die Angehörigengezüchtigter

Schulkinder dürfen den Lehrer nicht persönlich darüber zur Rede

1) Schulregulatw v. Dargun § 47, von Zarrentin § 19.

2) V. v. 10. Febr. 1845; Circ. des Unt.-Min. v, 24. Febr. 1854; wegen

Vergehen außerhalb der Schule dgl. v. 30. Septbr. 1872; vgl. Frahm

S. 131, 133.

3) Vgl. Zarrentiner Regulativ § 19.
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stellenund könnendafür obrigkeitlichselbstmit Geld- und Gesängniß-
strafe belegt,auch außerdemvon jenem im Proeeßwegeoder criminell
belangt werden.— Bei vermeintlichenZüchtigungsexcefsengehen die
Beschwerdenzunächstan den Prediger und erst nach Mißlingen da¬
von ihm zu versuchendenAusgleichungan das Amt, welchesdann
gemeinschaftlichmit jenem förmlichepolizeilicheUntersuchunganstellt,
und den schuldigenLehrer unter Verurtheilungin dieKostenmit Ver-
weis, resp. Geldstrafevon 1—5 Thlr. belegenevent. seine Ver- oder
Absetzung(§ 40) an competenterStelle beantragenkann. Bei wirk-
lichen, ärztlich zu bescheinigendenVerletzungen, wozu aber bloße
Striemen oder Fleckennicht zu rechnen, kann nach wiederholt zu
erstrebenderaber mißlungener Einigung über Schäden und Kosten
der Angehörigender processualischeKlageweg,welcherihnen hier ohne
Weiteres nicht zusteht, gegen den Lehrer eröffnet werden"1). Gegen
alle Entscheidungender Amtsschulbehördeführt der Reeurs an das
Unterrichtsministerium. Die Reisekostendes Predigers sind zu den
Untersuchungskostenzu rechnen,also bei Nichtverurtheilungdes Lehrers
aus der Amtskassezu bezahlen^). — Selbstverständlichbleibt hier¬
neben bei criminellenGesichtspunktendas Einschreiten des Straf-
gerichtsdurchaus gewahrt und ruhet während desselbendas sonstige
vorausgesührteVerfahren.— Uebrigenssind vorstehendebisherigeBe-
stimmungenfortan durchV. v. 5. Mai 1879, Rgbl. Nr. 16, modi-
sicirt. Die Angehörigenkönnen hiernach ohne Weiteres sich an die
Gerichtewenden, doch müssenLetzteredie betreffendenKlagen sofort
abschriftlichdem Staatsministerium mittheilen, zu dessenErmessenes
dann steht, den vermeintlichenZüchtigungsexceßdurch eine Vor-
entscheidungsestzustellen,bis zu deren Fällung das gerichtlicheKlage-
verfahren,mit Ausnahme einstweiligeroder dringlicherVerfügungen,
auszusetzenist. So lange kein oberster Verwaltungsgerichtshoffür
Mecklenburgbesteht, ist das Reichsgerichtum Abgabe der Vorent-

4) Balck, Doman.-Verh, II. § 16 Nr. 5.

5) nach früheren Regiminalvcrfügungcn, auch nach Kammerrcscr. an Amt
Crivitz von 1879.
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scheidungzu ersuchen. Vorstehendesgilt, wie bei Civil- und Privat-,

so auch selbstbei öffentlichenKlagen. —

Jndustrielehrerinnenmüssennach demJndustrieschulregulativvom

12. August 1869, § 15, zur Aufrechthaltungder Disciplin zunächst

den Beistand der Ortslehrer erbitten, — für welchenFall obige

Regeln auch hier gelten— event. sichan den Prediger wenden.—

Für ritterschaftliche Landschulenenthält über Schulzuchtnur

eine ältere Schulordnung v. 31. Decbr. 1773 eine Bestimmung,

welchein § 15 jeglichenHaß und Groll der Lehrer verbietet und

harte Mißhandlungenn\ mit Absetzungbedrohet.

VIII. Schulzeit.

§ 16.

1) in gjfemettiarfcßufevt.

In älterer Zeit wurde nur während des Winterhalbjahrs unter-

richtet. Weil dann aber die Schulkinder im Sommer das Gelernte

wiedervergaßen,wurde schonim 17tenJahrhundert, z. B. nacheinem

Rescript Herzogs Gustav Adolph v. 18. Juni 1659, die Haltung der

Schule auch während des Sommers ins Auge gefaßt, jedocherst durch

Vo. v. 19. Decbr. 1768, 20. Aug. 1771, 11. Juli 1777 im

Domaninm zur allgemeinenRegel̂ ). Sonach traten Sommer-

schulen zu den Winterschulen; für letzterenormirt noch immer

wesentlichdie Domanial-Schulordnung v. 7. März 1823, erläutert

durch V. v. 23. Octbr. 18242), während für erstere besondere

Regulative nach einander v. 26. August 1852, 18. Juni 18663),

22. August 1878, Rgbl. Nr. 18 ergangensind, durch welche auch

gegenfrüher die Unterrichtsstundenzeitgemäßvermehrtsind.

Die Sommerschulefängt am Montag nach Ostern an (§ 18);

die Winterschuleam Montag oder Donnerstag nach dem 24. Oetober,

je nachdemletztererin die zweiteoderin die ersteHälfteder Wochefällt.

jene Verordnungen s. in Frahm's Schulgesetzen S. 78, 16, 48.

2) s. Rciabe, Ges,-S. Nr. 3354, 3355; Frahm, citat. S. 20 ff.

3) in Frahm's Schulgesetzen S. 51.
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In der Sommerschulewird jetzt an den 6 Wochentagendrei
Stunden Vormittags, in der Regel von 7—10 Uhr, jedochnach Ver¬
einbarung der Prediger, Lehrer und Schnlvorsteher auch von 6—9
oder von 8—11 Uhr unterrichtet;wennKlassenlehrerbestallungsmäßig
zu 4 bis 5 Stunden täglich verpflichtetsind, ist diese Zahl maß-
gebend,und sind dann 2—3 aus den Vormittag, 2 auf den Nach-
mittag zu legen, mit Ausnahme der schulfreien Mittwoch- und

Sonnabend-Nachmittage.— Wegender Schulstundender Dienstkinder
vgl. § 19. — In den Winterschulenwird Vormittags von 8—11
und Nachmittagsvon 1—4 Uhr unterrichtet, wobei die über Feld
Gehenden etwas früher zu entlassen sind; die Mittwoch- und
Sonnabend-Nachm^tagesind auch hier schulfrei).

GesetzlicheFerien sind 3 Wochenzusammenfür das Weihnacht-
und Osterfestincl. der Festtage, — für dieLehrer mit Ackerwirthschast
eine Woche Saatferien oder bei entfernten DienstwiesenHeuferien
während der Vormahd nach vorheriger Anzeige an Prediger und
Schulvorsteherüber Beginn dieserFerien — der Dinstag und Mitt-
wochder Pfingstwoche— der Jahrmarktstag in der nächstenStadt
— Kornerndte-und Kartoffelferienzusammen8x/2 Wochennach Ver¬
einbarungder Prediger, Lehrer, Schulvorsteher.—

UebersonstigeBefreiungender Kinder s. § 18 u. 19.
Außer jener Ferienzeit dürfen die Lehrer den Unterricht nicht

aussetzenund müssen dazu selbst in KrankheitsfällenErlaubniß des
Predigers vorher oder baldmöglichsterwirken. Gleiches gilt von
anderenunabweisbaren Behinderungen, z. B. drängendenReisen :c
Bei längerer, etwa 8 Tage überschreitenderBeurlaubung^)wird durch
den Prediger ministerielleErlaubniß einzuholensein.

Auchin den ständischen Landestheilen traten zu den vorher
alleinigenWinter- durchV. v. 31. Deebr. 1773 nochSommerschulen
Für beidegilt nochjetzt die Schulordnung v. 21. Juli 1821, soweit
sie nicht zunächstdurchV. v. 5. Febr. 1869, Rgbl. 13, und nach

4) oder statt deren nach Cire. des Unt.-Min. v. 29. Mai 1852 auch der
ganze Sonnabend.

b) Vgl. Regulativ v. Dargun § 51, 52; von Zarrentin § 17, 18.
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deren Wiederaufhebungdurch V. v. 3. April 1879, Rgbl. 8, erläutert

ist. — Hiernachfält der Anfang der Sommer- und Winterfchulemit

demjenigenim Domanium zufammen. Der Unterricht in elfterer ist

nach Ermessen der Gutsobrigksit entwederzweistündigan den Vor-

mittagen aller Wochentageoder dreistündigan den Vormittagen von

vier bis sechs Wochentagen; eine völlige Gleichstellung mit den

domanialenSommerfchulenwar bisher nicht erreichbar^). Wegender

Dienstkindervgl. auch hier § 19. In den Winterfchulenwird täglich

Vormittags von 9—12 Uhr und Nachmittags von 1—3 Uhr unter¬

richtet, mit Ausnahme der schulfreienMittwoch- und Sonnabend-

Nachmittage.— Schulferien sind die Weihnachtszeit,vom Tage vor

Weihnacht incl. bis zum Tage nach Neujahr incl., — Dinstag und

Mittwoch der Pfingstwoche— der Jahrmarktstag in der nächsten

Stadt — für Erndte der Feldfrüchte8'/z Wochen, mit Vertheilung

durch die Ortsobrigkeit bei gleichzeitigerAnzeige an den Prediger,

jedochunter ununterbrochenerDauer der Schulfreiheit höchstensbis

zu 5 Wochen.— Ueber sonstigeBefreiungen der Kinder s. § 19. —

Beurlaubung der Lehrer außer der Zeit wird durchdie Gutsobrigkeit,

mit Kenntnißnahmeder Prediger, zu geschehenhaben.

§ 17.

2) in Industrieschulen.

Nach dem neuesten,sürs Domanium ertheiltenRegulative vom

12. August 1869, Rgbl. 70, dauert derJndustrie-Unterrichtsowol im

Winter als im Sommer mit Ausnahme der gesetzlichenFerien (§ 16).

WöchentlicheSchulstundensollen im Sommer wenigstens6, im Winter

wenigstens8, bei besonderenVerhältnissenauch umgekehrt,bei einer

ganz geringen Mädchenzahl (§ 10) mit ministerieller Erlaubnis

während des ganzenJahres auch selbstnur 6 sein, immer aber wegen

des mit Vorbereiten und Wegräumen der Arbeitsgeräte stets ver¬

bundenen Zeitverlustes wenigstens 2 volle Stunden hintereinander.

Die spezielleAnordnung der Schulstundengeschiehtnach Anhörung

6) Die Vcrhandlg, f. im Archiv für Landeskunde 1867. S. 47; 1868.

S. 114,119.
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der Schulvorsteher gemeinschaftlich durch Amt und Prediger, mit Be-

rücksichtigungeingeschulter Ortschaften, sowie mit geeigneter Fürsorge,
daß dem ordentlichenSchulunterricht kein Abbruch, sowie den Mädchen

durch zu langes, anhaltendes Sitzen in der Schule kein Schaden

geschehe.—

Eigene Behinderung durch Krankheit muß die Lehrerin dem

Prediger anzeigen, auch dessen vorherige Erlaubniß zu ihrer drängenden

Beurlaubung für die Dauer einer Woche erwirken, wogegen bei

längerer Abhaltung derselben Amt und Prediger gemeinschaftlichzu

bestimmen haben, wie es mit dem Unterricht inzwischen gehalten

werden soll. —

Für etwaige ständisch e Industrieschulen besteht hier keine

Bestimmung.

IX. Schlchwang.

1) in Mernentarschuten.

§ 13.

a) im Allgemeinen; schulpflichtiges Alter; Ausnahmezeit.

Schon srüh herrschte in Mecklenburg an allen Landschulen

Schulzwang, d. h. jedes an sich schulfähige Kind muß von und

bis zu einem bestimmten Lebensalter die Schule besuchen. Letztere ist

zunächst diejenige des Wohnortes der Angehörigen, resp. bei aus-

wärtiger dauernder Unterbringung und Kostgebung des Kindes die

dort befindliche^), auch endlich diejenige des Schulverbands (§ 9).
Der Schulzwang ist aber nicht absolut und einseitig, sondern auch die

Wahl einer anderen öffentlichen, oder einer concessionirtenPrivatschule

(§ 8) oder endlich event. Haltung eines besonderen Hauslehrers

(§ 8 ct. E.) zulässig — davon aber der Schullohn des eigentlichen
Ortslehrers (§ 36) und die allgemeine Pflicht zur Zahlung des ge-
wöhnlichen Schulgelds (§ 47, 48) unabhängig. Wegen einiger Ab-
weichungen in den ständischen Landestheilen vgl. § 36. Unsere
Schulen sind zunächst für die Angehörigen des evangelisch-lutherischen

i) nach einzelnen Minist. Entscheidungen; Dargun. Regulativ §. 11. —
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Glaubensbekenntnisses bestimmt, doch auch ebensoKinder jeder anderen

christlichen oder der jüdischen Confession in Ermangelung besonderer

Confessionsschnlen dahin pflichtig, mit Ausnahme des Religions-

Unterrichtes oder des Lesens rein cousessioneller Stücke-) — welche

Ausnahme aber bei nicht anerkannten Secteu, z. B. Baptisten, auch

nicht gilt3). — Nachdem bereits früher die hiesige Schulpflicht un-

confirmirter schwedischerDienstkinder angeordnet^), ist auch^) in den

Jahren 1876—78 mit Preußen, Sachsen, Hessen, Baden, Württem-

berg wegen gegenseitigerAusübung des Schulzwangs auf schulpflichtige

Kinder nach den Gesetzen ihrer Heimath, und unter Erstreckung selbst

auf die Fortbildungsschulen (§ 6), abgeschlossen.

Den Beginn des schulpslichtigen Alters anbelangend, so

fallt derselbe bei den Domanial-Laudschulen in den Zeitraum

des vom 1. October des vorigen bis zum 1. October des laufenden

Jahres vollendeten 6ten Lebensjahres, wobei zwischen Kindern des

Schulortes und denjenigen aus eingeschulten Ortschaften kein Unter-

schied stattfindet^); in den Fleckenschulen von Dargun und Zarrentin

normirt dagegen der lfte Juni, — welcher an sichüberall empsehlens-

werther ist, weil er anch die Grenze des confirmationspfiichtigen

Alters bildet und das Zusammenbleiben der Jahrgänge der Schüler

vom Eintritt bis zur Entlassung ermöglicht. Auf Wunsch der Eltern

und mit Einwilligung des Predigers können selbst noch jüngere ans-

genommen werden, doch nur bei genügender körperlicher und geistiger

Entwicklung, bei nicht dadurch entstehender Ueberfüllung (§ 9) oder

Raumbeschränkung (§ 33), auch unter Verpflichtung zur Haltung der

Schulordnung'). Für Unterweisung der Knaben in der Obst- und

Baumeultur beginnt der Schulzwang erst nach vollendetem 12ten

2) SSflt. Regulative v. Dargun § 3, Lübtheen § 14, Zarrentin § 15, wtjien

Katholiken Circ. des Unt.-Min. v. 29. April u. 30. Lctbr. Is74, Frahm

S. 142, .43.

3) nach Reser. des Unt.-Min. v. 1853 an Amt Grabow.

Circ. des Unt.-Min. v. 15. Septbr. 1809.

5) Im Rcg.-Bl. Amts-Beil. 1876 Nr. 28, 39 — v. 1877 Nr. 8, 24 —

V. 1878 Nr. 13.

6) Circ. dcs Unt.-Min. v. 28. Dccbr. 1854; Frahm S. 32.

7) Erläuterungen zum C. v. 28. Dccbr. 1854; Zarrentin. Regulativ § 5.
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Lebensjahre (§ 11 Note 4). — Die Ausnahme in die Schule findet

mit Ansang des Schuljahrs zu Ostern (§ 16) statt, beim Zuzug von

Auswärtigen aber zu jeder Zeit^). Kein Kind darf ohne Production

eines Impfscheines ausgenommen werden9). Wegen sonstiger Controle

der Jmpsungen normiren das Reichsgesetzv. 8. April 1874 und die

Ausführungsverordnung vom 24. März 1875 Rgbl. 7 — wobei an

mehrklassigen Schulen jeder Lehrer für seine Klasse die gesetzlichden

„Schulvorstehern" auserlegtenVerbindlichkeitenzu übernehmen hat10).—

Das Ende des schulpflichtigen Alters ist regelmäßig bei genügender

Ausbildung (§ 11 Note 1) mit der Konfirmation erreicht, resp. bei ihrer

ausnahmsweisen srüheren Vornahme am Zeitpunkte ihres sonst ge-

wohnlichen Eintritts"); doch kann aus Wunsch der Angehörigen auch

uoch späterer Schulbesuch unter den bisherigen Bedingungen gestattet

werden^). Wo observanzmäßig die schon Confirmirten noch eine

Zeitlang zur Theilnahme am Schulunterricht und an kirchlichen

Katechisationen verpflichtet sind, ist dies fernerhin nach Möglichkeit zu

fördern"). Für die Kinder anderer christlicher Bekenntnisse und

mosaischer Religion, welche in der Zeit vom 1. Januar bis 31. Mai

geborensind, dauert die Schulpflicht bis Ostern des Jahres, in welchem

sie das 14te, resp. sür die vom 1. Juni bis 31. December geborenen,

in welchem sie das löte Lebensjahr vollenden"). Nach besonderer

Vorschrift bleiben die katholischen Kinder schulpflichtig bis zu dem

Zeitpunkte, wo sie als Lutheraner confirmirt wären, und selbst noch

1 Jahr darüber, falls sie noch nicht den üblichen Grad der Ausbildung

erlangt haben, — mit Ausnahme derjenigen, welche erst so kurzeZeit

im Jnlande, daß sie, wenn aus anderer Nationalität, die deutsche

Sprache noch nicht erlernen gekonnt haben^). — Wegen des Unterrichts

nach der Confirmation in den Fortbildungsschulen vgl. § 6.

8) Circ. citat.; Zarrent. Rcgul. citat.; Balck, Doman.-Verh. II. § 20.

9) Balck, citat. § 19; V. 24. März 1875 Rgbl. 7 § 1.

10) Circ. des Unt.-Min. v. 19. April 1875.

*i) Zarrent. Regul. § 6; Dargun dgl. § 12.

12) Regulat. citat.

13) Balck, citat. § 20.

u) Schulregul, v. Dargun § 12, Neukloster § 7, Zarrentin § 6.

15) Circ. des Unt.-Min. v. 29. April 1874; Frahm S. 143.
Balck, Landschulwesen. 3
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Für die ständischen Elementarschulen enthält die Schulordnung

v. 21. Juli 1821 § 18 und die N, v. 3. April 1879, Rgbl. 8 § 5

in dieser Beziehung nur kurze Anordnungen. Schulpflichtig sind hier

alle Kinder, welche vom 1. Juni des voraufgegangenen bis zum

31. Mai des laufenden Kalenderjahrs das 6te Lebensjahr vollendet

haben oder vollenden werden; die Aufnahme in die Schule geschieht

regelmäßig zu Ostern jedes Jahres. Die Schulpflicht dauert bis zur

Confirmation. —

§ 19.

b) Verhältnisse der Dienstkinder; Schnleutsreiungen.

Als Ausnahme von der, sonst auch für Sommerfchuleu (§ 16)

geltenden, vollen Schulpflicht ist aus dringenden wirtschaftlichen

Gründen für die Domanialschulen durch das Sommerschul-

Regulativ nebst nicht publieirten Erläuterungen zuerst v. 26. August

1852, dann vom 18. Juni 1866, jetzt v. 22. August 1878 Rgbl. 18

eine theilweise Dispensation der Dienst- oder Hütekinder eingeführt,

welche sich aber nur auf eigentliches festes Dienstverhältniß im In-

lande, keineswegs aber auf fteies Arbeiten in Tagelohn erstreckt. Die

betreffende Erlaubuiß darf Schulkindern von den Predigern für das

ganze Sommerhalbjahr oder auch bei günstigeren Verhältnissen nur

für einen Theil desselben gegeben werden, wenn sie

1) das elfte Lebensjahr bereits zurückgelegt haben oder bis zum

31. Mai des laufenden Kalenderjahrs zurücklegen werden,

2) immer regelmäßig zur Schule gekommen sind,

3) nicht allein fertig und sicher, sondern auch nach dem Maaß

ihres Alters mit Verständniß lesen können,

4) den kleinen lutherischen Katechismus nebst einer Anzahl dazu

gehöriger Bibelsprüche, vollständig fertig und sicher wissen, und ein

Verständniß desselben nach dem Maaß ihres Alters haben, mit den

Hauptthatsachen der biblischen Geschichte alten und neuen Testaments

bekannt und im Aufschlagen in Bibel und Gesangbuch einigermaßen
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geübt sind, — wogegen bei katholischen Dienstkindern (§ 18) die
religiöse Prüfung wegfällt^);

5) im Schreiben, einschließlichnach einem — nicht zu umfang-
lichen und dem Inhalte nach bekannten — Dietate, z. B. einem
Gefangbuchvers oder Bibelspruch, sowie auch im Rechnen — im
Zahlenraum von 1 bis 100 im Kopf und auf der Tafel, von 100
bis 1000 doch wenigstens aus letzterer — eine ihrem Alter ent-
sprechende Fertigkeit erlangt haben,

6) keiner offenbaren Unsittlichkeit oder groben Unfugs refp.
dringenden Verdachts desselbenschuldig sind.

Bis Neujahr jedes Jahres haben diejenigen Schulkinder, welche
für den nächsten Sommer einen Dienst anzunehmen beabsichtigen, sich
bei ihren Lehrern zu melden, welche sie nach Vor- und Zunamen,
unter Angabe des Standes und Wohnorts ihrer Eltern und ihres
Geburtstags zu verzeichnenhaben. Der Prediger stellt demnächst —
möglichst erst gegen Ende der Winterschule — in Gegenwart des
Lehrers und der Schulvorsteher, zweckmäßig auch unter Betheiligung
der ganzen Schulgemeinde (§ 22), mit den betreffenden Kindern, auch
dann, wenn sie bereits srüher Diensterlaub niß erhalten haben, eine
besondere Prüfung an und fertigt den genügend Bestandenen, welche
in eine besondere Liste eingetragen werden, die erforderlichen Dienst-
erlaübnißscheine oder f. g. Dienstfcheine nach bestimmtem Formular
mit Kirchenstegel und eigenhändiger Unterschrist aus, in welche ein
ausdrücklicherVorbehalt wegen der Pflicht zum Besuche der für die
Dienstkinder in der Schulgemeinde ihres Dienstortes eingerichteten
Sommerschule sowie der kirchlichenKatechisationen (§ 18) auszunehmen
ist. Eine Nachprüfung im Hause des Predigers ist nur gestattet,
wenn ein Kind zur Theiluahme an jener allgemeinen Prüfung durch
Krankheit behindert war. — Die alfo mit Diensterlaubuiß versehenen
Schulkinder sind aber doch in wöchentlich 6—8 resp. unter geeigneten
Umständen noch mehr Stunden — bei 6 in 4 Stunden für sich
allein, erst bei 8 mit dem Unterricht der anderen Kinder zusammen —

J) Site, dcs Unt.-Min. v, 29. April 1874', Frahm S, 143.
3*
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zu unterrichten, deren Vertheilung auf 3 oder mehr Wochentage sowie

auf die Tageszeit — mit Vermeidung der heißen Mittagsstunden von

12—3 Uhr — den Predigern nach Berathuug mit den Lehrern und

Schulvorstehern überlassen bleibt. Von der Theilnahme an den

Kinderlehren in der Kirche befreien die Dienstscheine nicht, und dars

bei deren wiederholter unentschuldigter Versäumniß nach Ermessen des

Predigers die Diensterlaubniß für den nächstfolgenden Sommer ver-

sagt werden. Bei Annahme des Dienstes sind die Scheine dem

Dienstherrn zur Aufbewahrung zu übergeben, nach beendigter Dienst-

zeit dem Lehrer zurückzuliefern, worauf sie dann bei nächster Prüfung

cassirt werden. — Auch aus Dienstkinder aus anderen Landestheilen,

wenn dort, wie z. B. in den ständischen Landschulen, ähnliche Ein-

richtungen getroffen sind, ebenso auf schwedischeuueonsirmirte Dienst-

kinder, endlich auf solche aus anderen Staaten, mit denen betreffende

Conventionen geschlossensind (§ 18 Note 4 u. 5), finden vorstehende

Bestimmungen geeignete Anwendung.

Abgesehen von dieser theilweisen Dispensation der Dienstkinder,

sind sonstige Schulentfreiungen ohne vorherige Erlaubnih des Lehrers

resp. Predigers nach der Domanial-Schulordnung v. 7. März 1823

§ 9 nur in Krankheitsfällen und für Eingeschulte bei zugeschneieten

Wegen zulässig. — Ueber Behinderung der Lehrer vgl. § 16.

Durch V. v. 5. Februar 1869 Rgbl. 13 und demnächstv. 3. April

1879 Ngbl. 8 ist die Ertheilung von Diensterlaubnißscheinen für den

Sommer auch auf ständische Landschulen ausgedehnt. Die An-

sorderung an die Qualification der hierzu berechtigten Schulkinder,

auch deren vorherige Prüfung, ist gleich derjenigen im Domanium,

die Dienstscheine werden aber nicht von den Predigern, sondern von

den Gutsobrigkeiten ausgesertigt; die Schulstunden der Dienstkinder

sind wöchentlich zu 6—8 bestimmt, über deren ordnungsmäßigen

Besuch sie ein Attest des betreffenden Lehrers oder des demselben vor-

gesetztenPredigers bei Anfang der Winterschule dem Prediger ihres

Heiinathsortes vorzeigen und ihrer Ortsobrigkeit einhändigen sollen. —

Wegen sonstiger Schulentfreiungen gilt nach der ritterschaftlichen

Schulordnung v. 21. Juli 1821 § 18 ebenfalls das schon bei den
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DomanialschulenGesagte; bei Verhinderungder KinderdurchKrankheit

ist nach V. B. 3. April 1879 § 14 spätestens am folgenden Tage

von den Angehörigenoder DienstherrenAnzeige beim Schullehrer zu

machen.— WegenAbhaltung der Lehrer vgl. tz 16 a. E.

§ 20.

c) Schulcoutrole; Versiinmnißstrafcn.

Damit keineschulpflichtigenKinder übersehenwerden, sollen die

kompetentenPrediger alljährlich zu Ostern die Listen derselbenaus

den Kirchenbüchernextrahiren und rechtzeitigvon den Kanzeln ver-

lesen. Beim Fortzug der Eltern aus dem Geburtsort der Kinder

oder derenEinschulungnachAuswärts (§ 9) muß die geistlicheSchul-

inspectiondes neuen Wohn- und Schulortes sich mit derjenigen des

Geburtsortes in Einvernehmensetzen,resp. von den Angehörigendie

Geburtsscheineder Kinder einfordern. Zwecksgleicher Maaßnahme

sollen bei der freien Wahl anderer als der Ortsschulen (§ 18) die

AngehörigenvorherigeAnzeige an die Prediger sowol des ursprüng-

licheuals des gewähltenSchulortes machen; darüber, daß dies ge-

schehen,müssen die Lehrer vor Aufnahme solcherKinder sich ver-

gewiffern^). Dienstherren, welcheKinder aus einer anderen Schul-

gemeindein Dienst nehmen, muffen hiervon dem Schullehrer ihres

Ortes noch vor dem Anfangeder SommerfchuleAnzeigemachen,und

dabei den Diensterlaubnißfcheinvorzeigen; Sache der Lehrer ist es,

sich besondersdurch Berathung mit den Schulvorstehern zu über-

zeugen, ob alle schulpflichtigenDienstkindervon Auswärts angemeldet

sind2). Alle diesenur für's Domanium erlaffeneVorschriftenwerden

möglichstauch in ständischenLandestheilenanzuwendensein.

Das Verfahren wegender Schulftrafen, welchevom Sommer

1880 an auch auf Turnunterricht (§ 11) Anwendungfinden23), ist

im Domanium durch V. v. 19. Juni 1876 Rgbl. 18 neu ge-

regelt. — Jeder Lehrer soll Listen unter genauer Bezeichnungder

1) Balck, Doman.-Veich. II. ß 22.

2) V. 22. Aug. 1878, § 8, Rgbl. 18.

2a) Circ. des Unt.-Min. D. 1. Novbr. 1879.
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Kinder und ihrer Eltern, sowiemit Unterscheidungder durchKrankheit
oder anderweitigentschuldigtenund der unentschuldigtenVersäumnisse
führen — für Dienstkinderseparat und unter Angabe der für sie be-
stimmten Stundenzahl —, dieselbenauch nach Ablauf jedes und bis
zum dritten Tage des folgenden Monats abschriftlichdem Prediger
einreichen,event. bei Fehlen von VersäumnissendemselbenAnzeige
machen. Der Prediger hat nach Berathung mit den Schulvorstehern
die nicht genügendentschuldigtenVersäumnissezusammenzustellen,und
diejenigender Dienstkindermonatlichunter Beifügung der für sie an-
gesetztenUnterrichtsstunden^),alle anderen aber innerhalb der ersten
14 Tage nach demSchlüssejedesVierteljahres,und nur bei Häufigkeit
von Versäumnissen in kürzerenZeiträumen, beim Amte einzusenden
event. über Nichtvorkommenvon Versäumnissendorthin zu melden.
Das Amt rechnet die jedesmal angezeigtenVersäumnissezusammen,
erkenntim Verwaltungswege für jeden versäumtenTag resp. halben
Tag eine Geldstrafe von 10—50 Pf., in Wiederholungsfällenbis
1 Mark, bei Dienstkindernvon 20 Pf. bis 1 Mark, und erhebtsolche
von den Eltern, Vormündern, Kostgebern oder Dienstherren der
säumigen Schulkinder. Bei Insolvenz zur Zahlung, bei beharrlicher
Nachlässigkeitoder Widersetzlichkeitaber sofort, tritt mindestens ein¬
tägigeHast ein, bei derenAbmessung1—15 Mark aus jedeneinzelnen
Tag angerechnetwerden. — Etwaiger Recurs der Betroffenengeht
an's Unterrichtsministerium.— Das Amt soll auchabgesehenhiervon
seine ganze Sorge auf guten Schulbesuchder Kinder richten, auch
nötigenfalls durchdie Landreiter auf deren sonstigenDienstreisendie
Säumigen von den Lehrern erfragen und sofort aus ihren Häusern
zur Schule holen lassen^). Bei wiederholterVersäumnis?der Dienst-
kinder soll das Amt nach fruchtloserVerwarnung der Dienstherren
sofort die Dienfterlaubniß aufhebenund die Entlastung auf dem Ver-
waltungswege erzwingen, gleichzeitigauch dem competentenPrediger
des eigentlichenWohnortes hiervon, Zwecks nunmehrigerAnHaltung

3) nach ungcdrucktcn Erläuterungen zum Sommcrschul- Regulativ vom
22. August 1878, Rgbl. 18.

4)Circ.des Uut.-Miu.v. Ig. Rvvbr.1851.
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der Betreffendenzur Genügung ihrer vollen Schulpflicht,Mittheilung

machen. Schulkinder,welcheohne Erlaubniß einenDienst annehmen,

sind aus Anzeigedes Predigers beim Amte von diesemim Admini-

strativ- resp. im Requisitiouswegeaus KostenderAngehörigenzurück-

zuholenund letztereaußerdem mit den verwirktenSchulversäumniß-

strafen zu belegen.— Die Schulstrafgelderwerdenin denverschiedenen

Aemtern nach Herkommens entweder von den Predigern oder vom

Amte verwaltet, letzteren Falles auch in einem Anhange der Amts-

schulrechnung(§ 50) separat berechnet6). Den neuen Schulgemeinden

ist nur vereinzelt,z. B. im Amte Wittenburg, Anspruch daran ein-

geräumt, welcherihnen auch nachdemrechtlichenCharacterder Strafen

an sichnichtzukommt. WegenVerwendungderselbenzu Schulzwecken

(§ 13)— und zwar ohne spezielleBevorzugungder einzelnenSchulen,

wo die Strafgelder erhobensind, sondernfrei fürs Ganze — ist vor¬

heriges Einverständnißder Beamten und Prediger nöthig?).

Für die ständischen Schulen gelten nach Verordnungenvom

5. Februar 1869 Rgbl. 13 und v. 3. April 1879 Rgbl. 8 wesentlich

gleiche Strafbestimmungen. Nur hat hier der Schullehrer selbst

vierteljährlich,resp. auf Verlangen der Ortsobrigkeitennochöfter, die

Schulversäumnißlistenin je einem Exemplare an jene und gleichzeitig

an den Prediger einzureichen,woneben es sowol ihm selbstals auch

letzteremunbenommenbleibt, besondersungerechtfertigteoderverdächtige

Versäumnisse,namentlichder Dienftkinder, zu jeder Zeit mit Antrag

auf sofortigeAbhülfezur Kenntniß der Ortsobrigkeitzu bringen. Diese

sind gehalten,sofortnachEingang derListen,mindestensvierteljährlich,

mittelst eines actenmäßig zu machendenVerfahrens die gesetzlichen

Strafen zu verfügen,und behalten freieVerfügungüber die erhobenen

Strafgelder. Auf den Landtagen von 1866—1868 versuchtefreilich

die Regierung, die Ablieferungderselbenan die Prediger sowieVer-

waltung und Verwendung durch dieselbenzu Schulzwecken(§ 13)
durchzusetzen,jedochohne Erfolgs).

5) SMcE, Dom.-Vcrh, II. § 22.

6) Nvrm. Schulkass.-Rcgul. v. 23. März 1874 § 6, Bem. 2.

7) Vgl. auch Superintendcntur-Circ. v. I. Mai 1854.

8) Archiv für Landeskunde 1867 S. 5b; 1868 <5. 115,120,132; 1869 S. 351
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§ 21.

2) in Industrieschulen,

Nach dem Domanial-Jndustrieregulativ v. 12. August 1869,
Rgbl. 70, herrschthier Schulzwang für alle zu der Ortsschule ge-
hörigen Mädchenvom vollendetenachten Lebensjahre an bis zu ihrer
Schulentlassung,aber nur insoweit, als jene nicht eine anderweitige
genügendeUnterweisungin den nöthigen weiblichenHandarbeitendem
Amt und Prediger nachweisen. Mädchen mit Diensterlaubniß(§ 19)
sind dadurchwährend des Sommers von der Theilnahme völlig ent-
sreiet. Für Knaben findet hier Schulzwang nicht statt (§ 12).
Wegen der Schulversäumnisseund ihrer Bestrafung normirt auch hier
jetzt, wie bei den Elementarschulen(§ 20) die V. v. 19. Juni 1876,
Rgbl. 18, wegenVerwendungder Strafgelder bereits Gesagtes (§ 14).

Für etwaigeständische Industrieschulenist in dieserBeziehung
Nichts vorgeschrieben.—

§ 22.

X. Schulvisitationcn, ConfcrcnM, Berichte/)

Das ganze Schulwesen läßt sich von den dazu berufenen Be-
Hörden(§ 4, 5) nur dann gebührend leiten und überwachen, wenn
dieseselbstan Ort und Stelle häufigpersönlich inspicirenund in mög-
lichstunmittelbarenBeziehungenzu Lehrern und Schulgemeindestehen.

Zunächstdie Prediger sollen unter Zuziehung der Schulvorsteher
sämmtlicheDomain als chulen ihres Sprengels möglichstoft und
wenigstenseinmal monatlichbesuchen;zur Ersparung speziellerFuhr-
kosten in Ermangelung eigener Anspannung können sie solche
Visitationen mit anderen gelegentlichenReisen, z. B. zu Kranken
u. s. w., vereinigen,und die Erstattung derselbenvon der nicht dazu
verpflichtetenSchulgemeindeund Amtskasseüberall nicht, aus der
Amtsschulkasseaber nur dann verlangen, wenn jene vom Unterrichts-
Ministeriumausdrücklichzugebilligtist; äußersten Falles tritt hier die

Vgl. Balck, Doman -Vcrh II. § 24.
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Großherzogl.Renterei ein2). Passend werden auch größereöffentliche
Prüfungen (§ 19) besonders am Schlüsse des Schuljahrs hiermit

verbunden3), dann auch nach Ermessen der Schulbehördedie im
Schuljahre angefertigtenIndustrie-Arbeiten (§ 14) zur Ansicht der
ganzen Schulgemeiudeausgelegt^). — Nicht minder nützlichsind den
Mitgliedern des Amtes persönlichegelegentlicheSchulrevisionensowol
sür sichallein als gemeinschaftlichmit den Predigern. — Das Jn-
fpeetionsrechtder Amtsfchulbehördenerstrecktsichauchauf Privatschulen
und etwaigeHauslehrer (§ 8). — Wegen Schulinspectionder Super-
intendentenvgl. § 5. — Außerdemfollen die Prediger bei sichviertel-
jährlicheLehrerconferenzen,womöglichin Gegenwartder sonsthalbjährlich
separat zu gleichemZweckezu versammelndenSchulvorsteher(§ 3)
anstellen,auch über die Verhandlungein Protokoll aufnehmen. Gleich
nach Ostern haben die Prediger einenOssizialberichtüber denZustand
der Schulen ihres Sprengels unter Anschluß der Verfäumnißlisten

(§ 20) und Lehrerconferenzprotokolleanzufertigen und durch die
Präpositen an die Superintendenten zu übermitteln. Ebenso sollen
auch die Beamten bei Ablegungder jährlichenSchulrechnung(§ 50)
über Bestand und Fortgang der Industrieschulen an's Unterrichts-
Ministeriumberichtenund etwaigeVerbesserungsvorschlägemachen^).—

Auchfür die ständischen Schulen ist den Predigern (§ 4), wie
im § 495 des Landeserbvergleichsv. 1755 schonim Allgemeinen,so
auch in § 22 der ritterfchastlichenSchulordnung v. 21. Juli 1821
speziellmindestensallmonatlicheRevision, dabei anch Anleitung der
Lehrer und Prüftmg der Schüler, zur dringendenPflicht gemacht.—

§ 23.

XI. Ausbildung der Kehrer und Küster; Seminare.
Schon nach Verordnung v. 20. December 1763*) sollten im

Domanium nur folcheLehrerbestelltwerden,welchevorher examinirt
2) nach Schulkassenregulativ v. 23. März 1874 § 2 u. Spezial-Eutscheidg.

des Unt.-Min. B. 17. Juni 1871.

3) vgl. Schulregulativ v. Dargnn § 29, Poel § 25, Zarrentin § 8.

4) Jndustr. Regulativ v. 1869 § 18, Rgbl. 70.

5) Citat. § 18.

i) auch in Frahm's Schulgesetzen.
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und tüchtig befundenwaren, aber es fehlten Bestimmungen über den

Erwerb der erforderlichenFachbildung und über das Verfahren bei

der Prüfung. Die Gründung eines Lehrerseminars1782 half diefen

Uebelständennur theilweise ab, weil nicht gleichzeitigder Besuch

desselbenund die dort bestandenePrüfung zur unerläßlichenVoraus-

fetzung für Anstellung im domanialen Schuldienste gemacht war.

Noch durch V. v. 6. Febr. 1819'a) wurde hilfsbedürftigen Lehrern

gestattet,auch sonstgeeigneteAssistenten— welchedann im Gegensätze

zu dembloßtemporären (§ 39) auchständige hießen— zu engagiren.

Selbst nach der Schulordnung v. 7. März 1823 § 4 genügte die

Benutzung einer anderen öffentlichenLehranstalt oder private Unter-

weifung bei einem Prediger. Erst die V. v. 5. Januar 1833 gebot

die ausschließlicheBesetzungder Domauialschulstellenmit Zöglingen

des Seminars^) und ließ nur bei derenUnausreichlichkeitauch ander-

weitig Vorgebildetezu, welche dann aber wenigstens die Seminar-

Prüfung abfolvirt haben mußten; auch letztere Ausnahme wurde

bereits durch V.. v. 19. Deebr. 1834 beseitigt3), aber doch noch

fernerhin Theilnahme am Seminar-Examen gestattet, um wenigstens

die Aussicht auf Erlangung eines Schulamtes dadurch anzubahnen.

So ist es noch jetzt (§ 24 er.E.); danebenaber auch in neuererZeit

für eine gediegeneVorbildung fchonderer gesorgt,welchedas Seminar

noch erst besuchenwollen, der s. g. Seminar-Expeetanten. Jene

geschahfrüher in f. g. Privatpräparanden von Predigern und Lehrern

ohnegleichmäßigePrineipien, ist aber seit demBestehendes Seminars

zu Neuklosterin das damit verbundenePräparandum verlegt.

HerzogFriedrichs) stifteteam 29. April 1782 das ersteSeminar

für Domanial-Landschullehrerzu Schwerin, dotirte es mit jährlich

500 Thlr. aus der Renterei und den Verlagsgelderndes Meckl. Ge-

fangbnchesund richtete es dahin ein, daß dieZöglingeanfänglichvom

Lehrer am Waisenhausezu Schwerin und sodann nach gemeinschaft-

lichem Plane von verschiedenenqualifieirten Landlehrern vorbereitet

werden sollten. Am 26. April 1786 wurde das Seminar nach

H 2), 3) ebenso; ferner Rcmbe. Gcs.-S. Nr. 3351, 3378 u. 3396. —

4) SSfll. Raabe Vatcrlandskunde II. S, 284, 437.
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Ludwigslust verpflanzt, für dasselbe auch 1829 ein entsprechendes

Gebände aufgeführt. Seine dortigen Verhältnisse ergeben sich aus

einem Rundschreiben des Curatoriums an die Prediger v. 8. November

1830*). Seit Michaelis 1862 endlich hat das Seminar nebst Prä-

parandum seinen würdigen Sitz in Neukloster. Zu den schon damals

errichteten Räumlichkeiten — einen? Hauptgebäude von 150 Fuß

Länge, 2 Wohnhäusern, einem Schul-, einem Speifehaus und Stall-

räum — ist seit 1872 sf. noch ein eombinirtes Schul- und Wohn-,

ferner ein Krankenhaus und eine Turnhalle hinzugekommen. Der

bauliche Gesammtaufwand der landesherrlichen Kosten beträgt rund

550000 Mark. Dotirt ist die Anstalt mit 8 bis 9000 []R. Acker

und 2000 QR. Wiesen, und werden die Zöglinge, besonders die

Präparanden, durch einen besonderen Wirthschaftslehrer in der Land-

wirthfchaft unterwiesen. Die zur practischen Lehrübung der Zöglinge

dienende Seminarschule ist zugleich Ortsschule für Neukloster c. p.
Die Normalzahl der Zöglinge ist ursprünglich aus je 32, dem-

nächst 36, in 3 Präparanden- und 2 Seminarklassen bestimmt, woneben

aber wegen Bedarfs seit Michael. 1876 zunächst aus 4 Jahre noch

eine neue Parallel -Präparandenklaffe eingerichtet und dadurch die

Frequenz entsprechend gewachfen ist. Alle haben Wohnung, Mittags-

und Abendbrot, Unterricht gegen eine jährliche praenumerando

Zahlung von jetzt nnr 105 Mk., müssen jedoch daneben Kleidung,

Bettzeug, Bettwäsche, Handtücher nnd s. g. Zukost, besonders zum

Frühstück, halten. Außer diesemKostgeldevon jährlich etwa 20000 Mk.

vereinnahmet die Seminarkasse jährlich eine seste Rente aus der

Warmer Amtskasse von 960 Mk., ein Schulgeldsaverfum der Ge-
meinde Neukloster c. p. für Besuch der Seminarschule von 1725 Mk.,
Schulgeld auswärtiger Kinder bis etwa 100 Mk., den Ertrag der
Landwirtschaft von etwa 600 Mk., vom Amte Warin Znfchuß auf
die Jndnstrielehrerinnen von etwa 100 Mk. — in Summa rund
23500 Mk. Die Jahresausgaben der Seminarkasse betragen über
das Dreifache dieser Einnahmen, sodaß ein Jahreszuschuß von mehr
als 46000 Mk. aus der Großherzogl. Renterei sich vernothwendigt.

5) Raabc, Ges.-S. Nr. 3369; Frahm, S. 123; Balck, Doman.-Vcrh, II. ©.34
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Die Besoldungen^) des Directors, der 6 Seminar-, 5 Präparanden-,

6 Seminarschullehrer erfordern etwa 29000 Mk., Lehrhülssmittel

mehr als 2000 Mf., bauliche Reparaturen bis 5000 Mk., Heizung

6000 Mk., Beleuchtung und Reinigung 1000 Mk., Inventar 1000 Mk.,

Verschiedenes 3000 Mk., Speisung 23000 Mk. Letztere wird von

einem besonderen Speisewirth geliefert, welcher für jeden Zögling

114 Mk. und außerdem ein jährliches Fixum von im Ganzen 960

oder 1080 Mk. bezieht, je nachdem die Normalzahl der Zöglinge bis

160 beträgt oder darüber hinausgeht. Zu Stipendien an würdige

und bedürftige Zöglinge von je 75 bis 150 Mk., werden jährlich

etwa 1500 Mk. aus der Seminarkasse in Grundlage einer Stipendien-

ordnung von 1849 verwandt, woneben noch das Wittweninstitut für

Geistliche und Lehrer (§ 41) jährlich aus Überschüssen noch einige

Stipendien von je 210 Mk. verleihet. Zum Entgelt für alle diese

Opfer müssen sich die Zöglinge vor ihrer Aufnahme verpflichten, nach

vollendetem Seminar-Cursus mindestens auf 5 Jahre eine einheimische

Schulstelle zu verwalten, eventl. alle vom Seminar erhaltenen Geld-

Unterstützungen,ferner für jedes fehlendeSemester 50 Mk., endlich

ebensoviel bei freiwilligem oder gezwungenem Verlassen der Anstalt

vor vollendetem Cursus für jedes Semester des Aufenthaltes, zu

erstatten.

§ 24.

Fortsetzung.

Ueber den Gang der Ausbildung der Zöglinge spricht sich ein

Circ. des Unterrichtsministeriums v. 22. April 1862 an die Landes-

superintendenten allseitig ans*).
Zunächst die Ausnahme ins Präparandum geschiehtzu Michaelis

nach vorheriger Meldung an einem jährlich durch das, aus einem

Oberschulrath und 2 Geistlichen gebildete, Seminarcuratorium zu ver-

öffentlichenden Zeitpunkte, unter Anlegung eines Taufscheins, einer

SGBcgcnUmzugskostcn öcr Scmmarlehrer V. v. 8. März 1879, Rgbl. 5.

*) Vgl. auch Frcihm, Besoldung der Lehrer, S. 10 ff.
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selbst geschriebenen Notiz über Herkunst und Schulbildung, eines

ärztlichen Attestes über körperliche Beschaffenheit, bei solchen jungen

Leuten, welche im Laufe desselbenKalenderjahrs das löte Lebensjahr

erreicht haben, und in einer vorhergehenden Prüfung ihre Kenntnisse

in Demjenigen nachweisen, was in einer guten 1- und Massigen

Volksschulklassegelehrt und bei Qualification und Fleiß gelernt zu

werden pflegt. Bei größerer Anzahl der Angemeldeten als der Auszu-

nehmenden entscheidet der Prüfungsgrad. Ersichtlich nicht Geeignete

sowie die später also Befundenen werden sofort ganz abgewiesen. Der

Lehrcursus ist für jede Classe jährig, demnach im Ganzen dreijährig,

sür die interimistischeParallelklasse (§ 23) aber zweijährig. Unterrichtet

wird in Religion, Deutsch, Rechnen, Mathematik, Geographie, Musik,

Geschichte,Botanik, Zoologie, Zeichnen, Schreiben, Turnen, wöchentlich

bis etwa 33 Stunden, daneben auch im Practischen in der Seminar-

schule. Auch Haus- und landwirthschaftliche Arbeiten in Garten, Feld

und Wiese, und nützliche Handthierungen, z. B. mit Holz :c. werden

gelehrt. — Nach vollendetem Cursus und absolvirtem Examen werden

die Präparanden mit dem 18. Lebensjahre aus der Anstalt entlassen,

und zu Assistenten (§ 27) an den Volksschulen verwandt. Die

ihnen früher gewährte Freiheit, Privatlehrerstellen in Familien anzu-

nehmen, findet jetzt nicht mehr statt. Andererseits sollen aber auch

zu Assistenten zunächst nur die ordnungsmäßig abgegangenen Prä-

paranden bestellt, jedoch dem Befinden nach auch andere junge Leute

zur Assistenten- Prüfung zugelassen werden, welche entweder die

Möglichkeit etwa anshülflicher Annahme als Assistenten zu erwarten

wünschen, oder es aus anderen Gründen ihrem Interesse angemessen

finden. Sie müssen dazn aber bis zum 1. October des laufenden

Jahres das 18. Lebensjahr vollendet haben, und bei ihrer an vorher

publicirten Tagen geschehendenMeldung beim Seminardirector ihren

Tauf- und Confirmationsschein, ein ärzliches Attest über Gesundheit

der Brust, des Gesichts und Gehörs, ein Zeugniß über ihre Vor-

bereitung für das Seminar, auch Zeugnisse der competenten Prediger

über ihr Betragen an ihren Ausenthaltsörtern, insbesondere über

Theilnahme am Gottesdienst und Abendmahl, einreichen.
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Die Assistenz-Zeit dauert 2 bis 3 Jahre, nach deren Ablauf und

bestandener Aufnahme-Prüfung die Assistenten nunmehr ins eigentliche

Seminar treten. Auch hier ist der Cursus jeder Ciasse jährig, dem¬

nach im Ganzen zweijährig. Zu den im Präparandum gelehrten

Unterrichtsgegenständen kommen nun, soweit erforderlich, Literatur,

Pädagogik, Psychologie, Methodik, Physik zc. hinzu. Die wöchentliche

Unterrichtszeit umsaßt bis 36 Stunden, woneben die praktische Aus-

bildung besonders erstrebt wird. Nach beendigtem Cursus und be-

standener Abgangsprüfung geschieht der definitive Eintritt unter die

Volksschullehrer, und zwar zunächst als unverheirathete Klassenlehrer

und dann als Hauptlehrer mit Familienstelle oder auch als Küster

und Organisten (§ 27). — Auch hier ist es für die Zukunft einzelnen

jungen Männern, welche im Seminar nicht ausgebildet sind, nach

Befinden gestattet, wenigstens das Zeugniß der Befähigung zur An-

stellung im Schulamte durch Prüfung beim Seminar zu erwerben

unter gleichen Anforderungen wie bei Seminaristen. Auch sie müssen

sich an vorher publicirten Tagen beim Seminar-Director melden und

dabei einen kurzen Lebenslauf über Vorbereitung, Ausbildung und

bisherige Dienststellung produeiren. Hiervon wieder verschiedensind

die Seminarh o sp ita nten, d.i. anderweitig z. B. auf Gymnasien,

Realschulen :c. vorgebildete junge Leute, welche ohne Eintritt ins

Seminar und bei eigner Unterbringung im Orte Nenkloster doch

wenigstens den Seminar-Cursus ganz oder theilweise und die Abgangs-

prüsung mitmachen, jedoch als solche nur zugelassen werden, wenn sie

schon das Assistenten-Examen bestanden und wenigstens I Jahr als

Assistenten sungirt haben. —

Um dem Lehrerstande die geeigneten Elemente, besonders auch

aus den höheren Klassen der Landbevölkerung zu gewinnen, sollen die

Prediger schon bei ihren Schulbesuchen (§ 22) qualifieirte Knaben

zur Wahl des Lehrerfaches anregen. Daß dies nicht ohne Erfolg

geschieht und überhaupt der Andrang bedeutend ist, beweisen z. B.

die 144 Anmeldungen pro 1879 zum Präparandnm, welche bei

Weitem nicht alle berücksichtigtwerden können, und wovon 86 aufs

platte Land, 52 auf die Städte, 6 auf die Flecken entfallen, ferner
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Söhnen der Lehrer 31, von Angestellten 8, von Handwerkern :c. 57,

von Erbpächtern 18, von Büdnern 11 angehören2).

§ 25.

Forts etzung.

In den ständischen
'Lcmdestheilen

sollten nach § 496 des

Landeserbvergleichs v. 18. April 1755 auch diejenigen Dorfschulmeister,

welche keine Küster sind, nur nach Beibringung guter Zeugnisse und

mit Zuziehung der Prediger angenommen werden; Spezielleres wurde

nicht bestimmt. Förmliche vorherige Examinirung derselben zunächst

durch die Superintendenten, später aus Wunsch der Gutsobrigkeiten

auch durch die Prediger, wurde durch Verordnungen vom 5. December

1783 und vom 14. Mai 1798') geboten. Zur gehörigen Vorbildung

der Schulamts-Bewerber sollten nach Schulordnung v. 21. Juli 1821

§ 14 geeigneteLandprediger veranlaßt werden und bei einem 2jährigen

Kursus für jeden Zögling jährlich 20 Thlr. N2/z beziehen; die daneben

von Bestand bleibende Prüfung wurde im § 15 «tat. auf die Präpo-

siten übertragen, welchehierzu besondereInstructionen vom 19. August
und 19. November 1821 erhielten2). Aber die Prediger zeigten sich
im Allgemeinen zur Vorbereitung der künftigen Lehrer wenig geneigt
und ein deshalb zu Dobbertin vom dortigen Klosteramte und zunächst
für dessen Bedars 1855 gegründetes Seminar gewährte zur Zeit nur
5—10 Zöglingen Ausnahme3), erwies sich dadurch als unzureichend.

Diese Uebelstände führten theils ans eigenemSchooße der Ritterfchaft,

theils aus Veranlassung der Regierung auf dem Landtage von 1865

zu eingehenden Verhandlungen, welche erst auf demjenigen von 1868

ihren vorläufigen Abschluß gefunden Habens. Anfänglich proponirte
die Regierung nur eine Erweiterung des Dobbertiner Seminars,
wogegendie Stände, auf den Bestimmungen der Schulordnung von 1821

2) Nach Meckl. Anzeigen 18*79Nr. 120.

J) auch in Frahm Schulges. S. 152 ff.
2) dgl, vgl. auch Raabc, Gcs -S. Nr. 3456, 3457.
2) Raabc,Baterlandskunde II. S. 439; Archiv f.Landeskunde 1865, S, 643 ff.
4) Vgl. darüber Archiv für Landeskunde 1865 S. 643 ff., 1867 S. 44,

46. 53; v. 1868 S. 112, 117, 123, 127, 138 ff.; v, 1869 <3. 348 ff., 351, 364, 373.
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beharrend, vor Weiterem den Versuch zur Gewinnung qualifieirter

Landprediger für Ausbildung der Schulcandidaten, gegen erhöhete

jährliche Entschädigung von 100 Thlr. aus ständischen Mitteln für

jeden Zögling wiederholten, und erst nach Scheitern desselben zur Be-

gründung eines öffentlichen Seminars sich bereit finden ließen. Ein

darauf von der Regierung vorgelegtes Project zur Errichtung des

Seminars auf dem vorher anzukaufenden Rittergute Alt-Sammit bei

Krackow mit geräumigen, sehr passenden Baulichkeiten wurde wegen

seiner Kostspieligkeit abgelehnt. Beide Theile einigten sich endlich

über den Flecken Lübtheen als Sitz des Seminars, welches Michaelis

1869 eröffnet wurde, und für welches ein besonderes, alle Verhältnisse

regelndes Statut vom 8. Mai 1869 Rgbl. Nr. 38 ertheilt ist. Ein

eigenes Seminargebäude ist hier aber nicht errichtet, sondern eine

Büdnerei mit den erforderlichen Unterrichtsräumen und Wohnlocal für

den Director und Schuldiener gemiethet. Der Unterricht ist frei; ein

Theil der Ortsschule zu Lübtheen dient zugleich als Uebungsfchule für

die Seminaristen. Für Wohnung und Lebensunterhalt müssen die

Zöglinge, deren Anzahl zur Zeit 27 bis 29 beträgt, unter Aussicht

des Directors selbst sorgen. Ein s. g. Internat, mit Wohnung und

Beköstigung der Zöglinge in der Anstalt felbst, wie zu Neukloster

(§ 23) findet hier also nicht statt, wird aber von der Regierung,

unter gleichzeitiger Verlegung des Seminars nach Dargnn ins dortige

Schloß, und zwar auf Kosten des französischen Kriegskostenfonds°),
beabsichtigt; die Landstände haben freilich ein Internat bisjetzt ab-

gelehnt, jedoch immerhin 260000 Mk. aus den Zinsen jenes Fonds

von Joh. 1884 ab zu Semiuarzwccken, z. B zur Erbauung eines

Schulhauses, bewilligt^). Die Unterhaltung des Seminars geschieht

aus ständischen Mitteln; auf dem Landtage von 1868 ist zunächst bis

Michaelis 1879 ein jährlicher Zuschuß von 12000 Mk. aus dem

Landkasten genehmigt, auch pro 1879—1885 auf 14300 Mk. erhöhet.

Hiervon wurden für den Director und die beiden Lehrer zusammen

5000 Mk., Miethe 750 Mk. gerechnet, welche Positionen aber in-

Vgl. darüber Balck, FW. Verh. IL § 207.

6) Vgl. Meckl. Anzeigen 1877, Beil. zu Nr. 297.
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zwischen etwas erhöhet sein werben7)- Wie in Neukloster, werden

auch hier an bedürftige und würdige Zöglinge, regelmäßig jedoch erst

im 2ten Aufenthaltsjahre, Stipendien von bis 150 resp. 210 Mk.

aus der Anstalts- resp. aus der Wittwenkasse für Geistliche und Lehrer

gegeben. Auch hier werden die Zöglinge verpflichtet, nach vollendetem

Cursus aus die nächsten 5 Jahre eine ständische Schul- oder Küster-

stelle zu übernehmen, oder für jedes eigenwillig versäumte Jahr 60 Mk.

an die Anstaltskasse zu erstatten.

Die Beaufsichtigung der Anstalt geschieht durch ein landesherr-

liches, aus einem Oberschulrath und 2 Geistlichen bestehendes

Kuratorium, an welches auch die Bewerbungen um, immer zu

Michaelis eintretende, Ausnahme zu richten sind. Anzuschließen sind

denselbender Geburtsschein, ein ärztliches Gesundheitsattest, Moralitäts-

Zeugnisse von Predigern und Obrigkeiten, Bescheinigung über Ein-

willigung der Eltern oder Vormünder. Das 20ste Lebensjahr soll

regelmäßig vollendet sein oder noch im Kalenderjahr der Ausnahme

zurückgelegtwerden; jedoch kann ausnahmsweise ebenso auch das 19te

Lebensjahr genügen. Besitz der nöthigen Vorkenntnisse aus dem

Unterricht der Volksschulemuß in einer Aufnahme-Prüfung an recht-

zeitig vorher bekannt zu machendemZeitpunkte dargelegt werden. Der

Cursus ist zweijährig; Zulassung vou Hospitanten aus einen Theil

des Cursus hängt vom Gutachten des Directors und Einwilligung

des Curatoriums ab. Am Schluß desselbenfindet ein Abgangsexamen

vor der aus Kuratorium und Lehrern bestehenden Prüfungsbehörde

statt; das Befähigungsattest verleihet die Berechtigung zur Ueber-

nähme einer ständischen Lehrer- resp. Küster- und Organistenstelle.

Vor derselben Behörde geschieht jährlich zu Michaelis und Ostern an

vorher publicirten Tagen die Prüfung auch derjenigen Bewerber,

welche freilich nicht in der Anstalt ihre Ausbildung erhalten Habens,

dennoch aber sür ihre Anstellungssähigkeit zur Erlangung desselben

Attestes, wie die Seminaristen, seit Michaelis 1870 verpflichtet sind;

Wegen Umzugskosten der Lehrer vgl. SS. 8. März 1879 Rgbl. 5.

8) V, 5. Febr. 1809 § 1, Rgbl. 13;V. 8. Mai 1869, § 11, Rgbl. 38;

V. 3. April 1879, § 1, Rgbl. 8.
Balck, Landschulwesen. 4



- 50 —

wodurch nunmehr die früheren Vorschriften über Examinirung durch
die Präpositen veraltet sind; die betreffenden Examinanden haben
dabei einen Geburtsschein, ein ärztliches Gesundheitsattest, Moralitäts-
ZeugnisseSeitens der Ortsobrigkeiten und Prediger, auch ein eigen-
händiges, selbstverfaßtes Curriculum vitae einzureichen. —

Die Elementarschulen in domanialen n. ritterschaftlichen
Flecken werden rücksichtlich ihrer Lehrer nach den Grundsätzen der
Bürgerschulen in den Städten benommen. —

§ 26.

XII. AllgemeineUualification der Kehrer :c. u. Lehrerinnen.
Die durch die domaniale Schulordnung vom 7. März 1823

§ 4 und 5 und durch die ständische vom 21. Juli 1821 § 9,
aufgestellten Erfordernisse für Landlehrer: entsprechendes Alter, evan-
gelisch-lutherischeConsession, Rechtlichkeit und Unbescholtenheit, sittlich
moralischer Character, zum mündlichen Vortrag geeignetes Organ,
Nachweisung der nöthigen Kenntnisse — fallen jetzt schon mit dem
Aufenthalt und der Ausbildung in den Seminarien zusammen, wo
sie ihre genügende Berücksichtigung finden. —

Zu Jndustrielehrerinnen dürfen nach Regulativ v. 12. August 1869

§ 3 Rgbl. 70, nur Frauen und Jungfrauen, besonders aus den
Familien der Ortslehrer, angenommen werden, welche ihre Geschicklich-
keit in einer Prüfung dargelegt und außerdem das Zeugniß der
Pflichttreue, Ordnungsliebe und eines ehrbaren, untadeligen Lebens-
Wandels haben. Die durch jene Prüfung entstehenden Kosten, ein-
schließlichetwaiger Reisen, haben die Bewerberinnen, auch nach wieder-
Holter Ministerialentscheidung, selbst zu tragen.

§ 27.

XIII. Anstellung und Versetzung.
Die Schulassistenten im Domanium werden direct aus dem

Präparandnm und Seminar (§ 24) aus die vom Unterrichtsministerium
an dasselbe ergangene Anzeige ihres Erfordernisses nach freier Wahl
des Seminardireetors und mit dessenAnweisung, durch welchejene sicb
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demnächstbei Amt und Prediger legitimiren, auf hilfsbedürftige Schul-

und Küsterstellen, hauptsächlich während Erkrankung oder sonstiger Be-

Hinderung des Hauptlehrers, oder auch nach seinem Tode bis zur

Wiederbesetzung, oder endlich bei augenblicklichemMangel von Classen-

lehrern an deren Stelle (§ 24, 39, 41), versandt. In ständischen

Landestheilen haben nach V. v. 8. Mai 1869 § 14, Rgbl. Nr. 38

die Interessenten wegen Zuweisung von Seminarzöglingen als

Assistenten sich an das Curatorium zu wenden (§ 25), dabei auch

gleichzeitig eine angemesseneVergütung in Aussicht zu stellen.

Die definitive Berufung und Anstellung anbelangend, so ist die-

jenige der Küster ein Ausfluß des Kirchenpatronates'), und gebührt

bei Großherzoglichem Patronate an sich dem Oberkirchenrath (§ 5),

bei ständischem Patronate aber der dasselbe ausübenden Gutsherrschast

oder -Obrigkeit — während jene bei Schulmeistern durch das Schul-

patronat (§ 5), also im Domanium durch das Unterrichtsministerium,

in den ständischen Landestheilen aber wieder durch die Gutsherrschaft

oder -Obrigkeit, geschieht2). Bei combinirten Küstereien und Schulen

in den Kirchen- und Pfarrdörfern, den f. g.' Küsterschulen, ist der

jedesmalige Küster regelmäßig auch gleichzeitigSchulmeister, dennoch

aber rechtlich das eine Amt vom anderen trennbar (§ 2) und die An¬

stellung eines besonderen Lehrers unbenommen, soweit nicht der der-

zeitige Küster bereits bestallungsmäßige Rechte aus die Schuleinkünste

hat^). Bei gleichzeitig ständischem Kirchen- und Schulpatronate

werden hier Contestationen nicht vorkommen, weil jenes von demselben

Inhaber ausgeübt wird. Bei gleichzeitig Großherzoglichem Kirchen-

und Schulpatronate über Küsterschulen erscheinen an sich schon zwei

Oberbehörden, der Oberkirchenrath und das Unterrichtsministerium,

jede zu ihrem Theile zur Besetzung competent, dochwird eine Einigung

hier nach der Sachlage sofort eintreten. Anders dagegen, wenn das

Kirchenpatronat Großherzoglich und das Schnlpatronat ständisch ist.

1) Landcscrbvergleich v. 18. April 1755, § 497; Rittcrsch. Schulordnung

v. 21. Juli 1821, § 12.

2) Schulordnung oitat.

3) Schulordnung citat. § 11.
i*
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Der vom Oberkirchenrath, resp. bei domanialer Einschulung

(§ 9)4) mit Einvernehmen des Unterrichtsministerium, zu bestellende

Küster mag hier dem ständischen Schulpatron als Lehrer nicht eon-

Veniren, und dann wohl die Trennbarkeit des Küster- und Schul-

amtes praetischen Effect haben. Der Schulpatron mag dann immerhin

auf seine Kosten einen Lehrer seiner Wahl sür die Schulkinder aus

dem ständischen Gebiete ernennen und eine von der Küsterei getrennte

besondereSchule einrichten; jedenfalls werden die aus dem Domanium

eingeschulten Kinder nicht davon berührt, und nach wie vor in der

Küsterei vom Küster unterrichtet. Wenn endlich bei ständischem

Kirchen- und Schulpatronat Schulkinder ans dem Domanium einge-

schult sind und das Unterrichtsministerium diese dem ständischenKüster

und Lehrer zu entziehen wünscht, so erübrigt sür letzteres nur, sie

anderweitig einzuschulen oder eine eigene Domanialschule sür dieselben

zn errichten (§ 9). —

Die Domanial-Lehrer werden ausschließlich den im Seminar-

examen zu Neukloster Bestandenen (§ 24) entnommen; sür Quali¬

fikation der Küster wird Gleiches gelten. Ueber Anzahl der Haupt-

und der Klassenlehrer vgl. § 9. Ihr Eintritt geschieht am Besten zu

Michaelis, weil dann die Auseinandersetzung, besonders wegen der

Erndte (§ 44), sich am Einfachsten stellt^). Alle erhalten eine An-

stellungsurkunde oder Vokation; die üblichen Kündigungselauseln

(§ 40) sind darin vorbehalten, oder werden den Klassenlehrern bei

ihrer Einführung gemacht. Auch werden jene verpflichtet, bei Anlage

neuer Schulen und Klassen (§ 9) den ihnen dadurch erwachsenden

Ausfall an Schulgeld sich ohne Ersatz gefallen zn lassen (§ 36). Ihre

Einweisung in Schule und Kirche wird durch die Prediger in Gegen-

wart der Schnlvorsteher (§ 3) in angemessener Weise beschafft. Nach

Befinden werden Lehrer und Küster, jedoch ohne allen Rechtsanspruch

derselben, später auf einträglichere Stellen versetzt; das hierbei ftüher

vorgeschriebeneVersetzungsexamen findet nicht mehr statt.

4) Domaniale Einschulungen in ständische Schulen Großherzogl. Pcrtronates
sind übrigens nur in den vier Gütern Drevskirchen, Schorrcntien, Thürkow,
Bentwisch.

5) Hierüber und über das Folgende vgl. Balck, Doman-Berh. II. <S.40.
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In den ständischen Landestheilen ist nach der ritterschaftlichen

Schulordnung vom 21. Juli 1821 § 12 bei eingetretener Erledigung

jede Stelle spätestens binnen 3 Monaten wieder zn besetzen, im Falle

der Kündigung jedoch sofort, worüber die Landesherrschaft kraft ihres

Oberaufsichtsrechtes (§ 5) die nöthige Controle ausübt^). Lehrer und

Küster gehen hier seit Michaelis 1870 nur aus den im Examen zu

Lübtheen Bestandenen hervor. Gleiches gilt von Hülsslehrern während

Krankheit oder Schwäche der Hauptlehrer^) (§ 25). Die betreffenden

Gutsherrschaften und Patrone haben ihre dessallsigenGesuche nach V.

v. jt, Mai 186jjäi§ 14, Rgbl. 38, an das Kuratorium der Anstalt

zu richten, und dabei den Nachweis über die gesetzlichregulirten Ein-

künste zu geben. Die Auswahl der Küster bedarf der Bestätigung

des competenten Superintendenten. 6) Im Uebrigen steht der immer

abzuschließende Dienstcontract nach Vo. v. 5. Februar 1869 § 2

Rgbl. 13 und 3. April 1879, § 2, Rgbl. 8 zur freien Vereinbarung

der Betheiligten und auch hier Kündigung ftei (§ 40), bei deren An¬

wendung jedoch der Gekündigte von der Gutsobrigkeit nicht mir

geringerer Einnahme wieder angestellt werden darf. Die Einführung

und Anweisung geschiehtnach der ritterschaftlichenSchulordnung citat.

aus Auftrag der Gutsobrigkeit durch den competenten Prediger.

Jndnstrielehrerinnen werden nach V. v. 12. August 1869

§ 10 Rgbl. 70 nach ertheilter Genehmigung des Unterrichtsministerium

vom Amte und Prediger gemeinschaftlich mit dem Vorbehalt der

Kündigung (§ 40) angestellt, und durch den Prediger an den Dienst

gewiesen. —

§ 28.

XIV. Persönliche und dienstlicheVerhältnisse.

Alle Lehrer sind jetzt öffentliche (§ 40) Beamte1) und haben den

Gerichtsstand, auch sonstige Rechte und Pflichten derselben; die Küster

zählen daneben zum geistlichenStande. Ihre Militairpflicht beschränkt

s») u. 5b) (Site, des Unt.-Min. v. 22. Febr. 1872.

6) Rcscr. v, 28. Scptbr. 1833, Raabe, Ges.-S. Nr. 3385.

i) V. 5. Mai 1879, Rgbl. 16.
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sich auf eine kürzere, regelmäßig öwöchige Einübung 2); wegen

Reclamation Unabkömmlicher werden die gesetzten Fristen jährlich

publicirt3). Weil sie als im öffentlichen Dienste stehende Beamte ein

notwendiges Domicil haben, bedarf es aus dem platten Lande ihrer

Anmeldung bei der Ortsobrigkeit nach ihrem Zuzuge nicht*). Zur

Verheirathung bedürfen des Consenses der vorgesetztenDienstbehörde

nicht die Lehrer und Küster mit Familienstelle, wol aber alle ohne

letztere4®)-
Wegen ihrer Betheilignng an der Gemeindepslege enthält die

domaniale Gemeindeordnung v. 29. Juni 1869 eingehende Be-

stimmungen. Küster und Lehrer sind zur Ablehnung des ihnen an-

getragenen Schulzen- und Schöffenamtes besugt, auch zur Niederlegung

solcher angenommenen Stelle nach Aufforderung ihrer Dienstbehörde

verpflichtet^). Sie sind Mitglieder der Dorfsversammlung, fteilich bei

mehreren Schullehrern nur der Ersteh, jedoch zum Erscheinen oder

Absagen nur dann verbunden, wenn sie gleichzeitig dem Gemeinde-

Vorstande angehören'), was auch bei Verschmelzung von Gemeinde-

vorstand und Dorfsversammlung gilt8). Anbelangend die Kommunal-

lasten, fo unterliegen ihnen die Lehrer sowol rücksichtlichihrer Person

als ihrer Dienstländereien^), mit Ausnahme der Natural-, Spann- und

der persönlich zu leistenden Handdienste^), für welche letztere sie

auch keinen Stellvertreter zu stellen brauchen"); die Küster aber und

Küsterländereien als solche sind frei, soweit nicht bereits durch ein-

heimische Armengesetzeoder durch Reichsverordnungcu wegen Militair-

2) Reichsmilit.-Ges. 2. Mai 1874, § 51; deutscheWchrordnung 1875, § 0,
Rgbl. 1875 Nr. 28.

3) Vgl. z. B. Rgbl. 1879, Amtl, Beil. Nr. 16 und 42; wegen Ertheilung
der Unabkömmlichkeitsatteste V, 7. März 1876, Rgbl. 9.

*) V. 10. Januar 1868, Rgbl. 6.

4a) Clre. des Oberkirchenraths v. 10. Juli 1868.
Gem.-O. citat. § 11.

6) Citat. § 13.

7) Citat. § 15.
8) Citat. § 18.

9) Cire. des Unter,-Min. v. 23. März 1871.
Gem.-O. § 8.

") Frahm, Schulgesetze S, 106.
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leistungen einzelne Ausnahmen geschaffensind'2); sind jedoch die
Küster gleichzeitigLehrer, so müssen sie von denjenigenEmolumenten,
welchesie in letztererEigenschaftgenießen, also immer vom Schullohn,
häufig von der Feurung, nur selten von Wohnung und Ländereien,

beisteuern^). — Nach der ritterschaftlichen Schulordnung vom
21. Juli 1821 § 16 sind die Lehrer denjenigenBestimmungenunter-
morsen, welche wegen Tragung von Gemeindelasten künftig noch
mögen getroffen werden.

Wegen der eigentlichenDienstpflichten, insbesondere gehörigen

(§ 11 und 13) und unausgesetztenUnterrichts (§ 16), Handhabung
der Schulzucht(§ 15), Controle des Schulzwangs (§ 18 ff.), Teil¬
nahme an den Lehrerconserenzen(§ 22), auch wegenStellung der
Lehrer zu den Schulvorstehern(§ 3) und den Schulbehörden(§ 4 ff.)
ist bereits das Nöthige bemerkt. Die ältere domaniale resp. ritter-
schaftlicheSchulordnungvom 20. August 1771 und 31. Deebr. 1773
gebietenaußerdemden Lehrern ausdrücklich,dem Prediger, als ihrem
Vorgesetzten,ehrerbietigund bescheidenzu begegnen, ihm bei allen
guten und zweckdienlichenErinnerungen und Anweisungengehorsam
zu folgen, auch deretwegenaus Verlangenzu ihm zu kommen.

Die durchdie domaniale Schulordnung vom 7. März 1823

§ 9 den Lehrern ertheilteErlaubniß zur Ausübung eines Handwerks
oder Gewerbes zur Zeit der früher nur befchränktenSommerfchnle

(§ 16) ist bei deren jetzigemvollen Lehrcursus wol als weggesallen
anzusehen; anch soll nach jener Verordnung § 10 ihnen keinerlei
Leistungvon Nebendienstenauserlegtwerden, wodurch sie an Pflicht-
mäßiger Verwaltung ihres Amtes gehindert werden können. Bei
ihrer Feldbestellung(§ 30, 31) und Feurungs-Anholung(§ 35) wird
ihnen ausreichendefremdeHülfe gewährt. Ertheilung von Privat-
Unterricht wird füglich der Erlaubniß des Predigers und einer Fest-

stellnngder Stundenzahlbedürfen^). Obst-, Bienen- und Seideneultur
für die Mußestundenist besondersempsehleuswerth^).

12) Circ. citat. v. 23. März 1871.
13) nach einzelnen Regier.-Reser.

14) Vgl. z. B. Darguner Schulregulativ § 55.

15) Vgl. Balck, Doman.-Verhältn. Thl. 1 § 168 Nr. 2; 171 ff., 185 ff.
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Bei Dienstvergehen oder hervortretenderUnfähigkeit zur Ver-

waltung des Schulamtes erfolgt nach den Umständen geeignete

Correction resp. Dienstentsernung in Form der Pensionirung, Kün-

digung oder Abfetzung(§ 39, 40).
Ueber die persönlichenVerhältnisseder Jndustrielehrerinnen im

Domanium fehlen gesetzlicheBestimmungen, doch gelten sie als in

rein contractlichenBeziehungenstehendund haben einen mehr privaten

als öffentlichenCharacter. Wegen ihrer Dienstpflichtenvgl. §§ 12,

14, 15, 17, 21, 26; wegenKündigungund Entlassung vgl. § 39. 40.

Durch die ritterschaftliche Schulordnung vom 21. Juli 1821

§ 10 war die Ausübung eines paffendenHandwerksden Lehrern in

der Muhezeit und außerhalb der Schulstube ausdrücklichgestattetund

bei ihrer früherengeringen Dotation felbst Bedingung ihrer Existenz^;

die neuesten,diematerielleLage der LehrerverbesserndenVerordnungen

vom 5. Febr. 1869 Rgbl. 13 und vom 3. April 1879 Rgbl. 8

haben jene Freilassung nicht wieder aufgenommen. Leistung von

Nebendiensten,wodurch die Lehrer an ordnungsmäßigerVerwaltung

ihres Amtes gehindertwerdenkonnten, war aber fchon in der ritter-

fchastlichenSchulordnung von 1821, § 7, und ist in den eben ge-

nannten neuestenGesetzenz 2 wiederholtuntersagt.— WegenDienst¬

pflichten ic. der ritterschaftlichenLehrer vgl. ebenfalls §§ 4, 5, 11,

13, 15, 16, 18 ff., wegenihrer Dienstentsernung§ 39, 40.

XV. Diensteilckommenund Schullasten.

§ 29.

1) im Allgemeinen.

Die materielleLage der Landlehrer, welchenicht gleichzeitigals
Küster fest und ziemlich ausreichend fituirt waren, ließ auch im
Domanium in älterer Zeit Niel zu wünschenübrig. Regelmäßig
waren sie daraus angewiesen,am Tisch der Dorfsbewohner im f. g.
Reiheeffenihr täglichBrot zu suchen und daneben durch eiu Hand-
werk (§ 28) oder selbst Tagelöhnerdienstedas nöthige baare Geld

16) Vgl. darüber die ständischen Verhandlungen im Archiv für Landes

künde 1865 S. 643; 1807 S. 52, 63; 1868 S. 113.
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neben demSchulschilling(§ 36) zu verdienen. Erst durchdas Schul-

reglement vom 18. October 1770 wurde hier gründlichgeholfen').
Dasselbe ist noch jetzt die wesentlicheGrundlage für Dotation der

Domaniallehrerdes platten Landes mit Familienstellen,wenngleiches

nach mehrerenSeiten hin, besondersbetreffsder Ländereien(§ 30, 31)
und des baaren jSchullohns (§ 36) zeitgemäßerläutert ist, und sür

Hofschulen,wenigstenshinsichtlichdes Schulackers(§ 32), keineAn¬

wendunggefundenhat; auch durchdie jetzigeGemeinde-Schnlordnung

vom 29. Juni 1869 ist wesentlichnur die Vertheilung und lieber-

tragung der Schulprästationen,nicht ihr Inhalt, verändert (§ 38).
Das Reglementbeschränktsichnicht auf je eine einzigeSchule in dem

einzelnenOrte, sondern erstrecktsich auch auf weitereSchulen, deren

dortige Anlage beschlossenist (§ 9). Auch die Einkünfteschulhaltender

Küster au Domanialschulenrichten sich in ihrem Minimal-Betrage

darnach. — Die Vergütungen der Schulassistentendatireu ebenfalls

schonaus dem vorigen Jahrhundert und sind ebenso entsprechend

erhöhet, während der Schulgehalt der uuverheiratheten,s. g. Classen-

lehrer, gleichihnen selbstneueren Ursprungs ist (§ 36).
In den ständischen Theilen des platten Landes stand es wegen

des unmittelbaren pekuniären Interesses der hier allein betheiligten

Gutsherren noch trauriger als im Domanium, und wenngleichdie

sonstige Schulgesetzgebungdes letzteren am Ende vorigen Jahr-

Hundertsauch dort im AllgemeinenEingang sand, so war doch das

Schulreglementvom 18. October 1770 noch davon ausgeschlossen

(§ 1). Erst die ritterschaftlicheSchulordnung vom 21. Juli 1821,

§ 17, setzteauch hier einen sesteuMinimalbetrag der Schuldotation,

welcheraber absichtlichvon Anfang an fehr niedrig bemessen,weil

dabei hauptsächlichaus Nebenerwerb(§ 28) durchHandwerkgerechnet

war. Bei dessenUnzuträglichkeitwar die Landesregierungseit einer
Reihe von Jahren (§ 1) auf Abhülfe,besondersauf zeitgemäßeVer-
mehrungdes Lehrer-Einkommens,bedacht2),welcheendlichdurch die

1) abgedruckt auch iit Frahm, Schulgesetze. —

2) Bgl. auch Archiv für Laudeskunde 18(35 S. 645; 1867 S. 45; 1868

S. 113; 1809 S. 350.
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mit den Ständen vereinbarten Gesetze vom 5. Febr. 1869, Rgbl.
Nr. 13, und 3. April 1879, Rgbl. Nr. 8, eingetretenist. Für Schul-
lehrer, welchezugleichKüster und Organisten, ist eine angemessene
Erhöhung ihrer Einkünfte bestimmt. Wo die bisherigenBezüge
bereits angestellterLehrer die gesetzlichenMinimalsätze in einzelnen
Beziehungenüberschreiten, in anderen aber nicht erreichen,sind jene
auf die Wahl zwischenBeibehaltung ihrer bisherigen Emolumente
oderEinsetzungauf das gesetzlicheMinimum beschränkt. Im Uebrigen
bleibt es den freien Vereinbarungenzwischenden Ortsobrigkeitenund
den anzustellendenLehrern überlassen, unter welchen sonstigenBe-
dingungen sie die Dienstcontraete abschließenwollen (§ 27). Wo
durchVermächtnisseoder sonstigeStiftungen eine Einnahme für den
Schullebrer stattfindet, darf dieselbezwar auf das vorschriftsmäßige
Minimum angerechnetwerden, jedochfo, daß wenn sie letzteresüber-
steigt, der Mehrbetrag bei der Stelle bleiben muß. — Alle diesege¬
setzlichenBestimmungen gelten auch für LandküsterGroßherzoglichen
Patronates, mit deren Stellen rein ständische,ritterschaftlicheoder
städtische, Landschulenverbunden sind3) (§ 27), während in den
seltenenFällen (§ 27, Note 4) gleichzeitigerdomanialerEinschulungin
ständischeSchulen GroßherzoglichenPatronates die Intention der
Regierung auf GleichstellungsolcherschulhaltendenKüster mit Lehrern
an Domanialschulengerichtetsein wird. — Auch die Remuneration

ständischerHülsslehrerist in obigen Gesetzenvorgesehen.
Die Dotation der Lehrer in den domanialen und ritt er-

schaftlichen Flecken gleicht im Allgemeinen derjenigen in den

städtischen Bürgerschulen und ist entsprechend höher als auf dem

platten Lande4).
§ 30.

2) Ländereien c. p.
Weil Beruf und Stellung unserer Landlehrer diese ganz von

selbst auf Ackerbauhinweist, besteht auch in einer Ackereompetenz
oder entsprechendenNaturalien (§ 32) ihre Hauptdotation.

3) Site, des Oberkirchenraths vom 20. Februar 1869.

4) Vgl. darüber Frahm, Besoldung der Lehrer S. 31 ff., auch die be-

sonderen Schulregulative der Flecken (§ 1 a. E.)
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Diese soll nach Reglementvom 18. October 1770 und späteren

Ergänzungen') in Domanialdörfern für Lehrermit Familienstellen

und schulhaltendeKüster landesherrlichenPatronates, — sür letztere

jedochnur, insoweitsie nicht schoneigentlichenKüsterackervon wenig-

stens solchemBetrage haben —, in möglichstnahem Anschlüssean

das Schulgehöstumfassen:

a) 25 oder nachErfordernis)mehr Quadratruthen zu Haus- und

Hosplatz,Brunnen, Backofen,Bienenschauer;

b) einen Garten von etwa 100 Quadratruthen;

c) an Saatacker vier Scheffel wirklichenEinfalls nach Rostocker

Maaß —, demnachgewöhnlich,je nachder Ertragsfähigkeit,zusammen

von etwa 240 bis zu 360 Quadratruthen;

d) eine Wiese zu 2 Fudern Kuhheu, jedes landüblich zu

8 Centnern ohne Anrechnungder Nachmahdoder zu 16 Centnern

incl. der letzteren,im Ganzen durchschnittlich3—400 Quadratruthen;

in Ermangelungvon Wiesenlandaber entsprechendenAusgleichdurch

Ackerlandvon durchschnittlich1—2000 Quadratruthen; auch wohl

umgekehrt bei sehlenderLoealgelegenheitzur Abgabe des reglement-

mäßigenAckerseine entsprechendgrößereWiesenfläche;

e) freie Weide auf der Dorfeommuualweidefür 2 Kühe, 1 Kalb,

10 Schafe, 2 Schweine; bei Aufhebungder Communalweideund ein-

tretender Separation aber ein besonderesWeide-Aequivalent,welches
— unter Gleichstellungder Weide für das Kalb mit y8f für die

Schafe mit I, für die Schweine mit 1/i Knhweide— im Ganzen

nach 3% Kuhweiden,je durchschnittlichzu 250—300und mehrQuadrat¬

ruthen, abgeschätztwird, hiernach etwa 1000—1200 Quadratruthen

begreift, und möglichstauch zum Feldbau benutzt zu werdenpflegt;

f) bei diefer Weide-Separation und nach Loealgelegenheitnicht

stattfindenderTüderung oder Stallfütterung des Viehes, auch deshalb

sichvernothwendigenderEinrichtung einer besonderenWeidekoppel,zur
Auszucht des für innere Abgrenzung der letzteren erforderlichen
Befriedigungsmaterialseine Fläche von 100 Quadratruthen;

i) Vgl. Balck, Domcm.-Vcrh. II. S. 55 ff.
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g) zu den, die ganze CompetenzumziehendenKegelgräbenic.
das nöthige Terrain von einigen 100 Quadrathruthen;

Ii) für eine Baumschule50 Quadratruthen;
Eine volle Schulcompetenzmit separirter Weide hält demnach

durchschnittlichetwa 2200 Quadratruthen2), bei Hingabe von Acker
für fehlende Wiese aber noch um die Hälfte mehr. Ihr Capital-
Werth, die Quadratruthe durchschnittlichzu IV? Mark gerechnet,
erreichtdemnach3300 Mk. oder mehr; ihr jährlicher Nutzungswerth
für denLehrerwegender freienBestellung(§ 31) etwa660 9Nf.2a).Bei
ungenügenderDotation treten dauerndebaare Stellenzulagenein (§ 36).

Bis zur jetzigen Gemeinde-Organisation gewährte die Grund-
Herrschaftaus disponiblen Ländereien, besonders der Bauern, diese
Competenzenunentgeltlichden Lehrern, welchewährend ihrer Dienst-
zeit zu ihnen im Uebrigenim Verhältnis; von Nutznießernund Zeit-
Pächternstanden, jedochnicht weiter verpachten2'')dursten. Für ersten
Zuschnitt, auch spätereSeparation, sowiefür die theilweiseder Grund-
Herrschast,theilweise den Lehrern obliegendeHerstellungs- und Er-
Haltungslast der Feldbefriedignngennormirte eine umfängliche In-
struetion vom 30. März 1827 nebst mehreren Zusätzen^). Die
Ackerbestellungwar schondurch das Schulreglementvom 1s. October
1770 und spätere Bestimmungen geregelt^), auch hinsichtlichder
eigentlichenCompetenzvon 4 ScheffelnAussaat gesetzlicheund nnent-
zeitliche,dagegenbei dem separaten Weideterrainund demKüsteracker
höchstensnur contractlicheund durch den Nutznießer billig zu ver-
gütendeLast der Schulgemeinde. Die Feldwirthschaftder Lehrer war
bisjetzt gewöhnlicheine sechsschlägigemit 3 oder 4 Saaten, 2 oder

1 Weide,reiner Braache, womöglichmit Stallfütterung des Viehes. —

Nach Durchführung der neuen domanialen Gemeindebildungist
die Verpflichtungzur Hergabe des Schulackersin bisherigemUmfange

2) Bcitr. zur Statistik Mecklenburgs IV. S 53.

2a) Nach Frahm, Lehrerbesoldung S 24 bei einer guten Mittelstelle
Ertrag aus Garten 3G Mk,, aus der Baumschule 12 Mk., aus Acker und

Weideterrain 500 Mk., aus der Wiese 120 Mk.

2b) Cire. des Nut.-Min. V. 5. Novbr. 1855.

3) u. 4) Bgl. Balck citat. — Die Verordnung vom 30. März 1827 ist

auch in Frahm's Schulgesetzen.
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von der Grundherrschaftauf die Dorfsgemeindenübergegangen. Zu

ihrer Erleichterungsindjedochgleichzeitigmit derGemeiudeorgauisation^)
sämmtlichedamals schonvorhandeneund in Nutzung der Lehrer be-

findlicheSchulcompeteuzennach § 2 der Gemeinde-Schulordnungvom

29. Juni 1869 den Gemeinden der Schulorte mit der Maaßgabe

unentgeltlich zum Eigenthum überwiesen, daß jene bei unver-

änderter Fortdauer der den eingeschulten(§ 9) Ortschaften — aus

weicht das Eigenthumsrechtan den Ländereien nicht erstrecktist —

wegenBenutzungder gemeinsamenSchulenzustehendenBerechtigungen

ein für alle Mal ihre Bestimmung zur Erhaltung der bestehenden

evangelisch-lutherischenSchulen uud zur Besoldung ihrer Lehrer be-

halten. Der Küsteracker,als von jeher Eigenthnm der Kirchen, ist

diesenungeschmälertverblieben; wo derselbemit eigentlichemSchul-

ackerverbundenwar und wegenZuweisung des letzterenan die Ge-

meindenTrennung sichveruothwendigte,ist nach dem Grundsatzever-

fahren, daß — insoweitnicht der Küsterdiensteiner Schulstelle nach-

träglich oder nur zeitweilig beigelegt ist, worüber durch das Finanz-

MinisteriumlandesherrlicheEntscheidungeinzuholen—, alleLändereien

bei domanialenKüster- resp. Organistenstellen,als letzterenangehörig

oder verliehen angesehenwerden und zum Kirchenvermögengehören

sollen^). Weil mancheSchulcompeteuzenvon srüher her ungenügend

waren, so ist schon gelegentlichder allgemeinenbäuerlichenVererb-

Pachtung, wobei die Regierung zum letzten Male wegen der Bauer-

ländereien freie Hand hatte, aus ihre Eompletiruug Bedacht ge-

nommen'). Aenderungen der jetzigen Gemeinde-Schulcompeteuzen

dürfen nur mit Genehmigung des Unterrichtsministeriumseintreten,

der srüher hierzu erforderteEphoral-Eousens des Superintendenten

ist hier nicht reservirt (§ 5).

5) Circ, des Uut.-Min. v. 7. Dccbr. 1869 u. 31. Januar 1870.

6) Kam.- Circ. v. 13. Dccbr. 1872; wegen Vorverhandlungen vgl. Circ.

des Ilnt.-Min. v. 26. Febr. u. 28. Juni 1870, 27. Febr. 1872; Kam.-Circ. v.

3. Juni 1871; wegen Kostenübcrtragnng dabei Circ. v. 27. Mai 1871 in

Frahm S. 78.

Kam.-Circ. v. 30. Mai 1868; A. H. Reser. v. II. Novbr. 1867.
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§ 31.
Fortsetzung.

Wenn in einer mit Gemeindeverfassungbewidmeten— vorher

anderweitig eingeschultenoder nur mit einer einzigenuuausreichlicheu

Ortsschuleversehenen(§ 9) — Domanial-Dorsschafteine Schule neu

gegründetwerden soll, so ist nach Gemeinde-Schnlordnungvon 1869

§ 3 derselbeneine vomUnterrichtsministeriumsfestzustellendeDotation

an Ländereienresp. entsprechendenNaturalien (§ 32) aus den Mitteln

des Schnlortes resp. der bei der neuen Schule betheiligtenOrtschaften

beizulegen. Aber selbstin diesemFalle ist manchenDorfschafteneine

großeHülfe durchUeberlassungder s. g. Schulreservate geworden.

Letzteresind Ländereien,welcheschonvor der Gemeindeorganisationin

Voraussicht demnächsthervortretendenBedürfnisses der Anlage neuer

Schulen aus disponiblen Bauer- und sonstigenLändereien von der

Landesherrschafthier und dort ausgeschiedenund interimistischver-

pachtet sind2)(§ 33); dieselbensind nun den.neuen Gemeindensofort

oder werden ihnen demnächstunentgeltlich zu jenem Zweckeüber-

wiesen, je nachdemdie neue Schule schonjetzt oder erstspäter errichtet

werden soll^). Wo aber solcheReservate sehlen, bleibt in solchem

Falle, zumal nach jetziger allgemeinerVererbpachtungdes Bauern-

besitzes,nur übrig, die neue Schulcompeteuzden Gemeindeländereien

des Schulortes zu entnehmen, wenn nicht vielleicht ausnahmsweise

noch aus einem Pachthofe oder aus einer nicht vererbpachtetenund

demnächstheimgefallenenBauerhufe von der Landesherrschaftdas

nöthige Areal, dann aber gegen Vergütung seines Kapitalwerthes

dnrch die betheiligten Gemeinden, gegeben werden kann. — Im

Uebrigen stehen die Lehrer wegen ihrer Competenzenzu den letztere

gewährendenGemeindenin demselbenVerhältnisse,wie früher zu der

Landesherrschaft(§ 30). Mit den Ländereien find auch ihre Be-

friedigungenauf die Gemeinden übergegangen,deren Sache es nun

*) nlso auch ohne Ephoralconsens des Superintendenten? (Ab u. Ig a. 6.)

2) Vgl. Balck citat. S. 57.

3) SSegen Anzeige bor Schulrescrvatc nns lliit.-liJin. vgl. Girr. desselben

xi. T. Decbr. 1S6U.
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ist, wegen Erhaltung derselbensich mit den Lehrern zu benehmen,
wobei die dazu vor der Gemeindeorganisationgewährtenherrschaftlichen
Hülfen fortan wegfallen.

Die jetzigeFeldwirtschaft der Domanial-Lehrer anbelangend,so
sind durch § 4 der Gemeinde-Schulordnungvon 1869 die Gemeinden
im Allgemeinen— nicht also bloß diejenigendes eigentlichenSchul-
ortes, sondernauch die dorthin eingeschultenmit Einschluß der eben-
falls zu Gemeinden erhobenen herrschaftlichenPachthöfe — ver¬
pflichtet,die ganze Schulcompetenz,d.h. den reglementmäßigenAcker
und das zu Ackeraptirte separirteWeideterrain(§ 30), unentgeltlichzu
bestellen; soweit nicht an einzelnenOrten wegen besondererVer-
HältnisseAbweichungenerforderlichsind, worüber dann Bestimmung
aus den Ministerien des Innern und für Unterricht zu erwirken.
Nach späterer Declaration^) gilt dies mit gleicherBeschränkungim
Allgemeinenauch für die eigentlichenKüsterländereien,welchemit dem
Schulackerzusammenliegen,falls sie nichtvon so bedeutendemUmfange
sind, daß der Ueberschußüber das gewöhnlicheMaaß der Competenz

(§ 30) als hinreichenderErsatz für das Fehlen der freien Bestellung
angesehenwerdenkann, oder dadurchHaltung eigenerAnspannung er-
möglichtist. — Nach § 5 der Domanial-Gemeindeordnungvon 18695)
umfassen die von den Schulgemeinden zu beschaffendenspeziellen
Bestellungsarbeiten:Pflügen, Haken,Eggen, Walzen des Ackers,auch
Ausziehender in den Schulländereienbefindlichen,für die landwirth-
schastlicheBenutzungerforderlichenAckergräben,wogegendie Anlegung
und Erhaltung der Vorfluth- und Feldmark-Abzugsgräbenjetzig)Sache
der Ortsgemeinde ist; ferner Aufladen, Abfahren, Abziehen, Aus-
streuendes Dunges und Compostesauf Ackerund Wiesen,soweit der-
selbebei einer rationellenWirthschastanwendbar ist; das Säen des
Korns; das Ausladen, Einfahren, ins Fach bringen, Abladen des

4) Cire, der Betr. Ministerien v. 28. Febr. 1871. Wegen der Küster¬
ländereien zu Dargun vgl. d. dortige Schulregulativ v. I. Juli 187(3 § 32.

5) auch nach späteren Rescripten in Frahm's SchulgesetzenS. 94 ff.
6) vgl. Doman.-Gemeindeordnung V. 29. Juni 1369 § 6, 4.
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Getreides?), und Heues — bei welchemAllen der Schullehrer
ohne Verpflichtung zu persönlicher Betheiligung wenigstens seine
etwaigen Dienstleute zur Beihülfe stellen muß. Derselbe fordert
jene Gemeindeleistungenim Ganzen, also vom Gemeindevorsteher,
nicht von den einzelnen etwa verpflichtetenGemeindegliedern; ihr
Gesammtwertherreicht150 Mk. Alle übrigen Feld- auch die ganzen
Gartenarbeiten liegen ihm allein ob. — Zu Drainagen, welcheimmer
amtlicher Controle und ministeriellerEinwilligung bedürfen, werden
den Lehrern aus den Amtsschulkafsen(§ 46) nur selten Beihülfen
ohne Ersatzverpflichtung,gewöhnlichaber Vorschüssegegebenmit der
VerpflichtungjährlicherbestimmterAbträge von etwalO THlr.unter Ner-
zinsung des Restes mit 6 Pfennigen vom Thaler jährlich; bei Her-
stellung der Anlage aus eigenen Mitteln der Lehrer werden ebenfalls
jährlich etwa 10 Thlr. als Amortisationangerechnet,resp. sür den
verbliebenenRest den Dienstnachfolgernauferlegt(§ 44). — Aehnliches
gilt für Einrichtung von Rieseleien.—

Claffenlehrer und Assistenten im Domanium haben keine

Ländereien. Die Jndustrielehrerinnen^), soweit sie nicht aus der

Familie der Ortslehrer waren, bezogen früher aus herrschaftlichen
Mitteln einen Garten von etwa 50 Qnadratrnthen, auch Natural-

weide für eine Kuh nebst Heu und Stroh, — welchePrästationen

gleich den Ackercompetenzender Dorfsschulen nunmehr unter gleicher

Verpflichtung auf die Gemeinden übergegangen sind —, und ein
baares Äquivalent für 1 Schfl. Aussaat. Nachder neuendomanialen

Jndnstrieschnlordnungvom 12. August 1869 § 16 wird — gegen

Erhöhung des Baargehaltes (§ 36) — alles dieses regelmäßignicht

resp. nur nach speziellerVereinbarung zwischenden Betheiligten ver-

liehen; dochhaben die damals bereits Angestelltendie Wahl zwischen

den früheren und neuen Emolumenten.

7) nach Poeler Schulordnung v. 10. Juli 1873 § 8, auch „bor übrigen

Feldsrüchte" — ferner nach Frahm citat. auch der Feldkartoffeln, jedoch nicht

allmcihlig nach Gefallen des Lehrers, sondern auf einmal.

s) Vgl. Balck, citat. S. 73.
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§ 32.
Insbesondere aus Domanialhösen und Rittergütern.

Das Schulreglement v. 18. Octbr. 1770 bezieht sich, seinem

ganzen Inhalte nach, nur aus Domanialdörserund hat aus die, auch

damals nur ausnahmsweiseexistirenden, aus Pachthöfen gelegenen

Schulen, zu welchendie meistendes Großherzogl.Haushalts gehören,

bisjetztnur selten Anwendunggefunden. Wo dies etwa der Fall,

sind auch nach der neuen Gemeindeorganisationdie Ländereien der

Grundherrschaftverblieben,weil den Uebergangderselbenan die Ge-

meindender Schulorte die Gemeinde-Schulordnnngvon 1869 § 2 nur

bei Domanial-Dorfschasten vorschreibt. Wegen der Ackerbestellung

durchdie Pächter normiren deren Contracte, während die Bestellnngs-

PflichteingeschulterDorfschaftenzu deren Antheil jetzt nach derjenigen

bei Dorfsschnlen(§ 31) zu benehmensein wird.
Regelmäßig aber erhalten die Lehrer auf Domanialhösen im

Kammergut von der Grundherrschaft resp. vom contractlich ver-

pflichtetenPächter:

a) einen Garten beim Hause von etwa 100 Quadratruthen,

dazu den außer demjenigendes Lehrers erforderlichenDung mit freier
Anfuhr;

b) zu einer Baumschule50 Quadratruthen:

c) zu Kartoffeln100, zu Lein 30 Quadratruthen, beackertund

bedüngtin den Schlägen, wo der Hof folcheFrüchte bauet;

ä) Weide und Stallfütterung für 2 Kühe, 1 Kalb, 10 Schafe

unter dem Hofvieh,anstatt letztererauch nachWahl des Pächters von

diesemwol eine Geldentschädigung,z. B. von 3 Mk. für jedesSchaf,

wogegenSchweine vom Lehrer am eigenenStalle gehalten werden;

e) bei ermangelnderHof-Stallfütterung eine ausreichendeWiese

oder entsprechendesHeu (§ 30);
f) bei Hos-Stallsütterungdes Viehes 600 bis 1200 Psd. Stroh

zum Streuen sür die Schweine,zumEinmiethen der Kartoffelnu. s. w.;

bei eigenerFutterung entsprechendmehr;

g) ein reines Korndeputat von 4 Scheffeln oder 240 Pfd.

Weizen,36 Schfl. oder2000 Pfd. Roggen, 24 Schffl. oder 1200 Pfd.
Balck,Landschulwesen. 5
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Gerste, 8 Schffl. oder 500 Pfd. Erbsen, 8 Schffl. oder 300 Pfd.

Hafer, refp. für Ausfall in einigenFruchtarten entsprechendenZuschuß

in den anderen, je nach der contractlichenBestimmung xras- oder

xostumssrauäo.

Der jährlicheWerth vorstehenderPrästationen erreicht,wenigstens

bei Stallfütterung auf dem Hose, etwa 800 Mark, ist deshalb im

Allgemeinenhöher als bei Dorfsschulen(§ 30)1) mittlererQualität. —

Die Hofschulenim Großherzgl.Hausgut sind aber meistens bisjetzt

nicht so gut gestellt, haben gewöhnlichkein Leinland, keine Schaf-

weide, nur 2 Schffl. Weizen und 24 Schffl. Roggen, dagegenaber

wol baare Entschädigungenaus der Haushalts-Centralkasse.

Die Last der Ackerbestellung(§ 31) macht auch in den neuen

Dorssgemeindenmehr und mehr den Wunsch nach Ausstattung ihrer

Lehrer mit Korndeputatenoder baarem Gelde unter Einziehung oder

Vermischungoder anderweitigerVerwerthung der Schulländereienrege.

In der Gemeinde-Schulordnungvon 1869 § 3 ist ebenfalls schondie

Möglichkeitder Dotation neuer Dorfsschulen mit Naturalien anstatt

Ländereienvorgesehen. Ob zum Vortheil oder Schaden der Lehrer?

hängt von ihrer eigenenöconomischenBefähigung, besondersauch von

der Güte ihrer Ländereien,von Witterung, Conjunctnren, vom guten

Willen der Kontribuentenab. Im Allgemeinenläßt sichdieseFrage

nicht gleichmäßigentscheiden.

Auf den Rittergütern erhalten die Lehrer nach der ritter-

schaftlichenSchulordnungvom21.Juli1821 an GartenlandlOOQuadrat-

ruthen, wovon 20 Quadratruthen im Felde zu Leinsaamenangewiesen

werdenkönnen — Weideund Winterfutter für eine Kuh — Weide

!) nämlich aus Garten u. Baumschule 48 Mk. (§ 30 Note 2a), aus

Kartoffel- und Leinland 5b Mk.; Weide u, Stallfütternug für 2 Kühe ä 90 Mk.,

10 Schafe 00 Mk., 1 Kalb 45 Mk,, also 315 Mk., (bei mangelnder Stallfütteruug

nicht halb so viel, danu aber für Wiese oder Heu 120 Mk.), für Stroh

15—30 Mk., für 4 Scheffel Weizen 24 Mk,, 36 Schsfl. Roggen 162 Mk.,

24 Schsfl. Gerste 144 Mk., 8 Schsfl. Erbsen 27 Mk., 8 Schsfl. Hafer 24 Mk,,

für Korndeputnt also zusammen 380 Mk, — Preise nach Frahm, Lehrer

besoldung S. 29, wenngleich für Gerste durchschnittlich zu hoch, für Erbsen zu

niedrig (vgl, Note 2,)
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für 1 bis 2 Schweine und einige Gänse, wenn dies für andere Guts-

einwohner üblich ist — an reinem Korn 24 Schffl. Roggen und

12 Schffl. Gerste, welches Deputat durch V. v. 3. April 1879 Rgbl. 8

auf 26 Schffl. Roggen, 16 Schffl. Gerste, 4 Schffl. Hafer, 4 Schffl.

Erbsen erhöhet ist. Der volle Nutzungswerth dieser Naturalien

erreicht etwa 380 Mk.^), also kaum die Hälfte derjenigen auf do-

manialen Pachthöfen. Schullehrern, welche zugleich Küster und

Organisten sind, sollen nach der eben genannten Verordnung erhöhete

Naturalien von 345 incl. der baaren Zulage von 90 Mk. gewährt,

hierbei jedoch der Kornscheffel Rostocker Maaßes bei Weizen nur zu

41/2 Mk., bei Roggen, Erbsen, Buchweizen nur zu 3 Mk., bei Gerste

zu 1%, bei Hafer zu iy2 Mk., anderes Korn ac. nach Durchschnitts¬

preisen, Sommerweide der Kuh zu 18 Mk., ihre ganzjährige Futterung

aber nnr zur 36 Mk., die Quadratruthe Gartenland zu 31 Pf.,

etwaiges anderes Dienstland endlich nach den Grundsätzen des ritter-

schaftlichen Creditvereins abgeschätzt werden. — Etwaige Korn-

deputate:c. bloßer Hülsslehrer stehen gleich seiner ganzen Remuneration

im freien Ermessen der Gutsherrschast. —

§ 33.

3) SchuL- und KüsterHäufer c. p.1)

Nach dem Domanial-Schulreglement vom 18. October 1770 soll

zwar jeder Landschulmeister und Küster eine besondere Wohnung

haben, worin jedoch nur eine mit Bänken und Tischen versehene

Schul- und bei größerer Anzahl der Kinder außerdem eine Wohn-

stube, nebst einigen Kammern und erforderlicher Viehstallung. Seit

einer Reihe von Jahren wird aber bei Anlagen neuer und auch bei

schon älteren Schulen auf den Bau ganzer Schulgehöfte Bedacht ge-

nommen, welche regelmäßig aus einem, separate Wohn- und Unterrichts¬

2) nämlich nach Frahm citat. S. 29 Bei Garten 36 Mk., Weide- und
Winterfutter einer Kuh 9V Mk., Schweine- und Gnnseweide wol 15 Mk., bei
26 Schffl. Roggen 117 Mk., 16 Schffl. Gerste 96 Mk., 4 Schffl. Hafer 12 Mk..
4 Schffl. Erbsen 13 Mk. 50 Pf. Doch gilt richtiger Gerste durchschnittlich pro

Schffl. höchstens 41/g Mk., dagegen der Schffl. Erbsen etwa 6 Mk.

i) Vgl. Balck citat. S. 48 ff.



— 68 —

räume enthaltenden, Wohnhause und besonderem combinirten Scheuren-

und Stallgebäude bestehen, wozu noch möglichst ein Brunnen und bei

Bienencultur der Lehrer ein Bienenschauer kommt. Der äußere Um-

fang der Schulhäuser richtet sich zunächst nach gegenwärtigem Be-

dürsnisse; doch ist die Möglichkeit ihrer dereinstigen Vergrößerung und

Erweiterung, z. B. durch Anlage neuer Klassen (§ 9), schon bei der

Auswahl des Bauplatzes, nicht minder bei der Dimension der Schul-

stuben die Eventualität eines Zuwachses der Schülerzahl zu berück-

sichtigen. Auch ist bei jedem Neubau ein besonderes Zimmer für den

Jndustrie-Unterricht anzulegen, welcher bis dahin in der gewöhnlichen

Schulstube, jedoch immer unter Vermeidung jeglicher Störung des

ordentlichen Unterrichts, ertheilt wird^). Der Massivbau herrscht vor,

wenigstens bei den Wohnhäusern. Das Maaß für die Berechnung

der Größe der Schulstuben beträgt 0,75 []M. für jedes zur Schule

oder Klasse gehörende Schulkind^); im Uebrigen sollen jene quadrat-

sörmig, nicht gegen Norden gelegen, 11—12 Fuß hoch und mit be-

sonderem Eingang versehen sein; die Fußböden werden von Brettern

gelegt^). Auch sür Errichtung gesonderter Privets wird jetzt gesorgt.

Der Neubauwerth eines Gehöfts beträgt durchschnittlich etwa 18000 Mk.,

sein Nutzungswerth für den Lehrer aber nach den Wohnpreisen des

platten Landes nur etwa 150 Mk., nach der üblichen Veranschlagung

bei Berechnung seines Einkommens selbst nur noch 75 Mk. (§ 39). —

Der Lehrer nnd Küster ist zu hauswirthlicher Nutzung und Erhaltung

seiner Dienstwohnung nach gemeinrechtlichen Grundsätzen verpflichtet^),

an mehreren Schulörtern, z. B. des Amtes Wismar, auch berechtigt, zur

Reinigung der Stuben unter Verabreichung der Geräthe die Schul-

kinder, besonders die größeren Mädchen, mit heranzuziehen^). —

2) Jndustr.-Regnlativ v, 12. Aug. 1869 § 2, Rgbl. Nr. 70.

3) Circ. dcs Uut.-Min. v. 16. Januar 1874; Frahm S. 77.

4) Kam.-Cire. v 22. Juli 1867, Frahm S. 77.

4a) das Wohnungsregulativ v. 29. März 1847, Raabc Ges.-S. IV.

S. 933 ff. findet nach § 15 ibid. keine Anwendung auf Geistlichkeit und

Schulbediente.

5) auch nach den Erläuterungen zum Schnlvorsteher-Regulativ v. 19ten

Septbr. 1842 (§ 3); Frahm S. 41.
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Klassenlehrer erhalten für sich womöglich eine kleine heizbare Kammer

im Schulhause oder ein Miethslocal; Jndustrielehrerinnen, welche

nicht zur Familie des Hauptlehrers gehören, nach dem älteren Regulativ

von 1837 ebenso, aber nicht mehr nach dem neueren von 1869;

während Assistenten in Haus und Familie der Lehrer wohnen. —

Die Küstereien waren von jeher und sind noch im Eigenthum

der Kirche, weshalb auch für sie die Grundsätze des geistlichen Bau-

betriebs normiren. Die eigentlichen Schulgehöfte dagegen standen

bis zur neuen Gemeindeorganisation im Eigenthum des Landesherrn

und unterlagen dem bei den Amtsbauten geltenden baulichen Ver-

fahren. Schulbauten in Küstereien ohne Umsangserweiterung wurden

immer wie geistliche, dagegen bei Umfangserweiterung wie Amtsbauten

behandelt. Haud in Hand mit dem geistlichen Baubetriebe geht auch

die geistliche oder kirchliche Baulast, welche beim Unvermögen des

Kirchenaerars den Patron und sämmtliche Eingepsarrte nach gewissen

nicht hierher gehörenden Repartitionsgrundsätzen trifft6). Bei den

eigentlichen Schulbauten aber sowol in Dörfern als auf Höfen ruhete

die Conservationslast bis zur Gemeindeorganisation auf Grundherrschaft

und Schulgemeinde. Hierbei lieferte erstere bei Dorfsschulen die

rohen und bearbeiteten Hölzer und gebrannte Steine, auch Kalk sowie

Asphalt- und Cement-Material, wogegen die Dorfsschulgemeinde

immer das Zählgeld und regelmäßig den vollen Bereitelohn, auch die

Handwerker, also die baaren Kosten, bezahlte, sonstige Materialien

kaufte, ferner Stroh, Kaff, Häckerling, Weeden, Wräudelstöcke, Zaun¬

busch, Sand, Kies, Lehm, Fundamentsteine in natura hergab, endlich

alle Hand- und Spanndienste stellte. Der Werth aller dieser Ge-

meindeleistuugen überstieg denjenigen der grundherrlichen Hülsen sast

ums Doppelte. Pachthöfe waren stets günstiger gestellt als die Dörfer.

Soweit nicht spezielle contractliche Vorschriften Anderes bestimmten,

waren sie verpflichtet zu Handdiensten nur in der Person der Hof-

tagelöhner, zu Spanndiensten nur bei ihren eigenen Hof- und bei

denjenigen Schulen, zu denen ausfchließlich Höfe refp. mit Büdner¬

6) Vgl. darüber Balck, Finanz-Verh. I. S. 179 ff. Hebet vorstehenden

Text vgl. noch Balck, Doman.-Verh. II. S. 50 ff.
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kolonien concnrrirten, dagegen bei ihrer Einschulung in Dorfsschulen

nur bei Neubauten und erheblichen Reparaturen, ferner zu geringen,

aus der Wirthschaft zu entnehmenden Naturallieseruugen, z. B.

Stroh, Kaff, Häckerling, resp. zu deren Werthersatz, dagegen

aber nicht, auch nicht bei Einschulung in Dorfsschulen, zu allen

übrigen Kosten und Verwendungen, welche zu ihrem Antheil sämmtlich

der Grundherrschaft verblieben. — Beim etwaigen Mangel besonderer

Schullocalitaten, auch bei Mietwohnungen der Clafsenlehrer und

Jnduftrielehrerinnen, wurden die baaren Miethen von Schulgemeinde

und Grundherrschast nach ähnlichen Grundsätzen aufgebracht, ebenso

die Brandversicherungsbeiträge und das Schornsteinfegergeld, welche

beide gleich baaren Baukosten von jeher benommen sind, wobei also

die Höfe überall nicht contribuirten. — Bei Beschaffung des Schul-

Mobiliars, z. B. Bänke, Schränke, Katheder, Wandtafel nebst Statif,

trug sowol in Küstereien als in eigentlichen Schulhäusern die Schul-

gemeinde resp. für die Höfe die Grundherrschaft nach vorstehenden

Grundsätzen die baaren Kosten, während die dazu erforderlichen

Materialien bei ausschließlichen Schulhäusern von der Grundherrschast

wie zu sonstigen Bauten, bei gleichzeitigen Küstereien landesherrlichen

Patronates aber nur dann ebenso resp. pro rata gegeben wurden,

je nachdem die damit verbuudenen Schulen entweder ganz oder theil-

weise von Kindern aus dem Domanium besucht wurden. — Zur

Sublevation der Dorfsgemeinden wurde ihnen von der Herrschaft wol

die Pacht aus den Schulreservaten (§ 31) überlassen, aus dieser und

jährlichen Gemeindebeiträgen ein s. g. Schulbaufonds gebildet und

derselbe demnächst zum Neubau verwandt. Beim Abbruch der alten

Gebäude fielen die trennbaren Materialien, besonders Stroh und

Fundamentsteine an die Gemeinde zurück, während die übrige Auskunft

von der Grnndherrschaft beansprucht wurde. —

Nach der ritterschaftlichen Schulordnung vom 21. Juli

1821 § 8 soll jeder Schulort ein eigenes, zu solchem Zwecke be-

stimmtes Local haben, welches abgesonderte Wohn- und Schulräume

enthalten muß. Die Schulstube soll hinlänglich groß, mindestens

8 Fuß im Lichten hoch, mit Mauersteinen oder Brettern ausgelegt,
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heizbar, auch mit den nöthigen Tischen, Bänken und einer Wand-

tafel (§ 13) versehen sein. Nach V. v. 3. April 1879 § 2 sind die

Lehrer nicht berechtigt, in ihre Wohnung Miethslente auszunehmen.

Bau und Conservation sind bisjetzt von der Gutsherrschaft beschafft.

Wegen der Küstereien gelten auch hier die Grundsätze des geistlichen

Baubetriebs.

§ 34.

Fortsetzung.

Nach Durchführung der neuen domanialen Gemeindebildung

von 1869 ist bei den Dorfsschulen unter Entfreiung der Grund-

Herrschaft die Verpflichtung zur Beschaffung der Schul- und Lehrer-

localitäten ausschließlich auf die Gemeinden übergegangen. Zu ihrer

Erleichterung sind jedoch gleichzeitig mit ihrem Eintritt in die neue

Ordnung alle schon damals vorhandene und in Nutzung der Schulen

und Lehrer befindliche Dorss-Schulgehöfte ganz ebenso und mit gleicher

Bedingung wie die Schulländereien (§ 30) von der Grundherrschaft

den Dorfsgemeinden zum Eigenthum überwiesen, diejenigen auf den

Pachthöfen aber im Eigenthum der Landesherrschaft behalten. Die

Küstereien, von jeher Eigenthum der Kirchen, sind ebenfalls diesen

verblieben, und selbst die darin vorhandenen Schullocalitäten, nach

demselben Auseinandersetzungsmodus, wie zwischen Küster- und Schul-

ländcreien, meistens zum Kirchenvermögen gerechnet, jedoch mit der

Maßgabe, daß sie auf immer ihre Bestimmung für die evangelifch-

lutherische Schule bewahren, die bezüglichen baulichen Verpflichtungen

der Schulgemeinde fortdauern, auch die Kirche nöthigen Erweiterungen

der Schullocalitäten nicht entgegentreten darf^). Im Uebrigen nor-

miren für Bauten an Wohn- und Wirthschastsgebäuden der Küster,

welche zugleich Schullehrer sind, nach Anl. A § 6 der Gemeinde-

Schulordnung von 1869 auch fernerhin die voraufgeführten Grund-

sätze (§ 33); auch dürfen die betreffenden geistlichen Baulasten der

kirchlichen nicht aus den Kassen der neuen politischen Geinrinden be-

i) Vgl. § 30, Note 6.
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stritten werden^). — Zur ferneren Sublevation der neuen Dorfs-

gemeinden werden ihnen für bereits begonnene oder nahe und fchon

bei ihrem Uebertritt in die neue Organisation notwendige Bauten

und Reparaturen wol noch die früheren herrschaftlichen Hülfen ge¬

währt. Auch die gesammelten Schulbaufonds (§ 33) werden den

Gemeinden verbleiben, die nach Einführung der Gemeindeordnung

aber erst fälligen Erträge der Schulreservate (§ 31) regelmäßig zur

herrschaftlichen Kasse gezogen. Endlich wird die Auskunft abgebrochener

Schulgebäude fortan ganz an die Gemeinden fallen. —

Die nunmehrige Gemeindebaulast umfaßt nach § 6 der Gemeinde-

Schulordnung von 1869 in den Domanial-Dorffchaften, sowol den-

jenigen des Schulorts als eingeschulten, die Bauten und Reparaturen

der Schulhäuser und Nebengebäude, die Herstellung und Unterhaltung

der Brunnen und Befriedigungen, die Ausstattung der Schulstuben,

die Anschaffung, Ergänzung, Vermehrung des Schulinventars und

der Lehrmittel (über letztere vgl. § 13) resp. unter Beirath des

Pastors, die Uebertragnng der aus dem Eigenthum an den Schul-

gebäuden entspringenden Lasten und Kosten, deshalb z. B. auch

Schulmiethen, Brandkassengeld, Schornsteinfegerlohn u. s. w. In

solche Dorfsschulen eingeschulte Pachthof-Gemeinden, fowol aus den

Kammer- wie aus den Haushaltsdomainen^) haben jetzt als solche

ihren ebenfalls nach § 6 citat. zu repartirenden vollen Antheil zu

leisten, jedoch je nach dem Inhalt ihrer Eontracte ihren Regreß gegen

die Grundherrschaft. Die neueren Eontracte verheißen in dieser Be-

ziehung den Pächtern Ersatz der nach der Gemeindeschulordnung von

1869 ihnen zufallenden Schulbaulasten, soweit diese nicht in Diensten,

Fuhren und Hergabe bestimmter, aus der Hoswirthschast zu ent-

nehmender Erzeugnisse oder dafür zu leistender Surrogatzahlungen^),

2) Circ. des Min. des Innern v. 31. Dccbr. 1877.

3) Nach Circ. der Min. des Innern und für Unterricht v. 22. Mai 1875
sollen hier die Aemter noch vor definitiver Entscheidung über den Bau die be-
treffende Haushalts-Districtsbehördc davon benachrichtigen und ihr Gelegenheit
zur Aeußerung geben; ähnlich schon in einem Circ. vom 2. Juni 1860.

4) Wegen Erstattung der baaren Baukosten vgl. Kam.-Cire. v. 10. Nobr.
1875, wonach dieselbe bei etwaigem Ankauf der vom Pächter eontraetlich
eigentlich in natura zu liefernden Materialien keinesfalls stattfindet.
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sondern darüber hinaus in Baarkosten besteht. — Wegen des Bau¬

betriebs ist in der Anlage A zur Gemeindeschulordnung v. 1869 eine

besondere Instruction ertheilt. Die ganze Leitung liegt hiernach und

nach § 1 der Gemeindeschulordnung wesentlich beim Gemeindevorstand

des Schulortes unter Beirath der Schulvorsteher, neben Entscheidung

des Amtes über Einwendungen eingeschulter Ortschaften in spec. der

Höfe gegen die zur Bauausführung getroffenen Anordnungen; all-

jährliche Zimmerbesichtigung findet statt, die Sauriffe5) bedürfen der

Genehmigung des Unterrichtsministeriums, welches auch deren genaue

Befolgung durch die Amtsbaubehörde coutroliren läßt und über Ab-

weichungen entscheidet.

Bei den auf den domanialen Pachthöfen befindlichen s. g. Hos-

schulen ist trotz Ausdehnung der Gemeindeordnung auch aus elftere

wie das Eigenthum so auch der frühere Haupttheil der Erhaltungs-

last (§ 33) der Grundherrschast verblieben. Letzteres gilt unbedingt

für die Höfe selbst, auf welchen die Schulen liegen, und hier ist Alles

unverändert. Sind aber auch Dorfsgemeinden hier eingeschult, so

haben diese nach Anl. A § 5 zur Gemeinde-Schulordnung von 1869

ihren vollen Antheil, wie bei Dorfsschulen, nach amtlicher Reparation

hier beizusteuern. Gleiches gilt auch von eingeschulten Höfen, welche

auch hier, gleichwie bei ihrer voraufgeführten Einschulung in Dorfs-

schulen, als Gemeinden zu ihrem Antheile contribuiren müssen, aber

auch hier, wie dort, ihren eoutraetlichen Regreß gegen die Grund-

Herrschast haben, sodaß schließlich letztere auch hier die eigentlich

leistende ist. — Die Bauleitung bei Hosschulen gebührt nach § 5

citat. an sich dem Amte. Dies wird auch gelten bei bloßer Ein-

schulung von Dorssgemeinden — während bei dann auch gleichzeitiger

Eombinirung der betreffenden Hof- und Dorfsgemeinden zu einer

einzigen Gemeinde, welche dann in ihren Verhältnissen hauptsächlich

als Dorssgemeinde benommen zu werden Pflegt, wol ohne Eingriff

in deren Befugnisse nichts Anderes übrig bleibt, als den vorauf¬

b) welche Zuziehung der Baubeamten nicht erfordern und in denen die

Berücksichtigung der vorgeschriebenen Raumverhältnissc (§ 33, Note 3) vom

Amte zu observiren ist.
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geführten Baubetrieb bei Dorfsschulen auch hier platzgreifen zu lassen.

Da es sich um herrschaftliches Eigenthum handelt, so ist diese fremde

Bauleitung nicht unbedenklich und practifch schwer durchführbar, auch

Beseitigung der daraus entstehenden Uebelstände vielleicht nur möglich,

wenn die betreffenden Hoffchuleu bei solcher Gemeindevereinigung als

Dorfsschulen angesehen und gleich diesen aus dem Eigenthum der

Grundherrschast von Vorn herein ausgeschieden werden.

§ 35.

4) Jeurung.

Die Domaniallehrer mit Familienstellen bezogen schon nach

Schulreglement vom 18. October 1770 nebst späteren Erläuterungen

aus den fürstlichen Waldungen, je nachdem in siebenjährigem Durch-

schnitt die Zahl der Schulkinder jeder Schule unter 35 oder 35 und

mehr betrug, 3 refp. 4 Faden Buchen- oder Eichen-Klustholz oder

je nach Localgelegenheit ein entfprechend größeres Deputat Weichholz,

den Faden 7 Fuß hoch, 8 Fuß breit, 3 Fuß lang, wozu bei einer

Anzahl von mehr als 50 Kindern noch 4000 Soden Torf von den

fürstlichen Mooren kamen^). Weil nicht die wechselnde Kinderzahl,

sondern nur ein festes Raumverhältniß die richtige Norm für das

Feurungsbedürfniß gibt, fo wurden später^) jene 3 oder 4 Faden an

einen Flächenraum der Schulstube von weniger als 210 oder von

210 und mehr Quadratfuß geknüpft, woneben bei noch mehr als

300 Quadratfuß auch noch die 4000 Torfsoden geblieben sind. Unter

Berechnung nach Raummetern^) von je 1 Meter Höhe, Weite, Breite,

oder Tiefe erhalten demnach jetzt die Lehrer:

für eine Schulstube von weniger als 210 Quadratfuß 12 Raum-

meter Buchen- oder Eichen-Klustholz 1. El., oder 13 Rmtr.

Buchen-Kluftholz 2. El., oder 16 Rmtr. Buchen-Knüppel oder

1) Vgl. Balck, Doman.-Verh. II. S. 53 ff.
2) V. v, 1. Juni 1869, Rgbl. 41 nebst Kam.- u. Forst-Circ. v. 1. u. 10. ejd.

3) Circ. dcs Forstcolleg. v. 27. Octbr. 1871. — Ob letzteres, oder die noch

präcisere B. 27. Deebr. 1871, Rgbl. 1871 Nr. 6 auf Schulen in Städten und

Flecken anzuwenden, hängt nach Kam.-Circ. v. 1(3. Mai 1874 davon ab, ob

wohlerworbene Rechte auf die Abgabe vorliegen.
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Birken-Kluft 1. Cl., ober 20 Rmtr. Birken- oder Eichen-Kluft

2. Cl. resp. Tannen- oder Ellern-Kluft 1. Cl., oder 24 Rmtr.

Birken- oder Eichen-Knüppel resp. Tannen- oder Ellern-

Kluftholz 2. Cl., oder 28 Rmtr. Tannen- oder Ellern-Knüppel

— dagegen für eine Schulstube von 210 oder mehr Quadrat-

fuß ebenso je nach den verschiedenen Holzarten 16, 18, 22,

28, 32, 36 Rmtr.

Dies gilt auch für Küster und Organisten, sofern nicht her-

kömmlich zu der Stelle größere Deputate gehören, bei denen es dann

auch fernerhin verbleibt^). Die Clasfenlehrer resp. Schulassistenten

mit Function von Klassenlehrern erhalten 2 Faden Tannenwrack- oder

buchen Abfall-, jetzt 8 Raummeter Knüppelholz und 6000 Soden

Torf resp. in dessen Ermangelung noch weitere 6 Raummeter Knüppel-

holz4), serner die Jndustrielehrerinnen 1 Faden Absall- von allen

Arten, jetzt 4 Raummeter Knüppelholz und 4000 Soden Tors^),

endlich die Assistenten als Hausgenossen der Lehrer gar keine separate

Feurung. — Der durchschnittliche Werth der von der Grundherrschast

gegebenen Feurungsmaterie beträgt bei Lehrern mit Familienstellen

90—120 Mk., bei Klassenlehrern 45 Mk., bei Industrieschulen

25 Mk., doch ist derselbe den elfteren höchstens zur Hälfte als Dienst-

einkommen anzurechnen, weil die andere Hälfte auf die Schulstuben

entfällt, den Klassenlehrern und Jndustrielehrerinnen aber gar nicht.

Die Feurung der Lehrer mit Familienstellen wird theilweise auch

gleichzeitig für deren eigenen Hausstand, also für's ganze Jahr mit ver-

abreicht, was von Einfluß auf deren Auseinandersetzung ist (§ 43).

Vor Allem müssen sie aber das Schullocal gehörig heizen, etwaigen

Mehrbedarf selbst bestreiten, dürfen dagegen aber jetzt nach Aufhebung

früherer Verbote etwa erspartes Holz sür eigene Rechnung verkaufen^).

Bei Claffenlehrern wird die Feurung nur für die Schule und den

3a) Vgl. z. B. Darguncr Schulordnung § 30 II., Circ, v. 23. Novbr, 1770.

4) (Site, des Forstcolleg, ü. 18. April 1879.

5) Jndustr,-Sch,-Regulativ v. 12. August 1869 § 16, Rgbl. 70; Kam.-

Circ. v. 6. Septbr, 1869.

6) V, v, 1. Juni 1869, Rgbl. 41; Kam.-Circ. ü. 23. Mai 1871, in Frcchm

S, 88, dgl. des Unt.-Min. v. 31. Mai 1871.



— 76 —

Winter geliefert (§ 43); die vorherige Genehmigung des Forst-

eollegiums event. der Ministerien der Finanzen und des Unterrichts

zur Veräußerung erübrigten Holzes7) wird noch jetzt nöthig sein8).

Auch die Jndustrieschulseurung wird nur für den Winter und Er-

wärmung des Unterrichtsraumes gegeben^) (§ 43), jedoch das bei Ge-

uiigung dieser Pflicht Ersparte den Lehrerinnen für eigene Wirtschaft

gelassen^). Bei etwaiger allgemeiner Hülfsbedürstigkeit erhalten sie

außerdem Armenfeurung gleich den Lehrerwittwen^) (§ 41).
Auch nach Einführung der Gemeindeorganisation von 1869 ist die

Feuruugsabgabe zu Lasten der Grundherrschast geblieben, der dafür

an sie zu zahlende Hau- und Bereitelohn aber von der Amtsschulkasse

auf die Schulgeineinden — Höfe und Dörfer — übergegangen^),

welche auch fernerhin, wie schon früher, die Anfuhr mit Einschluß des

Auf- und Abladens, sowie des Bringens zum Aufbewahrungsorte und

dortigen Aufsehens der Feurungsdeputate leisten13) (§ 38).
Holz und Torf werden schon im Frühling vor dem, von Michaelis

zu Michaelis laufenden Schulrechnungsjahre, für welches sie eigentlich

bestimmt sind, — also praenumerando, bereitet und abgegeben, den

Lehrern und Lehrerinnen von der Forstverwaltung überwiesen und

dann rechtzeitig zu Johannis geholt'*). Controlen gegen vorzeitigen

und mißbräuchlichen Verbrauch der nur für den Winter bestimmten

Deputate (§ 43) stehen zum Ermessen der Interessenten. In Rücksicht

hierauf wird auch wol das Feurungsholz der Judustrielehrerinnen und

Klassenlehrer erst im Herbste unmittelbar vor dem Bedarf und — bei

nicht vorhandenen Vorräthen trockenen Holzes — aus dem statt¬

7) nach Kam.-Circ. v, 19. Juli 1859.

8) ist wenigstens durch die Vorschriften in Note 6 nicht aufgehoben.

9) V, 29. Sept. 1877 Rgbl. 22; Cire. des Unt.-Min, v. 29. Sept. 1877,
berichtigt durch Circ. v. 5. Oet. 1877; Kam.-Circ. v. 2V. Oct. 1877.

*0) C. v. 29. Septbr. 1877 citat.

n) nach einzelnen Entscheidungen des Forst-Colleg.

n) Schulordnung v. 29. Juli 1809 § 7; Circ. des Unt.-Min. v. 21. Aug.
u. 6. Nov. 1869; das Zählgeld beim Torf ist durch Kam.-Circ. v. 12. Nov.
1869 ausgehoben.

13) Schulordnung citat.; vgl. auch Poeler Schulordnung v. 10. Jnli
1873, § 9.

u) Vgl. Balck, Doman.-Berh. II. S. 51.
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findenden Holzhieb abgegeben, doch ist jenes dann noch zu frisch und

schwer verwendbar. — Die Aufschlagung, Anweisung und Abfuhr des

Küsterholzes^) geschieht regelmäßig erst im Herbste des Jahrgangs

der Fälligkeit, auf Wunsch der Empfänger aber die Aufschlagung schon

praenumeranclo im voraufgehenden Winter oder Frühling, wenn sie

schon dann bei nicht observanzmäßiger Befreiung den Haulohn be-

zahlen, auch bei der alsbaldigen Anweisung, mit welcher oder deren

Zeitpunkte die Gefahr auf sie übergeht, zur sofortigen Ertheilung einer

Abgabe-Quittung sich verpflichten, worauf ihnen dann auch sofortige

Abfuhr freisteht. Letztere incl. Bestreitung des Hau- und Bereite-

lohns liegt den Schulgemeinden in gleicher Weise, wie bei den

Lehrern, ob"). —

An den ständischen Schulen haben die Lehrer resp. Küster nach

der ritterschaftlichen Schulordnung v. 21. Juli 1821, § 17 an Feurung

ein halb mal mehr, als ein Ortstagelöhner erhält, ohne daß nach

V. v. 3. April 1879 § 2 Rgbl. Nr. 8 für Bereitung nnd Anholnng

irgendwelche Zahlung oder dabei eigene Dienstleistung der Empfänger

gefordert werden darf. Der Feuruugswerth bleibt gegen denjenigen

der Domaniallehrer zurück").

§ 36.

5) SchuLtobn, Zulagen, Unterstützungen.

Elfterer beträgt im Domanium nach dem Schulreglement vom

18. Oetober 1770 für Lehrer mit Familienstelle bei S—20 Kindern

für jedes einzelne 42 Schillinge N^/z, für jedes mehr bis 29 incl.

8 Schillinge, bei 30—S0 Kindern 31x/2 Schillinge, für jedes mehr

8 dgl. Diese Summe wurde aber nur halb in Geld, zur anderen

Hälfte jedoch in Roggen, den Scheffel zu 24 Schillinge gerechnet,

15) Kam.-Circ, v. 16. Mai 1878.

16) das Schulregulativ v, 18. Octbr. 1770 unterscheidet hier nicht zwischen

Lehrern und Küstern, und die neuen Fleckenschul-Regulative (§ 1) geben auch direet

den Küstern freie Anfuhr c. p.; die Gemcinde-Schulordnnng von 1879 bezielt

freilich wörtlich nur die Feurung der Schulen, Lehrer und Lehrerinnen.

17) Nach Frahm, Lehrerbesoldung S. 24 u, 29 ist die eigene Feurung der

D omaniallehrer mit Familienstellen 72 Mk., der ständischen nur 30 Mk, Werth.
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gezahlt. Außerdem erhielt der Schulmeister von jedem Kinde, das

Schreiben und Rechnen lernte, wöchentlich einen halben Schilling.

Nach jetzigem Kornpreise und Gelde bezog hiernach der Lehrer bei

einer mittleren Anzahl von 40 Kindern baar etwa 42 Mk. und

Roggen zum Werthe von 120 Mk.') In den meisten späteren

Amtsschulregulativen (§ 46) wurden statt dieser complicirten Sätze,

unter Wegsall der Nebenvergütung für Schreiben und Rechnen, ab-

gerundete größere, nicht aber überall gleichmäßige Summen nach

Maßgabe der Gesammtheit der Kinder, z. B. bis zu 40 Kindern etwa

50 Thlr., bis zu 50 resp. 60 Kindern etwa 55 und 60 Thlr., eben-

salls theils baar theils in Roggen, substituirt, wobei letzterer pro

Scheffel zu 37^ Schillinge eingesetzt2), auch seit neuerer Zeit das

Gewicht jedes Scheffels zu 28 Kilogramm angenommen wurde^). —

Jetzt endlich ist der Schullohn der Hauptlehrer im Domanium — mit

Ausnahme der Flecken Dargun, Lübtheen, Zarrentin, Neukloster^), der

Insel Poep), einzelner Theile der Aemter Grevismühlen, Ribnitz,

Wismar — überall aequalisirt und beträgt immer 1500 Pfund

Roggen, welcher aber nicht mehr in natura abgegeben, sondern nach

jedesmaligem Martini-Preise, zur Zeit also etwa mit 120 Mk. ver-

gütet wird (§ 47), und ferner bis zu 50 Schulkindern 75 Mk., bei

51—60 dgl. 90 Mk., bei 61—70 dgl. 105 Mk., darüber hinaus

120 Mk.6) So sind die Uebelstände') des früheren Natural-Korns

gehoben und bleibt dennoch wenigstens ein Theil des Schullohns in

conjuneturmäßiger Höhe der Kornpreise. Bei Berechnung der Kinder-

1) Frahm, Lehrerbesoldung S. 21.

2) Vgl. auch SSalct, Doman.-Verh. II. S. 69.

3) Circ. des Unter.-Mm. v. 9. Sept. 1872.

*) Nach den Flcckenschul-Regnlativen (§ 1) herrschen hier meistens die

Prineipien der Stadtschulen mit höherem Baargehalt; nur im s. g. Ausbau

Lübtheen normiren die domamalen Sätze.

5) nach dem dortigen Regulativ v. 10. Juli 1373 erhält dort jeder

Lehrer den Preis von 1500 Psd. Roggen, sowie bis zu 6V Kindern 60 Mk.,

darüber für jedes Kind 1 Mk.

«) Circ. des Unt.-Min. v. 9. Sept. 1872, 24. Octbr. 1873, 10. Decbr.

1873; R orm. Schulkass.-Regul. v. 23. März 1874, Z 4.

7) Vgl. Balck, citat. S. 69.



— 79 —

zahl kommen nur die in der eigenen Classe der Hauptlehrer (§ 9)

Unterrichteten zum Ansatz, mögen sie aus dem Schulorte oder aus

eingeschulten Ortschaften stammen, dagegen aber nicht«):

die eigenen Kinder, wol aber bloße Kostkinder, der Prediger,

Küster, Lehrer, sowie auch ihrer Wittwen, wenn letztere nicht

mit Grundbesitz am Schulort ansässig sind9),

die durch Gebrechen oder Krankheit dauernd am Schulbesuch

gehinderten,

die vor dem schulpflichtigen Alter (§ 18) etwa zur Schule

gelassenen,

die außerhalb des Bezirks der Ortsschule und des elterlichen

Aufenthalts in Wohnung und Kost gegebenen (§ 18),

die ohne förmliche Einschulung (§ 9) mit Zustimmung der Amts-

schnlbehörde etwa ausgenommenen, hinsichtlich welcher eine

Entschädigung des Lehrers seiner eigenen Vereinbarung mit

deren Angehörigen überlassen bleibt (vgl. § 48),

wie denn auch die nach Abschluß der Novemberlisten (§ 49) noch

zugezogenen, auch die Dienstkinder (§ 19) nicht noch nach¬

träglich hinzugezählt, dagegen aber auch die ebenso nachträglich

weggezogenen, conftrmirten und abgegangenen (tz 18), in Dienst

getretenen (§ 19), gestorbenen, auch die armen nicht ab-

gezogen werden'"). —

Bei Gründung neuer Schulen oder Schulklassen (§ 9, 27) oder

Umsangsveränderungen der Schulgemeinde ist kein Entschädigungs-

anspruch der Lehrer wegen Verminderung der Schulkinder statthast").

Wegen Fälligkeit, Erhebung, Berechnung des Schullohns, auch

seiner Auszahlung vgl. § 49.

Der baare Schullohn der wirklichen Klassenlehrer und der wegen

interimistischer Verwaltung einer Schulklasse ihnen etwa gleichgestellten

Schulassistenten ist von 280 Mk. im Jahre 1832 resp. von 360 Mk.

8) Norm. Schulk.-Regul. citat.

9) nach einzelnen Minist. Entscheidungen.

10) nach einzelnen Minist. Entscheidungen.

n) Norm. Schulk Regul. citat.
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i. I. 1862, resp. 450 Mk. i. I. 187312) neuerdings^) auf 540 Mk.

erhöhet, jedoch unter Verpflichtung zur unentgeltlichen Ertheilung des

Turnunterrichts, sobald derselbe bei ihrer Schule angeordnet sein wird.

Eigentliche Schulassistenten (§ 27) sind von 8 bis 16 Schillingen nach

V. v. 12. Juni 1784 und demnächst wöchentlich 28 Schillingen seit

10 Jahren aus 3 Mk. gestiegen^). Vom Classenlehrer- und Schul-

assistenten-Lohne wird die Hälfte aus eigenen Mitteln der Amtsschul-

lassen, die andere Hälfte aus den herrschaftlichen Amtskassen als Zu-

schuß zu den Amtsschulkassen (§ 46) gezahlt, welche Einrichtung auch

nach Einführung der Gemeindeorganisation geblieben ist (§ 6); wo

aber die Assistenten nur zur Stellvertretung der nicht durch Krankheit,

sondern durch persönliche Angelegenheiten zeitweise behinderten Lehrer

abgeordnet sind, werden letztere auch wol ebenfalls zu einem Beitrage

verpflichtet^). Assistenten bei Küstern werden, falls die geistlichen

Oberbehörden nicht die Mittel hergeben, direet vom assistirten Küster

resp. bei interimistischer Vakanz von dessen Familie baar zu remuneriren

sein. — Jndustrielehrerinnen erhalten nach dem Regulativ v. 23. Mai

1837 für jedes am Unterricht theilnehmende Kind im Ganzen einen

halben Thaler aus der Amtsschulkasse, wozu bei ihrer Angehörigkeit

zu den Familien der Ortslehrer wegen anderer dann wegfallenden

herrschaftlichen Hülsen (§ 31 a. E.) die Amtskasse V4 contribuirt —

nach demjenigen vom 12. August 1869 Rgbl. Nr. 70 aber für eine

Anzahl bis 10 Schulkinder 60 Mk., bis 20 dgl. 75 Mk., darüber

hinaus 90 Mk., zu % direet und zu 1/i — auch noch nach der

Gemeinde-Einrichtnng — als Zufchuß der Amtskassen (§ 46), aus den

Amtsschulkassen. Für Berechnung der Kinderzahl gelten regelmäßig

auch hier die vorstehend bei den Hauptlehrern erörterten Grundsätze..

— Wegen Fälligkeit und Auszahlung der Classenlehrer-Assistenten-

Jndustrielehrerinnen-Gehalte vgl. § 49.

12) Circ. des Unt.-Min. v. 24. März 1873.

13) dgl. v. 26. Januar 1877.

14) dgl. D. 25. März 1869.

15) Vgl. Schulordnung von Zarrentin, § 11.
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Bei Unglücksfällen und außerordentlichen pekuniären Verlusten

der Domaniallehrer, besonders auf Familienstellen, erhalten sie anf

amtliche Bescheinigung wol einmalige baare Unterstützungen von etwa

30—90 Mk. vom Unterrichtsministerium mit Cognition des Finanz-

Ministeriums, zu welchem Zwecke schon seit 1851 jährlich 3000 Mk.

als f. g. Schullehrer-Unterstützungsfonds in der Großhzgl.

Renterei zu Schwerin zur Verfügung stehen und auf dieselbe zur

Zahlung angewiesen werden. — Hiervon verschieden ist der Schul-

dispositions - Fonds, d. h. eine Summe von seit Jahren

10200 Mk., seit 1876 jährlich 10500 Mk., welche aus Veranlassen der

Ministerien für Unterricht und Finanzen durch die Großhzgl. Kammer

(§ 5) zur zufchüfsigen Zahlung aus den Amtskasfen an die Amtsfchul-

kafsen (§ 46) angewiesen, und aus diesen durch Verfügung des

Unterrichts - Ministeriums weiter verwandt wird. Ihr Zweck ist,

dauernde Stellenzulagen von 60—150 Mk. vierteljährlich post¬

numerando für Familienstellen mit quantitativ oder qualitativ un-

genügender Ackerdotation, auch von 60—120 Mk. zu persönlichen

Sublevationen der Lehrer wegen besonderer Verhältnisse zu gewähren.

Die Vertheilung geschieht nach gewissem Distributionsplan, welcher

periodisch neu ausgestellt und zur Zeit nach einem, unter niedriger

Schätzung angenommenen, durchschnittlichen Soll-Ertrage von 1050 Mk.

für jede Familienstelle (§ 39) bemessen wirb16). Weil die Hausguts-

Verwaltung nach dem üblichen Repartitionsmodus (§ 38) auch zu

jenem Fonds contribuirt, werden auch ihre Schulen zu Zulagen aus

demfelben berechtigt sein; obendrein gewährt die Haushaltsceutralkasse

direete Zulagen bei unausreichlicher Dotation (§ 32). — Für den

Fall der Verbefserung der betreffenden Stellen oder der Versetzung

der persönlich sublevirten Lehrer tritt die Rücknahme der Be-

willigung ein.

In den ständischen Schulen sollte es nach der ritterschaftlichen

Schulordnung vom 21. Juli 1821 § 21 bis auf Weiteres bei der

Bezahlung des s. g. landüblichen Schnlschillings für jede Woche,

1«) Kam.-Circ, v. 19. August 1873.
Balck, Landschulwesen. 6
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aber nur für die Wintermonate und nicht für die damals erst wenig

ausgebildete Sommerschule (§ 16), verbleiben, welcher für jedes schul-

sähige Kind von dessen Angehörigen zu zahlen war. Der Lehrer

erhielt danach sür jedes Schulkind durchschnittlich jährlich noch nicht

2 Mk., sür sämmtliche etwa 60 bis 80 Mk., wozu hier und dort

noch eine geringe baare Vergütung sür Schreib- und Rechnen-Unterricht

kam. Nach den Verordnungen'') vom 5. Febr. 1869 § 4 und 11,

Rgbl. Nr. 13, und vom 3. April 1879 § 4 und 12, Rgbl. Nr. 8,

ist das Schulgeld — unter Ausschluß spezieller Vergütung sür Schreib-

und Rechnenunterricht, sowie auch fiir Unterweisung der Dienstkinder

(§ 19) — auf 3 Mk. jährlich, je zur Hälfte Weihnacht und Ostern

zahlbar und eventl. gleich anderen öffentlichen Abgaben auf Anzeige

des Lehrers kostenfteier obrigkeitlicher Beitreibung unterworfen, erhöhet;

Entfreiung von Zahlung tritt auch dann nicht ein, wenn die Kinder

unter Dispensation von der Ortsschule anderweitig unterrichtet werden,

jedoch sind diejenigen der Gutsherren, Gutspächter und -Pastoren wie

von der Pflicht zum Besuche der Ortsschule, so auch von Entrichtung

des dortigen Schulgelds frei (§ 18). Jederzeitige Aufhebung des

Schulgelds bei anderweitiger angemessener Entschädigung der Lehrer

ist den Ortsobrigkeiten gestattet. Ferner ist durch jene Verordnungen

allen Lehrern eine baare Zulage von 90 Mark zugesichert, welche

aus Mitteln der Gutsherrschaften geleistet wird. — Die baare Re-

muneration bloßer Hülsslehrer steht zum Ermessen der Guts-

Herrschaften.

§ 37.

6) Wictuatien, Gerechtsame, Ilubren.

Im Domanium ist die frühere völlige Naturalverpflegung der

Lehrer am Tische der Dorfsbewohner, das f. g. Reiheessen, längst

beseitigt (§ 29); durch Schulreglement vom 18. October 1770 sind

auch alle ihre anderen gleichartigen Hebungen, z. B. Schulbrote,

Holz- und Lichtgeld, Weihnacht und Fastnachtgeschenke u. s. w. auf-

i') wegeil vorhergegangener Lcmdtagsverhandlungen vgl. Archiv für

Landeskunde 1867 S. 45, 68, 74; 1868 S. 119, 129, 130; 1869 S. 369.
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gehoben. Anders bei den Küstereien landesherrlichen Patronates, wo

das alte Herkommen an Meßkorn, Eiern, Würsten, Broten, Käsen

u. s. w. bisjetzt erhalten ist, und alle solche naturalen und baaren

Prästationen von den Pflichtigen Gemeindegliedern und Besitzern der

belasteten Domanial- Grundstücke unverändert sortgeleistet werden^).

Wo hier für einzelne eingegangene Stellen die landesherrliche Kasse

eingetreten ist, können unter Entfreiung der letzteren wieder andere

Grundstücke damit belegt werden. Auch diejenigen Naturalabgaben,

welche primitiv und direet den herrschaftlichen Kassen obliegen, bleiben

von Bestand und gelten als allgemeine Domanialschuld. Alle be-

treffenden herrschaftlichen Baarzahlungen werden aber seit neuester

Zeit mit dem 25sachen Capitalbetrage abgelöst, bei sich hiernach er-

gebenden Beträgen bis 60 Mk. regelmäßig ausgezahlt, diese Summen

aber nicht den Berechtigten übergeben, sondern entweder gleich anderen

Kapitalien der pia corpora belegt oder zum Kirchenaerar eingezogen,

auch an jene die 4 "/«igen Zinsen überwiesen — bei höheren Be¬

trägen aber nicht ausgekehrt, sondern bei den landesherrlichen Kassen

weiter verwaltet und zu 4 % den Berechtigten verzinst.

Die Anholung der neu berufenen Lehrer mit Familienstellen und

der Classenlehrer gebührte von jeher — etwa mit Ausnahme der

Höse, für welche dann die Grundherrschaft eintrat — den Schul-

gemeinden, und ist durch die Gemeinde-Schulordnung von 1869 § 7

ausnahmslose Pflicht aller geworden.

Sie erstreckt sich5*)auf Personen, Vieh und Sachen nebst Acker-

geräth und gewöhnlichen Vorräthen, — zu welchen letzteren also etwa

angekauftes Heu, Stroh, Feurungsmaterial, weil alles dieses auf der

früheren Stelle zurückzulassen ist und auf der neuen wieder vorgefunden

wird, nicht gehört — und umfaßt die Gestellung eines angemessenen

Personen -Fuhrwerks mit Zahlung des Chausseegeldes, aber ohne

Zehrung, die Absendung von Transportwagen, das Ausladen, Ein¬

1) hierüber und über das Folgende vgl. besonders Reser. des Ober-
kirchenraths V. 8. Oetbr. 1 873, durch Kam.-Circ. v. 13. Deebr. 1875 den Aemtern
communieirt.

2) Vgl. Balck, citat. S. 70.

6*
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packen nebst Stroh, Abladen, Aufstellen am Bestimmungsorte,das

Treiben des Viehes. Bei größerer Entfernung ziehen die Schul-

gemeindenes wol vor, statt eigenerFuhren dieselbenselbstoder durch

die antretendenLehrer mit Miethssuhrleuten zu accordiren, auch die

Personen auf Post oder Eisenbahn transportiren zu lassen.— Wegen

Anholung der Küster verbleibendie bisherigen Observanzen, wonach

dieselberegelmäßignicht durch die Schul- sonderndurchdieKirchspiels-

Pfarrgemeinde,abermeistensohneBetheiligungderPachthöse,geschieht^);
jedenfalls sind die Kirchenaeraremit solchenKosten nichtzu belasten4),
was aber früher nicht immer strenge beachtetist. Wo es sich aber

nicht so sehr um eigentlichenUmzug vom bisherigenWohnort nach

der Pfarre, sondernum Herbeiholung von Sachen, z. B. einer Aus-

stener, anderswohernach der Pfarre handelt, haben die Küster dies

auf eigeneKostenzu beschassen.

Die Grundbesitzer in den Schulgemeinden wurden auch immer

und werden wol noch zur Leistung der f. g. kleinen Fuhren, nämlich

zu Arzt, Prediger, Kirche, Hebamme u. s. w. für die Lehrer unent-

zeitlich oder gegen billige Vergütung contractlich verpflichtet. Freie

Fuhren zur Mühle für Lehrer und Küster beruhen schon auf dem

Schulreglement vom 18. Qctober 1770, und sind — wenigstens für

die Lehrer — auch in der Gemeinde-Schulordnung von 1869 § 7

vorgeschrieben. Selbstverständlich sind die Berechtigten hierbei an die

Localgelegenheiten der Umgegend gebunden nnd über diese hinaus zu

Fuhren nicht besugt. — Wegen Feurungssuhren vgl. § 35.

Assistenten gehören zum Hausstande der Lehrer- oder Küster-

familie, und haben außer Schullohn (§ 36) dort Wohnung (§ 33),

Heizung (§ 35), fchou nach V. v. 12. Juni 1784 Essen, Trinken,

Wäsche, auch Licht, wofür nur bei Assistenzgebung wegen Ueberfüllung

der Schule eine billige Vergütung theils aus der Amts-, theils aus

der Schulkasse zugebilligt zu werden pflegt (§ 41). Jene werden,

wenn sie anstatt der Klassenlehrer sungiren, gleich diesen angeholt.

3) Außer dcr allgemeinen Gemeinde-Schulordnung von 1869 vgl. auch

diejenige von Dargun § 31, 71, u. Lübtheen § 5, von Zarrentin § 5, und ein

Cabinetsreseript v. 28. Juli 1781 an die Superintendenten.

4) auch nach Spezialentscheidung des Oberkircheniaths v 10. März 1866.
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Sonst aber mußten sie früher bei Uebersiedelung nach ihrem Be-

stimmungsorte sich selbst bis zu der demselben zunächst gelegenen

letzten Eisenbahn- oder Poststation befördern, wobei sie einen Post-

sreischein für sich und 20» Pfd. Gepäck, auch aus der Amtsschulkasse

den Eisenbahnverlag dritter El. nebst Uebersracht erhielten, und für

die übrige Strecke regelmäßig von der Schulgemeinde angefahren

wurden. Seit Einführung der Gemeindeordnung jedoch^) sind — bei

gleichzeitigem Wegfall der Postfreiheit — ausschließlich die Gemeinden

verpflichtet, auf die Reisekosten zwischen Aufenthalts- und Be-

stimmungsort der Assistenten bei Hin- und Rückreise derselben an diese

Eins sür Alles 1 Mk. pro Meile, wobei der etwaige Ueberschuß von

mehr als V4 Meile als eine volle anzurechnen, zu erstatten, dürfen

jedoch auch die Anholung von der nächsten Post- und Eisenbahn-

Station und zurück in natura beschaffen.

Bei den ständischen Schulen geschehen die Anholung und

sonstige Fuhren der Lehrer durch die Gutsherrschaften und Baueru.

Auch frühere Vietualien und Lieferungen an dieselben außer den

Korndeputaten (§ 32) sind dort nicht mehr üblich. Bei den Küstern

aber gilt auch hier das Herkommen. Geld- und Natural-Abgaben

aus dem Domanium an Küstereien ständischen Patronates werden,

soweit sie nicht direct Personen oder Grundstücken, sondern der landes-

herrlichen Kasse obliegen, aus dieser, unter freier Auswahl der anzu-

weisenden Spezialkasse, entrichtet, können auch, falls sie nur von ur-

sprünglich verhafteten aber eingegangenen Bauernstellen :c. über-

nommen sind, den noch vorhandenen oder neu errichteten wieder auf-

gelegt werden; zu etwaigen Ablösungen vernothwendigt sich spezielle

Vereinbarung der Interessenten, sowie Einwilligung des Patrons, und

ist der erforderliche oberbischöfliche Konsens davon abhängig gemacht,

daß die Ablösungs-Eapitalien unter die Eontrole des Superintendenten

gestellt und die betreffenden Obligationen aus der Superintendentur

afservirt werden^).

5) Gemeindeschulordnung von 1869 § 7; Circ. des Unt.-Min. v, 21. August
1869, v. 6. Novbr. 1869.

6) Nach Note 1 citat.
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§ 38.

7)
'D'ertheitung

und Werth der Schrrttcrsten-

Die Conservation der Schulen und Dotation der Lehrer gebührte

im Domanium stets gesetzlich und observanzmäßig der Grund- oder

Landesherrschaft und den Schulgemeinden.

Die Grundherrschast gab vor der neuen Gemeinde-Organisation

die Ländereien und Beihülfen zu deren Befriedigung (§ 30), be¬

deutende Bauhülfen für Schulhäuser (§ 33), welche sich bei baarer

Veranschlagung durchschnittlich jährlich zusammen bis auf 60,000 Mk.

beliefen, das Feurungsmaterial (§ 35), Postfreischeine für Reisen der

Schulassistenten (§ 37), betöre Beiträge und Zulagen zum Schullohn

der Lehrer und Lehrerinnen (§ 36) sowie zu Pensionen (§ 39) —

und gewährt seit Einführung der Gemeinde-Verwaltung nur noch Bau-

hülfen bei Höfen (§ 34), die Feurung, die baaren Schullohn- fowie

Pensionsquoten nebst Zulagen. Ihre Baukosten erreichen jetzt durch-

schnittlich jährlich keine 20000 Mk. mehr, während der Baarwerth der

Feurung (§ 35) bei 610 Elementarschulen mit 750 Classen (§ 9)

und bei 465 Industrieschulen (§ 10) jährlich 70000 Mk. übersteigt,

und auch die Beiträge zum Schullohn sowie zu Pensionen nach

Ausweis der Amtsrechnungen ebenso hoch kommen. Die grundherr-

lichen Schulverwendungen belaufen sich demnach zur Zeit jährlich noch

auf etwa 160000 Mk.

Die Schul gemeinden bestellten vor der Gemeindepflege den

Schulacker nur theilweise (§ 30), übertrugen die Erhaltungslast

der Feldbefriedigungen (§ 30) und Schulhäuser (§ 33) nur mit

herrfchaftlichen Hülfen, besorgten die Anholung der Lehrer, bei

Assistenten mit herrschaftlichen Postfreischeinen, und deren sonstige

Fuhren (§ 37), gaben Beiträge zu Pensionen (§ 39) und zur Füllung

der Amtsschulkasse (§ 47, 48) — während ihnen jetzt nach der neuen

Organisation die Hergabe der Ländereien und Gebäude, die Schulacker-

bestelluug in ihrem ganzen Umfange (§31, 32) alleinige Conservation

der Feldbefriedigungen (§ 31) und Dorfsschulhäuser (§ 34), ganze

Anholung aller Lehrer und Leistung ihrer Feuruugs- und Mühlen¬
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fuhren (§ 37), Bezahlung des Schulfeurungs-, Hau- und Bereitclohns

(§ 35), Beschaffung der Lehrmittel (vgl. jedoch § 13), ferner un-

verändert die Zahlung der Pensions- und Amtsfchulkasfen-Beiträge

obliegt. Letztere betragen insgesammt durchschnittlich jährlich etwa

250000 Mk., während die anderen Prästationen in ihrem Baarwerthe

jährlich etwa 120000 Mk. erreichen, wenn z. B. eine ganze Acker-

bestellung auf 120 — 150 Mk., Bereitelohn und Anfuhr einer vollen

Schulfeurung auf 25 Mk., die Baulast bei Dorfsfchulen nach ihrem

früheren annähernden Betrage auf etwa 40000 Mk. gerechnet wird,

wovon jedoch einstweilen noch ein nicht unbedeutender Theil aus den

Schulbau-Fonds (§ 34) bestritten werden kann. —

Auch die Amtsschulkassen bezahlten vor der Gemeinde-

organisation den Feurungsbereitelohn (§ 35), sowie theilweise An-

holungskostender Schulassistenten(§ 37), doch ist dies jetzt Sache

der neuen Gemeinden. Wegen ihrer Beihülsen zu Lehrmitteln

vgl. § 13. -

Die Domanial - Schulen umfaßten 1865 an Ländereien 1,407048

Quadratruthen^), welche aber inzwischen durch neue Anlagen von

Schulen (§ 9) und Vergrößerung der vorhandenen Competenzen (§ 30)

bis auf iy2 Millionen Quadratruthen vermehrt sind, deren Geldwerth

noch 274 Millionen Mk. übersteigt (§ 30). Ferner 610 Schul- und

Küstergehöfte zum Durchschnittswerth von je etwa % Neubauwerth

(§ 33), also je 6000 Mk., ergeben mehr als 31/2 Millionen Mk.

Das Grundvermögen erreicht demnach zusammen 6 Millionen Mark.

Dazu kommen an jährlichen lausenden Verwendungen der Grund-

Herrschast 160000 Mk., der Gemeinden 370000 Mk. —

Die Grundherrlichen Schullasten werden bei den Schulen im

Umkreis der Kammerdomainen von den eompetenten Oberbehörden

(§ 5) angeordnet und aus Kammervermögen bestritten, dagegen bei

Hausgutsschulen (§ 9) durch deren Verwaltung (§ 5) übertragen.

Letztere gewährt hierbei direct die Bauhülsen und die Feurung,

während die auf sie fallenden baaren Gehalte und Zulagen von den

i) Statist. Bcitr. Bd. 4 S, 53. —
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cameralenAmtskassengleichzeitigmit deren eigenenvorschüssiggezahlt

und demnächstnach Verhältniß des Hufenstands des Hausguts zum

Amts- oderKammergebietin Grundlage einesbestimmtenAbrechnungs-

Verfahrens zwischenHaushalts-Centralkasse und Großhzgl. Rentcrei

ausgegleichenwerden.
Die Antheile der einzelnen Domanial-Schulgemeinden anbelangend,

so scheiden hier die Beiträge zu den Amtsschulkassen aus, weil für

diese ganz besondere Bestimmungen gelten (§ 47, 48). Die Baulasten

und dabei, sowie bei Anschaffung der Lehrmittel vorkommenden Ent-

sreinngen der Hofpächter sind bereits eingehend erörtert (§ 33, 34).

Im Uebrigen sind Höse und Dörfer — wenngleich erstere je nach dem

Inhalte ihrer Contracte unter Regreß gegen die Grundherrschaft —

zur Uebertragung aller anderen vorgenannten Prästationen der Schul-

gemeinden gleichmäßig pflichtig. — Die Repartitionsnormen der in

demselben Schulverbande stehenden Domanial-Ortschaften (§ 9) waren

vor der neuen Gemeindeorganisation verschieden. Bald lehnten sie sich

an den Hufenstand, wobei die Höfe mit meistens schärferer Bonitirung

und deshalb höherem Hufenstande gegen die Dörfer im Nachtheil

waren — bald an das Verhältniß der Anspannung, welche wieder in

den Dörfern stärker ist und diese überbürdet — bald an die Anzahl

der Familien oder Schulkinder, welche ebenfalls in den Dörfern über-

wiegen. Zu gegenseitiger Bequemlichkeit einigten sich auch wol die

Ortschaften dahin, daß z. B. der Schulort die Fuhren zur Acker-

bestellung, Feurungsanholung u. s. w. allein stellte, und dagegen von

den anderen auswärtigen anderweitig entlastet wurde. Zuweilen

fanden sich auch jene wegen Naturalleistungen mit den Lehrern baar

ab. — Nach § 8 der Gemeiude-Schulordnung von 1869 soll bei schon

bestehender oder einzurichtender Vereinigung mehrerer Genieinden oder

Gemeindetheile zu einem Schulverbande das Amt mit Genehmigung

der competenten obersten Verwaltungsbehörden (§ 5) den Antheil jeder

Gemeinde feststellen, woneben noch für den Fall der Anlage einer

zweiten Schule oder Clafse (§ 9) an dem gemeinsamen Schulorte die

besondere Bestinnuung über die hierbei von jeder einzelnen Gemeinde

zu übernehmenden Lasten vorbehalten bleibt. Feste Observanzen,
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früher ergangene und von den Betheiligten noch jetzt anerkannte

höhere Entscheidungen, auch eigne Vereinbarungen der Interessenten

resp. bei Hospächtern mit Kammergenehmigung, sind zunächst maaß-

gebend, in deren Ermangelung aber Reparationen nach dem s. g. ge-

mischten, d. i. halb nach Husenstand, halb nach Seelenzahl gebildeten

Modus aus § 1 Absatz 2 der revidirten Gemeinde-Armenordnung von

1869, wobei je nach der Localgelegenheit, z. B. sür die Bestellung

des Schulackers, eine höhere Enquotirung des in unmittelbarer Nähe

gelegenen Schulortes statthaft ist. Bei Auflösung solcher Schul-

verbände haben nach § 9 der Gemeinde-Schulordnuug die competenten

Ministerien bei nicht gütlicher Einigung der betheiligten Ortschaften

die Entscheidung über die von den darin verbleibenden Gemeinden

den ausscheidenden zur Herstellung separater Schulanstalten zu

gebenden Beihülfen. Wegen gemeinsamer Beschlüsse der Schulverbände

vgl. § 4, 5. 34. -

An Küsterschulen haben alle eingepsarrten Gemeinden, selbst aus

verschiedenen Landestheilen, an sich gleiche Rechte (vgl. § 27), soweit

nicht gesetzliche Bestimmungen, z. B. wegen Uebersüllung (§ 9), eine

Trennung gebieten. Wenn aber an eigentlichen Amtsschulen andere

Obrigkeiten, besonders auch Gutsbesitzer, mit ihren Ortschaften zu

participiren wünschen, so sind hierüber unter sonst zulässigen Um-

ständen besondere Einschulungs-Verträge mit höherer Genehmigung

abzuschließen, wonach jene von allen Schullasten ihren Antheil über-

tragen, und sich hierbei dem amtlichen Repartitionsmodus unterziehen,

resp. entsprechende baare Vergütung leisten. Zur Frage kommen

hierbei die bereits am Anfang dieses § ausgeführten Prästationen der

Amts - Schulgemeinden, welche übrigens wegen ihrer Entschädigung

sich selbst direct mit jenen benehmen können — ebenso diejenigen der

Grundherrschast — endlich die Beiträge zur Amtsschulkaffe (§ 48);

auch wol Einzahlung einer Summe zum ersparten Eapitale derselben.

Jene müssen sich auch der domanialen Schulgesetzgebung, alleiniger

Aufsicht der Amtsschulbehörden, jeglicher Vergrößerung und Verkleinerung

des Schulverbandes unterwerfen. Jährliche gegenseitige Kündigung,

bei ihrem Gebrauche aber auch wol angemessene Entschädigung der
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fremden Obrigkeit für eine unlängst gemachte größere Schulverwendung,

ist vorzubehalten. — Aehnliche Contraete normiren bei Einschulungen

domanialer Ortschaften in ständische Schulen (§ 9), sind auch durch

die neue domaniale Gemeindebildung an sich nicht, und höchstens hin-

sichtlich veränderter Reparation der übernommenen Leistungen unter

Grundherrschaft und Gemeinde, altera!2). Bei den gewöhnlichen Ein-

schulungeu der s. g. Amtsfteiheiten in die betreffenden Stadtschulen

pflegt das Schulgeld nach Maaßgabe der städtischen Schulordnung von

den Bewohnern der Amtsfteiheit colligirt und außerdem zur allgemeinen

Unterhaltungslast ein baarer Aversionalbeitrag aus den Amts- resp.

Amtsschulkassen gezahlt zu werden (§ 46). Sobald übrigens jetzt3)

die Amtsfteiheiten den Städten ineorporirt sind, werden jene hinsichtlich

der Schullasten regelmäßig gleich dem eigentlichen Stadtgebiet be-

nommen und die abweichenden Einschulungs-Stipulationen hinfällig. —

Für die ständischen Landschulen ist nach der ritterschaftlichen

Schulordnung vom 21. Juli 1821 selbst nach aufgelöstem Bande der

früheren Guts-Unterthänigkeit die Unterhaltungslast sast ausschließlich

dem Gutsherrn verblieben^), dabei jedoch im Prinzip besonders eine

Conservationspflicht der Schulgemeinde anerkannt, nnd hierüber bis

zur Bildung eines Gemeindewesens in ritterschaftlichem Gebiete das

Weitere vorbehalten. Dieser Grundsatz ist auch gelegentlich der neuesten

Aufbesserung der ständischen Landschulen von der Landesregierung

bestätigt^). Einstweilen sind es aber noch die Gutsherrschaften, welche

aus eigenen Mitteln und Kräften für ihre Schulen und Lehrer zu

sorgen haben. Eine Repartition der Schullasten kommt hier also noch

nicht zur Frage. —

XVI. Dienstentfernung.
§ 39.

1) Wensionirung.

Wenn ein im Uebrigen pflichtgetreuerDomaniallehrer mit

Familienstelledurch Krankheit an Ausübung feines Berufes gehindert

2) Kam.-Circ. v. 20. Juni 1870 II.

3) Vgl. Kam.-Circ. v. IS. Juni 1873.

4) Mcckl. Vatcrlandskundc II. S. 284.

5) Archiv für Landeskunde 1869 S. 350.
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wird, so erhält er zunächst einen Assistenten, doch höchstens auf die

Dauer von 2 Jahren, weil der öftere, durch die Verhältnisse der

Assistenten bedingte (§ 24, 25) Wechsel der letzteren für die Schule

nicht ohne Nachtheil ist. Falls dann der Lehrer noch nicht wieder

genesen, oder auch schon ftüher und sofort bei unheilbarer Krankheit

oder bei Altersschwäche desselben, wird zu seiner Pensionirung ge-

schritten (vgl. auch § 40). —

Diese beruhet, mit Ausschluß gerichtlicher Weiterung, auf einem

bestimmten administrativen Verfahren^). Die Amtsschulbehörde (§ 4)

soll mit Konsens des Superintendenten die Notwendigkeit der

Pensionirung zunächst constatiren, auch das protokollarische Anerkenntniß

des Lehrers selbst möglichst herbeiführen. Dann sollen Beamte mit

der Schulgemeinde über deren eigenen Beitrag zur Pensionirung ver-

handeln, die Quote der Amtsschulkasse und der Grundherrschaft danach

bemessen, und mit diesen Vorlagen beim Unterrichtsministerium weitere

Anträge einberichten. Eigene Zuziehung der Lehrer ist zu jenen Er-

Mittelungen nicht nöthig, aber doch wegen deren besonderen Wünsche

oft nützlich.

Zur Gewinnung eines Haltes für Bemessungder Pension nach

dem bisherigenjährlichenDiensteinkommenist letzteresseiteinerReihe

von Jahren zu einem allgemeinensestenund baaren durchschnittlichen

Soll-Ertrage srüher von 100 Thlr., demnächstbis 180 Thlr., seit

1873 von 1050 Mk. (§ 36) angesetzt und dabei die Wohnung nur

zu 75 Mk., die Feuruug incl. Anfuhr und Bereitelohn ebenfalls nur

zu 75 Mk., dieLändereicompetenz(§ 30), Korn- und sonstigesDeputat

(§ 32), der Schullohn incl. Zulage (§ 36), die Fuhrberechtigung

(§ 37) im Allgemeinen nach dem wirklichen Werthe berechnet; bei

zeitgemäßerVeranschlagungvon Wohnung (§ 33) und Feurung

(§ 35, 38) würde sich das baare Aequivalent sämmtlicher Dienstbezüge

auf etwa 1200 Mk. erhöhen. Der davon auf die Pension zu ge-

währendeTheil richtet sichnach der Anzahl der zurückgelegtenDienst-

jähre und wird jetztnach den bei allen anderen einheimischenCivil-

Vgl. Balck, Donmn.-Verh. II. S. 74 ff.
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dienern üblichen Principien, d. h. in der Weise ermessen, daß nach

einer gewissen, mit jedem Dienstjahre steigenden Scala nach 20 Jahren

50 pCt., also 525 Mk., nach 30 Jahren 65 pCt., also 682 Mk.,

nach 40 Jahren 75 pCt., also 787 Mk., nach 50 Jahren 90 pCt.,

also 945 Mk. gewährt werden^).

Nach den für alle Schullasten geltendenGrundsätzen (§ 38)
contribuirten von jeherGrundherrschastund Schulgemeinderefp. Schul-

verband, danebenaber auch bier die Amtsschulkasse,ftüher selbst zu-

weilen der Amtsnachfolger,zu den Pensionen, und auch durch die

Gemeinde-Schulordnungvon 1869 ist jene dreifachegemeinschaftliche

Verpflichtungnicht geändert. Bis etwa 1863 waren jene drei An-

theile regelmäßiggleich,seitjenerZeit derjenigeder GrundherrschastV2,
der beidenanderen je y4, während seit einigenJahren3) die Grund-

Herrschastund die Amtsschulkasseje %, die Schulgemeinden— nach,

in der Gemeinde- Schulordnung reservirter, jedesmaliger Spezial-

bestimmuug des Unterrichtsministeriums — nur Ys beizusteuern

pflegen; nur zu Dargun gibt hier die Landesherrfchast% und die

Schulgemeinde 3/5, sowie auf der Jufel Poel elftere 2/5 und die

Schulkaffe3/5. Die grundherrlichenBeiträge werden aus den Amts-

kafsenvorschüssigfür die Großhzgl.Renterei,zumAntheildes Großhzgl.

Hausgutes aus dessenKasse,gleichdenjenigender Schulgemeindenund

der Amtsschulkassenvierteljährlich postnumerando direct an die

Berechtigtengezahlt4);nur nach einigen Fleckenschulregulativenfließen

die grundherrlichenund Gemeindequotenzunächst in die Fleckenfchul-

kaffe, und dann mit den Antheilen der letzterenzusammen in un-

getrennter Summe an die Empfänger, für welche dies allerdings

bequemerist.
Bei der nur feiten vorkommendenPensionirung der jungen

ClassenlehrerdürfteVorstehendesebenfallsangemesseneBerücksichtigung

finden, und das Diensteinkommendabei ohne Mühe von deren freier

2) Balck, Finanz-Vcrh, II. S, 275.

3) Vgl. Normal-Amtsschulkasscn-Regulativ v. 23. März 1874 § 4 sub 7;
Berichtseinforderung über Größe der Pensionen nach Circ. des Unter.-Min.

v. 24. Febr. 1872.

4) Regulativ oitat. § 1 sub 3 und § 5; Kam.-Cire. v. 31. Januar 1874.
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Wohnung,Feurung und baarer Remuneration(§ 33, 35, 36) für die

Pension zu berechnensein. — Jndustrielehrerinnenist — auch nach

dem neuestenRegulativ v. 12. August 1869 § 10 Rgbl. Nr. 70 —

zu keinerZeit ein Pensions-Anspruchzugestanden, und werden diese

einfach gekündigt(§ 40). — Zur Pensionirung von schulhaltenden

Küstern landesherrlichenPatronates werdenin Ermangelunggesetzlicher

Bestimmungenwederdas Kirchenaerarnoch die Eingepsarrten heran-

gezogenund hier vollständigdie ebenausgeführtenGrundsätzeebenfalls

zur Anwendunggebracht^).
Wegen Pensionirung ständischer Lehrer sind Verordnungen

bisjetztnicht ergangen. Freie Vereinbarung der Interessenten allein

wird übrigbleiben.—

§ 40.

2) Kündigung, Absetzung-

Im Domanium wird bei der Berufung aller Lehrer und

Lehrerinnen, wie bei fonstigen landesherrlichen Dienern, gegenseitige

halbjährliche Kündigung vorbehalten (§ 27); dies gilt auch sür Küster

landesherrlichen Patronates. Den Lehrern steht es ganz frei, zu jeder

Zeit (vgl. jedoch § 23 a. E.) von der Kündigung Gebrauch zu

machen und demnächst aus ihrem Amte zu scheiden. Andererseits sind

sie aber, als nicht in bloßem Privatdienst stehend, sondern von der

Obrigkeit im öffentlichen Interesse angestellt und deshalb zu den

öffentlichen Beamten zählend (§ 28), gegen willkürliche Kündigung

Seitens der Regierung gleich allen anderen Civildienern mit Recht

ziemlich gesichert. Nach der Ministerial-Competenz-Verordnung^) vom

4. April 1853 § 10 bedarf es zur Kündigung und unfreiwilligen

Dienstentlassung aller angestellten Beamten eines förmlichen Beschlusses

des Staatsminiftcriums. Derselbe wird aber nach eonstanter und

grundsetzlicher Praxis nur in denjenigen Fällen gefaßt, welche eine förm-

liche Absetzung aus diseiplinarischen Gründen begründen, in denen

5) Im Darguncr Regulativ v. 24. Mai 1876 § 33 ist ein Antheil der

Pfarrgememde berücksichtigt.
in Raabe. Gcs.-S. Bd. 5 S. 1124.
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aber nach geschlossener administrativer Untersuchung aus Rücksichten

der Milde der Kündigung den Vorzug gegeben wird (§ 15, 28).

Auch wol ein Theil der sonstigen Pension (§ 39) wird hier, wenn¬

gleich ohne allen Rechtsanspruch daraus, unter Umständen gelassen. —

Jndustrielehrerinnen, weil in loserem Verbände stehend (§ 28), sind

nicht so günstig gestellt, werden bei dauernder Krankheit nnd bei

Altersschwäche, wo sonst nur Pensionirung eintritt (§ 39), auch aus

anderen gelegentlichen und zwingenden Gründen ohne Weiteres ge-

kündigt. — Die Absetzung ohne alle Entschädigung oder Pension

wird aber verfügt, wo jene Rücksichten der Schonung und Milde

wegsallen und offenbar gemeingesährlicher Amtsmißbrauch und Laster-

haftigkeit der Betreffenden durch administrative oder criminelle Unter-

suchung eonstatirt sind. Auch Jndustrielehrerinnen sollen nach § 10

des Regulativs vom 12. August 1869 Rgbl. Nr. 70 mit Genehmigung

des Unterrichtsministeriums nach Befinden sofort ihres Dienstes ent-

lassen werden, wenn sie sich eines Vergehens schuldig gemacht haben.

Die Remotion der Küster Großhzg. Patronates geschieht durch den

Oberkirchenrath (§ 27) resp. rücksichtlich ihres Schuldienstes unter

Betheilignng des Unterrichtsministeriums.

Gegenüber ständischen Lehrern ist im § 496 des Landes-

Vergleichesvom 18.April 1755 „BeurlaubungnachWillkür"den Guts-

Herrschaftensreigegeben. Nach der ritterschastlichenSchulordnung vom

21. Juli 1821 § 12 und 17 steht wechselseitige halbjährliche, um

Ostern zum Wegzuge auf den 24. October zu beschaffende,Aus-

kündigungfrei; doch ist bei Erledigung durch Kündigung die Stelle

sofort wiederzu besetzen. Die Regierung hat bisjetztvergeblichver-

sucht, auch hier, wie im Domanium, den Character der Kündigung

möglichstzu mildern und diese jedenfalls von rein persönlichenEin-

flössenunabhängig zu machen^);nur das ist bisjetzterreicht,daß uach

Vo. 5. Febr. 1869 § 2, Rgbl. 13, und 3. April 1879 § 2, Rgbl. 8,

der gekündigteLehrer von der betreffendenGutsobrigkeit nicht mit

geringerer Einnahme wieder angestelltwerden soll, und hierdurch

2) Vgl. die Landtagsvcrhandlungcn im Archiv für Landeskunde 1867

S. 45, 53, 67; 1868 S. 112, 119, 133; 1869 S. 349.



— 95 —

wenigstens Mißbrauch der Kündigung zur Herabsetzung des Dienst-

cinkommens erschwert. Uebrigens sichert auch die der Gutsherrschaft

obliegende Versorgungslast des gekündigten Lehrers und seiner Familie

sowie die durch verschärfte Qualificationsansorderungen (§ 25) be¬

schränkte Zahl der Schulamtsbew erber auch hier einigermaßen gegen

häufige Anwendung der Kündigung. — Diese sowie auch sofortige

Absetzung unwürdiger Lehrer (§ 15 ct. E.) ist ein Ausfluß des

ständischen Schulpatronates (§ 5); jedoch beansprucht hier die Landes-

Herrschaft vi supremae inspectionis ecclesiasticae, einen wegen der

Lehre oder des Wandels verdächtigen Schulmeister gleich jedem andern

durch den competenten Superintendenten zur Verantwortung ziehen zu

lasten und nach Befinden desfen Absetzung zu verfügen^). —

§ 41.

3) Hob, Kintertasfene, Wittwenkasse,
'NelterLozziverein-

Sterbefälle von Domanial-Schullehrern oder Küstern laudes-

herrlichenPatronats werden vom Prediger dem Superintendenten,

vom Amte den: Unterrichtsministerium angezeigt, welches dann

während der Vakanzeinen Schulassistentendepntirt (§ 27, 37).
Wittwen mit Kindern, auch alleinige Wittwen oder alleinige

Kinder solcher im Dienste verstorbener Schulmeister und Küsters be-

halten auf ihren Antrag vom Sterbetage an und ohne den sonst

üblichen Unterschied von s. g. Sterbe- und Gnadenquartalen während

eines halben, aus Zweckmäßigkeitsgründen aber gewöhnlich erst mit

dem dritten Quartale schließenden, Gnadenjahres unter gleichzeitiger

Verpflichtung zur Suftentation der Schulafsistenten (§ 37) während

folcher Zeit Wohnung und volle Einkünfte ihres Erblassers. Von

den Einkünften entfällt die eine Hälfte auf die Wittwe allein, die

andere aber zusammen auf sämmtliche Kinder nach deren Kopszahl.

3) Nach Resser, v. 5. Dccbr. 1783, in Frahm's Schulgesetzen S. 152.

i) Vgl. hierüber Balck, Doman.-Verh. 11. S. 78.
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Die Wegzug - Kosten haben sie selbst zu tragen. — Bei Ableben

pensionirter Lehrer (§ 39) wird nur ein einziges, nach dem Todestage

postnumerando fälliges (§ 49), Pensions-Sterbequartal gegeben,

welches den Erben als solchen oder den Gläubigern gebührt. —

Dürstige Wittwen aetiver oder pensionirter Lehrer und Küster genießen

nötigenfalls die gewöhnliche öffentliche Armenunterstützung, dann auch

die übliche wenngleich etwas höhere landesherrliche Benesiciaten-

Feurung, jedoch nur als Bewohnerinnen des Domaniums und solange

sie dies bleiben^). Gnadengesuche der Behörden für arme Wittwen ge-

schehen am Besten in Grundlage bestimmter übersichtlicher Schemata.^) —

Beim Tode von Classenlehrernwird nur deren postnumerando
fälliges (§ 49) Gehalts-Sterbequartal den Erben oder Gläubigern

ausgezahlt^).— WeilJndustrielehrerinnenihr Gehaltpraenumerando
beziehen(§ 49), kommt deren Erben oder Gläubigern kein Sterbe-
quartal zu, und handelt es sichhier höchstensum Herausgabedes noch
nicht Abverdientenan die Dienstnachfolgerin(§ 45).

Das Wittweninstitut für Geistlicheund Lehrer, zu welchen
letzterenauch die Küster und Lehrer Großherzoglichengeistlichenund
Schulpatronates (§ 5) zählen, ist aus der 1768 gegründetens. g.
Predigerwittwenkasseerwachsen,durch landesherrlichenFnndationsbries
nebst Statuten vom 12. Mai 1835 reorganisirt und mit neuen
Statuten vom 21. Januar 1864 Rgbl. Nr. 7 versehen. Es hat
juristischePersönlichkeitnebst Privilegium pii corporis, und unter¬
steht einem besonderenDirectorium zu Schwerin, dessen Mitglieder
ihr Amt unentgeltlichverwalten, während das Kassen- und Schreib-
personal aus der Jnstitutskasse salarirt wird. — Für die activen,
selbst unverheiratheten Lehrer und Küster herrscht Beitrittspflicht,
ebensomüssen die mit Dienstpensionemeritirten aber verheiratheten,
wenngleichnach ihrer Wahl nur zu % der bisher versichertenWittwen-
Pension, Mitglieder bleiben — während den dann unverheiratheten
und den später verwittweten oder geschiedenenwährend ihrer Ehe-

2) Kam,-Circ, v. 3. Januar 187V.
3) in Raabe Ges.-Sammlung IV. S, 351, auch in Frahm's Schulgesetzen.
2») Kam.-Circ. v. 11. April 1343; vgl. auch Raabc citat. YI. S. 341.
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losigkeitder Austritt aus dem Institute oder, jedochnur zu % der
Ins dahin versichertenWittwenpension, das Verbleibendarin sreisteht,
auch die freiwilligund ohne Pension Emeritirten für Lebenszeitihrer
derzeitigen Ehefrauen ihr Verhältniß zur Wittwenkasseconferviren
können, wogegen alle in ausländischeDienste oder in ausländischen
Nnterthanenverband tretenden dadurch ohne Weiteres ausscheiden;
wegen eines Vergehens Abgesetztekönnen, jedoch nur zu 2/3, im
Institute verbleiben, wenn sie bereits 10 Jahre im Dienst, der-
heirathet, und ihre Frauen unschuldigsind. Beamte sollen^) bei
jeder Penfioniruug oder Entlassung der Lehrer aus Unterrichts-
Ministeriumberichten, ob die Ausscheidendenverheirathet sind, auch
letzteredarauf hinweisen, daß sie binnen 6 Wochenüber vorstehende
Punkte sich dem Jnstitutsdirectorium gegenübererklären müssen.—

Die Wittwen müssen das Ableben ihrer Ehemänner durch Todteu-
scheinbei Rückgabeder Receptionsattesteinnerhalb des Sterbequartals
dem Directorium melden. Ihr Recht auf die Wittwenpensionbeginnt
nach Ablauf ihrer vorerwähntenGnadenzeit, erlischtdurch Tod und
Wiederverheirathuug,wird entzogenbei Verurtheilung wegen Schuld
am Tode des Ehemannes oder wegen falscher Angaben zur Er-
schleichungder Auszahlung; ins Ausland hinein, wozu jedoch jetzt
das DeutscheReich nicht mehr gerechnetwird5), darf die Wittwen-
Pensionnur mit landesherrlicherDispensation, eventl.unter Rabatt bis
25 pCt., bezogenwerden.— Die finanziellenResultate der Wittwen-
kaffe werden jährlich publicirt. Im letzt abgeschlossenenJahrgang
pro 1877/786) sind die Einnahmen 177908 Mk. 31 Pf., die Aus-
gaben 147833 Mk. 54 Pf., Ueberschuß30074 Mk. 54 Pf., be-
legte Kapitalien 1749424 Mk. Die Einnahmen bestehen außer
Kassenrestenvon ca. 34,900 Mk., Zinsen von ca. 67,100 Mk., ge-
ringen Zahlungen städtischerEämmereien, aus einem landesherrlichen
Jahresbeiträge von 4500 Mk., srüher 3115 Thlr., aus 3036 Mk.
75 Pf. Antritts- resp. Ausfertigungsgebührvom Betrage des halb¬

4) Nach Circ, v. 13. März 1864.

5) V. v, 7. Octbr. 1878, Rgbl, 20.

«) Vgl. Rgbl. 1879, Amtl. Bcil, Nr. 0.
Balck, Landschulwesen. .
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jährlichenWittwenkassen-Beitragsresp. 1 pCt. der versichertenWittwen-

Pension, aus 68623 Mk. 79 Pf. Jahresbeiträgen der zur Zeit
1556 Mitglieder von 16 pCt. der versichertenPension. Die Aus-
gaben umfassenaußer Capital-Anlagen von 50046 Mk., Verwaltung^-
kostenvon 7766 Mk. 56 Pf., geringen Rückständen:c.,an lausenden
Wittwenpensionen82995 Mk. 15 Pf., an 366 Wittwen quartal.

praenumerando, welchenach der Größe des Diensteinkommensder

verstorbenenLehrer in 4 Classen zu jährlich 75 Thlr., 50 Thlr.,
37Va Thlr., 25 Thlr. bemessenwerden, jetztaber?) wegen des gün¬

stigen Kassenstandesauf 3 Classenmit 300 Mk., 225 Mk., 150 Mk.
erhöhetsind; endlichwerden seit mehrerenJahren über die Ursprung-
lichenZweckedes Instituts hinaus, aber gewiß nur empsehlenswerth,

jährlich 6000 Mk. zu Unterstützungenvon Prediger- und Lehrer-

Waisen, besondersauch zu Seminar-Stipendien derselben(§ 23, 25),
verwandt.

Bemerkenswerthan dieser Stelle ist noch der am 29. Sept.

1869 von den zu Güstrow versammeltenMecklenburgischenVolks-

schnllehrerngegründetePestalozzi-Verein^). Sein Zweckist Unter-

stützunghülfsbedürftigerLehrermittwen,besondersmit Familie, sowie

auch sowol baare Beihülfe als auch sonstigeFörderung von Lehrer-

Waisennach dem Tode der Mutter nnd dann wegfallenderWittwen-

Pension. Seine Mitgliedschaft ist Stadt-, anch domanialen wie

ständischenLandlehrern eröffnet. Er ist mit juristischerPersönlichkeit

bewidmetund in 64 Agenturenüber das ganze Land verbreitet. Als

zu consexvirendesStammvermögen besitzt er u. A. eine schon seit

1845 von wail. Seminardireetor Zehlickezu gleichemZweckege-

sammelte,vomUnterrichtsministeriumverwaltete,und 1871 demVerein

überwieseneSumme von 3000 Mk., und ferner einen 1875 aus der

Landesreeepturkassegeschenkteneinmaligen Beitrag von 10000 Mk.,

durch ZnschreibungenjährlicherErsparnisse zum Fonds beträgt dieser

jetzt inel. baaren Kassenvorraths fast 35000 Mk. Die Einnahmen

7) N. 12. Juli 1878, Rgbl. 10, berichtigt in Rgl. Nr. 20.

S) Vgl. Beil. Mockl. Auzeig. 1879 Nr. 218, Rost. Zeitg. 1879 Äkr. 2:!l

und Beil. zu Nr. 284.
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Von jetzt jährlich 6—7000 Mk. des Vereins bestehen, außer den
Capitalzinsen,aus Jahresbeiträgen von durchschnittlich1 bis 2 Mk. der
zur Zeit 1709 Mitgliederund aus Geschenkenvon 43 Wohlthätern,aus
Erträgen von Concertenund Verlosungen, besondersauch aus Reiu-
gewinn der mit dem Verein verbundenen Buchhandlnngs-Agentur,
aus dereuVertrieb eines geographischenLeitfadens,von Schreibheften,
Liederbüchernu. s. w,; die Ausgaben von jährlich 5—6000 Mk.
entfallen mit je 15 bis 120 Mk. auf Unterstützungen,außer geringen
Betriebskosten. Seit dem Bestehendes Vereins haben 725 Wittwen
und 1238 Waisen seine Wohlthaten mit mehr als 30000 Mk. er-
fahren, und gewiß erwartet ihn eine segensreicheZukunft.

Für die ständischen Lehrer, denen aber auch der Beitritt zum
Pestalozzi-Vereinfreisteht, existirt keinestaatlichorganisirteWittwen-
kasse, und ist die Sorge für ihre HinterbliebenenausschließlichSache
der betreffendenGutsherrschaften,—

XVII. Auseinandersetzung.
§ 42.

1) im Allgemeinen.
Die Auseinandersetzungoder gegenseitigeAusgleichungzwischen

den noch bei Lebzeiten abtretenden (§ 39 u. 40) dornan teilen
Landlehrernund Küstern Großherzoglichen Patronates oder deren
Hinterbliebenenam Ende der Gnadenzeit(§ 41) und den zuziehenden
Dienstnachfolgernbasirt auf einer V. v. 12. Juni 1784*), während
für Lehrer und Küster ständischen Schul- und Kirchenpatronatesin
dieserBeziehungkeinegesetzlichenVorschriftenexistiren,und Alles hier
im Ermessender Gutsherrschastmit Beirath des kompetentenPredigers
unter anologer Anwendung anderweitiger ähnlicher Verhältnissege-
lassen ist. Jene wird auf administrativemWege geregelt.— kom¬
petent ist zunächstallein der Prediger des Kirchspielsder betreffenden
Schule und er darf solcheBernfspflichtnicht ablehnen, wol aber bei
zweifelhaftenFällen den Rath des Superintendenten und in Rechts-
fragen ein Gutachten des Amtes einholen. Bei Mißlingen gütlicher

i) in Frahms Schulgesetze.



— 100 —

Einigung der Interessenten muß jener eine sörmlicheEntscheidung

abgeben, gegen welcheder Reeurs zunächstan den Superintendenten

und weiter an das Unterrichtsministerium führt.2) — Das Groß¬

herzoglicheAmt war früher bei den?Geschäftestets wegen der Herr-

schaftlichenBesitztümer, der Gebäude und Befriedigungen,betheiligt,

ist es jedochjetzt nach Uebergang dieserObjeete ins Eigenthum der

betreffendenDorfsgemeinden (§ 30—34) bei diesen überall nicht

mehr, sondernnur nochbei den eigentlichenHosschulen,und deshalb

wenigstensbei diesennoch durch die zuziehendenLehrer vom Tage der

Auseinandersetzungin Kenntniß zu setzen, kann dann aber seiner

Pflicht durch Absenkungeines Landreiters genügen.

Die Auseinandersetzungmuß beim Ab- resp. Zuzug selbst oder

unmittelbar nachher geschehen;bei Verzögerungdurch Fahrlässigkeit

oder Renitenz einer Partei hat der Prediger die Einlassung des

Säumigen durch das Unterrichtsministerium zu veranlassen; Ver-

tretung des Abziehendendurch einen Bevollmächtigten, an dessenEr-

klärung dann jener gebunden, ist statthast. — Der Dienstnachsolger

hat seine vollen constitutionsmäßigen Ansprüche und Forderungen

umsomehrzu wahren, als er für freiwilliges Nachgebenund Ablassen

weder gleicheBerücksichtigungnoch auch landesherrlicheVergütung bei

seinem eigenen dereinstigenAbgangeerwa rten darf, und ist hierauf

vom Prediger hinzuweisen. — Pflicht des Amtes ist, die aus der

Auseinandersetzungresultirende Eutschädigung durch unmittelbaren

Gehalts-oderPensionsabzugderVerpflichtetenauf Antrag des Predigers

wahrzunehmen und Veräußerungen der den Dienstuachfolgernge-

bührendenEmolumentezu verhindern.

§ 43.

2) ber WoHnung, Steuerung, Gcrrten.

Weil die Lehrer und Küster überhaupt nur zu gemeinrechtlicher

Nutzung und Erhaltung ihrer Dienstwohnungen (§ 33), nicht

aber zu speciellenLeistungenfür dieselbenverpflichtetsind, so findet

hier auch nur selten, und nur bei offenbarerVerschuldungvorgesun-

2) Vgl. hierüber und über das Folgende auch Balck «tat. S> 80 ff.
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bener Mängel durch die Abziehenden,förmlicheAuseinandersetzung

und Feststellung der Ents chädignngspflichtstatt. Darauf, daß die

Wohnung nicht noch beim Abzüge ladirt werde, haben die Schul-
Vorsteher(§ 3) zu achten. — Wegen der nach 33. V. 4. März 1878

§ 4 Rgbl. Nr. 6 ans eigenen Mitteln der Haus-Inhaber zu be-
schaffendenund zu erhaltenden Feuerlöschgeräthschaften bleibt
die Auseinandersetzungfüglich gegenseitigerVereinbarung der Jnter-
essentenüberlassen.—

Von der jährlich zu Johannis praenumerando abzugebenden

Feuerung (§ 35) der Lehrer mit Familienstellengilt das Holz zur
Hälfte als zur Schulheizungder beiden solgendenWinterquartalevon
Michaelisbis Ostern, zur anderen Hälfte aber als zum Wirthschafts-
betrieb der Lehrer gleichmäßigfür die vier von Johannis bis Johannis
laufenden Jahresquartale, der Torf endlichauch nur als zur dem-
nächstigenWinterschuleverabreicht. Bei der Auseinandersetzungz. B.
zu Michaelis gebührt deshalb dem Antreter die ganzeWinterfeuerung
der Schule, d. h. das halbeHolz- und das ganzeTorfdeputat, von der
zweitenHolzhälfteaber nur noch s/4 für die nochrestirenden3 Wirth-

schastsquartale^).— Die Feuerung der Clafsenlehrergilt nur für die
Schulheizung während der beiden Winterquartale bestimmt.— Zu¬
ziehendezu Michaelis erhalten demnachdas ganzeDeputat, zu Ostern
aber Nichts^), — Ebenso verhält es sich mit der Feuerung der

Jndustrielehrerinnen2)— Bei lange andauernderKälte ist deshalb in
den Schulen der Clafsenlehrer, sowiein Industrieschulen,eine noch
nach Ostern eintretendeFeueruugsnoth leichtmöglich, wie denn auch
der Wasch- und Plättunterricht in Industrieschulen(§ 12) während
des Sommerhalbjahrs,salls die Lehrerinnennicht zumHausstandeder
Lehrer gehören, wegen Mangels an erforderlichemFeuerungsmaterial
auf Schwierigkeitstößt. — Weil sür etwaigeFeuerungsdesectenicht
die, durcheinmaligejährlicheAbgabeihrer Pflicht genügende,Grund-
Herrschast,sondern die Dienstvorgänger resp. deren Hinterbliebenen

1) und la) Kam.-Circ. v. 13. Febr. 1851, wodurch ein Circ. der früheren
Landesregierung v. 31. Juli 1844 den Aemtern mitgetheilt ist.

2) Vgl. Citate § 35 Rote 9.
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aufzukommenhaben, so haben die Ortsschulvorsteherauf geeignetem
Wege (§ 35) die etwa zulässigenund gebotenenMittel und Controlen
zur Sicherung der Feperungsvorräthe gegen Mißbrauch Seitens der
Abziehendenanzuwendenoderbei Amt und Prediger zu beantragen3).—

Wenn die Gärten zur Zeit des Zuzuges kahl und unbearbeitet

daliegen, also jedenfalls zu Michaelis und Weihnacht, und Abtreter

oder deren Hinterlasseneso eben den vollen Fruchtbezugfür sicher-

worben haben, so ist selbstverständlichvon den Antretern hier Nichts

zu erstatten. Falls aber jene dann bestellet und besäet sind, also

theilweisezu Ostern und ganz zu Johannis, so sollen— nach der

Constitution vom 12. Juni 1784 — die Antreter den Abgehenden

die Bestellungskostenund die Einsaat vergüten, insoweitletzterenoch

keinen eigenen Genuß davon gehabt; bei bloßen gegenseitigenVer-

setzungen,wo das hier Verlassenedort wieder vorgefundenwird, soll

dieseAusgleichungunterbleiben, obgleichdochthatfächlichauch hierbei

große Verschiedenheiteneintreten können. — Eine gleicheVergütung,

also auch beimAbzugzu Ostern undJohannis, sollder Wittweund den

KindernverstorbenerKüsterund Lehrerwerden. Selbst vondenGarten-

fruchtendes kommendenHerbstes,also noch ein halbes oderein viertel

Jahr nach ihrem Abzüge,sollen sie nachträglich74 bekommen,dagegen

aber dann auch gerechterWeise nur 3/4 der Bestellung und Einsaat

erstattet erhalten, und zu der schonvon den Dienstnachfolgernetwa

selbst beschaffteny4 der Kosten direct beitragen. Da die zu Ostern

abziehendenHinterbliebenen aber erst vor einem halben Jahre die

ganzeHerbst-Gartenerndtefür sichaufgenommenhaben, so dürfte der

nach Vorstehendemihnen gegebeneAnspruch selbst auf 1/i der noch

künftigenHerbsterndtenur haltbar seinbei ihrem Abzügeauf Johannis,

zumal ja auch nur dann der Haupttheil der hauptsächlicherst nach

Ostern stattfindendenGartenbestellung ?c. noch von ihnen selbsther-

rührt, und eine desfallsigeDeclaration des Gesetzessichempfehlen.—

Junge, vom Abtreter gepflanzteObstbäume, welchenoch nicht,

d. h. noch nicht gehörig,getragenhaben, — worunter wol die noch

3) Citat in Note I, B. v. 12. Juni 1784 sub 5.
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nicht vierjährigenverstandenzu werdenpflegen— muß Antreter nach
seiner Wahl jenem resp. dessenHinterbliebenenentwederbezahlenoder
zur Aushebung und Mitnahme überlassen. Bei Versetzungensolcher
Lehrer, welcheeine Baumschulehaben, dürfen diesedieHälfte sämmt-
licher nach Alter und Art verschiedenerStämme an ihren neuen
Wohnort mitnehmen, um dort sofort die Obstbaumzuchtin vollem
Umfange fortsetzenzu können, müssen aber die andereHälfte ihren
Nachfolgernunentgeltlichüberlassenmit Ausnahme der bereits ver-
käuflichenveredeltenStämme, worüber ihnen bei nicht erreichtergüt-
licherVereinbarungfreie Disposition verbleibt̂ ).

§ 44.

3) bei Acker, Wefriedigungen, Wiesen, Jutter-
schtägen.

Die Erndteerträge des ganzen Schnlackers incl. der Kartoffeln
werden nach der Constitution vom 12. Juni 1784 postnumerando
von Michaeliszu Michaelis gerechnet.Abtreter und Hinterbliebenebe-
halten dieselbenalso ganz, wenn sie selbstnoch jene percipirt haben
— weshalb auch die Michaelis zuziehendenvon der Erndte ihrer
neuen Stelle Nichts bekommen— und haben obendreinAntheil selbst
an der nächstenerst vomAntreter zu gewinnendenErndte, je nachdem
ihre Dienst- oder Gnadenzeit(§ 41) noch auf ein oder einige Quar¬
tale des neuen Wirthschasts-Jahressich erstreckt,demnachbeim Abzug
zu Weihnachtan y4, zu Ostern an Vs, W Johannis an 3/i- Die
Theilung geschiehterst nach dem, möglichstzu beeilenden,Ausdrusch.
Je nach dem ihnen verbleibendenReste haben Antreter den Abtretern
die Bestellungskosten(§ 30, 31) nach landüblichenPreisen nnd die
Einsaat nach den zur Saatzeit geltendenPreisen der Umgegendzu
erstatten, dagegen aber auch ihrerseits nach Verhältniß der an die
Abtreter abzugebendenErndtetheile gleichen entsprechendenAnspruch
aus Vergütung für die ihnen selbst erwachsenenBestellungs- und
Erndtekosten. EigenmächtigeAendernngen der Schlagordnung zum

-
4) V. v. 24. Fcbr, 1827, auch in Frahm's Schulgesetzen.
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Schaden des Nachfolgersberechtigendiesenzur Ersatzforderung.Dung

und Stroh einschließlichangesammelterVorräthe aus den Vorjahren

bleibenunentgeltlichzur Stelle. WegenErsatzesvon Meliorationen,

z. B. Mergeln, entscheidetgütliche Vereinbarung; wegenDrainagen

und Rieseleienvgl. § 31. Für gepflanzteWeidenist keineVergütung

bestimmt, doch wird den Abziehendenevent. deren Wegnahme frei-

stehen, lieber Theilungsart der Korndeputate der Höfe (§ 32) ent¬

scheidetder Umstand,ob ihre AbgabenachdemWortlaut derHoseontracte

post- oder praenumerando geschah.
Bei neu gegründetenDorfsschulenwird zuweilendie letzteErndte

des Pächters der reservirtenLändereien(§ 31, 34) dem zu Michaelis
zuziehendenLehrer ganz ausgekehrt, der dann also gegen sonstige
Ueblichkeitschon im ersten Jahre die ganze Erndte seines neuen
Wohnortes erhält und sich dadurch bessersteht, als bei seiner Ver-
setznngauf eine alte Schulstelle. Hiermit ist dann aber auch der.
einstigePraenumeranclo-Sheilintg bei künftigenAuseinandersetzungen
verbunden. Hierbei erhaltenAbtreter nicht mehr die ganze, von ihnen
noch pereipirte Erndte, sondern nur soviel Theile derselben, als ihre
Dienst- oder Gnadenzeit (§ 41) noch Quartale des neuen, ebenfalls
von Michaelis zu Michaelis laufendenWirthfchastsjahresausfiillte, und
den Rest die Antreter, welcheauch von der nächstenselbstpercipirten
Erndte an die Abtreter überall Nichts herauszugebenbrauchen, son-
dern diese allein genießen. Vergütung und gegenseitigeAusgleichung
wegen Einsaat-, Bestellungs- und Erndtekostengeschiehtauch hierbei
pro rata.

Wenngleichbei den Ackerbefriedigungen die früheretheilweise
herrschaftlicheErhaltungslastmit der GemeindeorganisationausdieSchul-
gemeindenübergegangen,so ist doch,wenigstensbei nichtanderweitigen
Vereinbarungenzwischendiesenund denLehrern, die letzterenebenfalls
obliegendeConservationspflichtgeblieben(§ 30, 31) und wegen ihrer
Erfüllung Auseinandersetzungmit den Dienstnachsolgernerforderlich.
Dieselbebeziehtsichwesentlichaus die den Lehrern zu Befriedig»ngs-
zweckenfrüher von der Grundherrschaftund nach der Gemeinde-
organifation eventl. von den GemeindengegebenenRickeund Pfosten,
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welchesowol vollzähligals auch in brauchbaremZustandewieder ab-
geliefertwerdenmüssen^). Falls dies nicht geschehenund einegütliche
Einigung nicht erreichbar, ist der Schaden ans amtlicheVermitteluug
forstwegenförmlich abzuschätzenund die Entschädigungssummezur
eigenenVornahmeder Ergänzung$md HerstellungdenAntretern aus-
zukehren.— Zur Vermeidungder hiermit verbundenenWeiterungen
werdenjetzthäufig sowolim Laufe derDienstzeitals bei Auseinander-
setzuugender Lehrer auf deren Antrag mit Consens des Unterrichts-
Ministerium, auch nach ebenfalls vorher vorzunehmender administrativer

Schätzung, die vorhandenen Materialien amtlich verauctiouirt, die
hierbei aufkommendenund dieEntschädigungs-Gelderdem competenten
Prediger zur zinstragend sicherenBelegung übergeben, die Werth-
papiere im Pfarrarchiv aufbewahrt,auch dieZinsen bis zur Erzielung
des für Herstellungeiner neuen vollständigenBefriedigungerforder-
lichenBetrages, gewöhnlich300 201k.,zugeschrieben,und demnächst
an die Lehrer zu eigenemBesten überlassen. Zur Auszahlung deS
Kapitals ZwecksNeuschaffungder Befriedigung ist ministerielleEr-
laubniß nöthig.

Das Wiesenheu soll constitntionsmäßig,insoweit es nicht schon
nothwendig verfuttert ist, unentgeltlichzur Stelle bleiben, und der
nach der Heuerndte Antretendenur das Werbelohnpro quota der
Zeit des Ab- und Zuzuges zu vergüten gehalten fein. Dies muß
nicht allein für die reglementmäßige,sondern auch für die anstatt
unausreichlichenAckersverliehenegrößereWiesenfläche(§ 30) gelten,
weil die Wirtschaft dann auf größereViehhaltungbafirt ist und der
Antreter jene billigerWeisedarnach eingerichtetvorfindenmuß. Wenn
die verlieheneWiese theilweisezum Ackerumgebrochen,oder für die
nnausreichlicheWiefencompetenzein größeres Ackerstückgegeben ist
(§ 30), so ist das daraufgewonneneKlee-und Gras-, f. g. Dreesch-
Heu selbstverständlichgleichdem Wiefenheuzu benehmen, soweit es
nicht noch vom Vieh der Abtreter aus dem Felde hat abgeweidetoder
nach der Werbung im Stalle hat verfuttert werden müssen. Nach

i) Im Ucbrigen vgl. Balck, Domcm. Berh. II S. 61 u. 85 ff.
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regiminellerEntscheidung^)wird jetzt übrigens alles ans der ganzen

Schulcompetenzgewonneneund in der Wirthschaftdes Abtreters noch

nicht verbrauchte Dreeschheudem Dienstnachfolgergegenverhältniß-

»läßigenErsatz der Einsaat und Werbekostenunentgeltlichüberlassen.
— Zweisel entsteht, wenn das Heu nicht auf der Stelle geworben,

sondern, wie es bei Hosschnlengeschehenkann (§ 31), anderweitig

geliefert wird. Nach der Auseinandersetzungsverordnungfür Pfarrer

vom 26. Juni 1779, welcher die Constitution vom 12. Juni 1784

im Uebrigen angepaßt ist, soll solchesHeu gleich der Kornerndte

postnumerando zur Theilung kommen.—

Sollte die Schulcompetenzausnahmsweise(§ 32) mit ministerieller

Genehmigung vom Lehrer nicht selbst bewirtschaftet, sondern ver¬

pachtetsein, so wird — ebenfallsunter Anlehnung an die Verordnung

vom 26. Juni 1779 — die Auseinandersetzungüber die dasiir an

jenen zn entrichtendenbaaren oder Naturalgefälle, ganz wie bei

den Erndteerträgen selbst, im Uebrigen aber, je nach der aus-

bedungenenZahlungsart der Pacht, post- oder praenumerando sein.

§ 45.

4) bei §d?uCCoßrt und sonstigen Accidenzien.

Der theils baare, theils in Roggen bestehendeund nichtquarta-

liter, sondern nur in zwei Jahresterminen zahlbare Schullohn der

Lehrer mit Familienstelle(§ 36) wird praenumerando für das von

Michaelisbis Michaelis laufendeSchuljahr gegebenx) und nachGesetz

v. 12. Juni 1784 bei Auseinandersetzungenebenso getheilt (§ 49).
Zur Frage kommtalso bei letzteren,wieweit die Dienst- oderGnaden-

zeit (§ 41) der Abziehendennoch ins neue Jahr sich erstrecktund

wieviel vom im Voraus empfangenenSchullohn nochabverdientist.

Dennoch soll hierbei nicht geradedurchzu 4 gleichenQuartalen ge-

theilt, sondern mit Rücksichtauf die erschwerteBeschäftigungder

2) Eirc. des Unt.-Mitt, v. 26. Octbr. 1850, durch Kam.-Circ> v. 29. Aug.

1854 den Aemtcrn mitgeteilt.

a) Vgl. Norm.-Kasscn-Regul. v. 23. März 1874, § 5, vgl. auch Z 49,

Note 2.
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Lehrer im Winter (§ 16) für die Zeit von Michaelisbis Ostern 3/4,
für das Sommerhalbjahr aber nur V4 gerechnetwerden. Sonach
behalten die schon am Fälligkeitstermineselbst, zu Michaelis, Ab-
ziehenden noch gar Nichts, zu Weihnacht 1/2 von 3/4 — 3/8, zu
Ostern fchon %. Die außerdemfür das Sommerhalbjahr verblei-
benden 2/s müßten billiger Weife gleichmäßigauf beide Sommer-
quartale repartirt werden,fo daß diezu Johannis Abziehendenhiervon
die Hälfte und erst diejenigenzn Michaelisdie ganze Sommerqnote

erhielten; nach singulärer und kaum haltbarer Bestimmung follen
aber die zu Johannis Antretenden gar keinen Schullohu beziehen,
welcheralso mit der ganzen Sommerqnote dann schon den zu Jo-
hannis Abtretenden zufällt. Auf neu gegründetenSchulstellen, wo
noch überall keine Pereeptiousberechtigte,bekommenzutreffenderdie
Antreter zu Johannis wol die halbe Sommerrate aus der Amts-
schulkasse.—

Pränumeration2) und deshalb auch Praenumerando-Schethtng

gilt auch bei dem ebenfalls regelmäßigin zwei Terminen fälligen

(§ 49) Schullohn der Jndustrielehrerinnen(§ 36, 41), welcherletztere
auch hier wegenerschwerterDienstleistungim Winter (§ 17, 21) zu
größerem Theile für diefe Jahreszeit zu rechnenfein wird. — Die

Gehaltsquartale der Claffenlehrer(§ 36) werdenvierteljährlichpost¬
numerando (§ 49) gezahlt3) und kommenfchon deshalb förmliche
Auseinandersetzungenhier nicht vor (§ 41).

WeitereAccidenziensindbei bloßenSchulmeisternjetztweggefallen,
bei Küstern aber geblieben(§ 37). Bei ihrer Theilung entscheidet
zunächstder Fälligkeitstermin,welcherfür Würste zu Weihnacht, für
Eier zu Ostern, für Käse zu Johannis, sür Meßkornund Brote zu
Michaelis angenommenwird, und geschiehtdann die Auseinander-
setzungnach demGrundsatzederPostnumeration^). Ein zu Michaelis
Abtretender refp. dessenHinterbliebenebeziehen demnachdas dann
Fällige ganz und von dem nochkommendenje nachdessenFälligkeit-

2) u. 3) Vgl. Citat. der Note I.

4) Die Annahme der Pränumeration in Balck, Doman. Verh. II S. 88,
beruhet auf eingesehenen älteren und unrichtigen Auseinandersetzungs-Protokollen.
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termiu eineQuote, nämlichpro nächstenWeihnacht3/4,pro Ostern V2,
pro Johannis Vi- Bei baaren AblösungensolcherNaturalien (§ 37)
werden die Zinsen der Ablösungs-Capitalienin den landesüblichen
Antoni- und Johannisterminen postnumerando an die Berechtigten
gezahlt; durchdie hierdurchetwaeintretendeVeränderungderbisherigen
Fälligkeitsterminesoll aber au der früheren Berechnungsweisebei
AuseinandersetzungenNichts geändert sein^). — Getheilt wird aber
coustitutionsmähigüberall nur, was regelmäßig und zu bestimmter
Zeit fällig und zum festen Gehalt gerechnet,deshalb also nicht, was
durch einzelneAmtshandlungen erst verdient und dann sogleichein-
gefordert wird. Die etwaigen Gebühren für Trauung, Taufe, Be-
gräbniß k. kommen demnachden Küstern oder ihren Hinterbliebenen
bis zum Tage des Abzuges,den Antretern seit ihrer Jntroduetion zu.
Uebrigens wird dieseFrage seit Ablösungder meistenStolgebühren
durch den Kirchenfonds«),welcherdie betreffendenAbfindungen nach
V. v. 13. März 1876 Rgbl. 7 halbjährlichpostnumerando zahlt,
wesentlichan practischerBedeutung verlieren.—

XVIII. AmtsschMasscn.

§ 46.

1) Zweck, Ginrichtung, InHaLt.

Im Gegensätzezu den anderen, theils naturalen, theils baaren
Schulleistuugcn, welche im Domanium von jeder einzelnen Schul-
gemeindeoder jedem Schulverbandefür die alleinigezugehörigeOrts-
schuleübertragen werden (§ 33 ss.), fließen die baaren Schulgeld-
Erlegnisse aus jedem einzelnen und ganzen Amtsbezirkenach gleich-
mäßigen Normen in eine gemeinschaftliches. g. Amtsschulkasse,welche
dagegen auch wieder den Schullohn und einige andere baare Schul-
bedürfnissedes betreffendenAmtes bestreitet. In dieser Beziehung
wird dadurch eine Überlastung einzelnerSchulgemeindenoder -Per-

bände fern gehaltenund gleichzeitigdie Verausgabunggesichert.Eine

b) Kam.-Circ. v 13. Decbr. 1875.

6) Vgl. Balck, Finanz-Verh. II, S, 115.



— 109 —

Ausnahme machen nur die größerenOrtschaftenDargun, Neukloster,
Zarrentin, Lübtheen,sowie die Insel Poel, welcheihre eignen Schul-
kassenfür sich allein haben und an derjenigen ihres Amtes deshalb
nicht theilnehmen(§ 1). — Für die einzelnenAmtsschulkassennor-
mirten immer besondere, sowol hinsichtlichder speciellenBeiträge

(§ 47, 48) als auch in allgemeinenGrundsätzenzuweilenunter ein-
ander abweichendeRegulative; dochist durch ein Normal-Schulkassen-
Regulativ vom 23. März 1874, neben welchemnur noch die sest-
stehendenBeitragsquoten und einzelnedurchLocalverhältnissebedingte
Abweichungender AmtsregulativeBestand behalten, auch hierin jetzt
eine größereGleichförmigkeiterzielt. —

Der Haupttheil der Einnahmen der Amtsschulkassenergiebtdas
eigentlicheSchulgeld der Amtseingesessenenu. s. w. (§ 47, 48). —

Aber auch die Zuschüsseder herrschaftlichenAmtskassenzum Schullohn
der Klassenlehrer,der Assistentenund Jndustrielehrerinnen, sowieZu-
lagen aus dem Schuldispositionsfonds(§ 36), ferner Zahlungender
Amtskassenzu Schulmicthen (§§ 33, 34), für Beköstigung:e. der
Assistenten(§ 37), sowie auch wol sür Einschulungennach Auswärts

(§ 38), werdennicht direct an die Berechtigten, sondernzunächstan
die Amtsschulkassengezahlt; nur die Spenden der Renterei aus dem
Schullehrer-Unterstützungs-Fonds(§ 36) sowiediePensioysraten(§ 39)
fließen unmittelbar an die Empfänger. Alle jene Zahlungen der
Amtskassenbedürfenzu ihrer VerausgabungspeeiellerAnweisungund
rechnungsmäßigerBelegung der Amtsgeldregisterdurch die Großh.
Kammer als vorgesetzteBehörde der Domanialämter, welche aber
hierbei keine selbständigeCognition ausübt, sondern ihrerseits den
desfallsigenAufträgendes für SchulverwendungencompetentenMini-
sterium Folge zu geben gehalten ist (§ 5). Zur Vermeidungdieser
Weiterungenempfiehltsichdie — bereits 1872 ins Ange gefaßteaber
nicht durchgeführte— Gründung einer allgemeinenDomanial-Haupt-
Schulkasse,welche den gesammtenJahresbetrag der grundherrlichen
Schillbeiträgedirect aus derlandesherrlichenCentralkasse,der Renterei,
empfängt, und ausschließlichdem Unterrichtsministerium,sowiedessen
unmittelbarenAnweisungenuntergebenist. WegenBeitragspflichtdes
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Hausguts vgl. § 38. — Sonstige Einnahmequellender Amtsschul-
kassen resultiren aus Rechnungsmonituren(§ 50) und etwa ge-
sammeltenVermögens-Kapitalien. Letzteresind zu Dargun, Zarrentin,
Lübtheenbei der neuenGemeindeorganisationden dortigenGemeinden
überwiesen, dürfen jedoch in ihren Zinsen nnr zu Schulzweckenver-
wandt und in ihrem Bestand ohne ministerielleGenehmigung nicht
angegriffenwerden. Nach ministeriellerEntscheidungsind alle Schul-

capitalien von der einheimischenZinssteuer frei. Wegen ihrer Ein-
reichungmit der Rechnungvgl. § 50. —

Die voll auszuzahlendenSchulgehalte(§ 49) und Zulagen(§ 36)
absorbiren wieder den größten Theil der Einnahmen. An weiteren

Ausgaben der Amtsschulkassensind erwähnenswerthderen Pensions-

quoten (§ 39), etwaigeSchulmiethen(§ 33, 34) nnd außerordentliche,

z. B. Beiträge zu Fortbildungsschulen(§ 6), Lehrmittel (§ 13, 38),
Reisevergütungender Prediger (§ 22), Drainage-Vorschüsse(§ 31),
Einschulungs-Vergütungen(§ 38), Monitnrergebnisse(§ 50), während

der Feuerungs-Bereitelohnund Reisekostender Assistentendurch die

Gemeindeordnunghier in Wegsallgekommensind (§ 38).

§ 47.

2) Schulgeld.')

Zahlung des Schulgeldesist im Domanium eine allgemeine,von

Besitz überhaupt oder Anzahl schulpflichtigerKiuder unabhängige

EommunallastallerAmtseingesessenen,von welcher(vgl. § 48 sub G)
nur bei den Tagelöhnerneine billige Ausnahme gemachtwird. Aus

singulären Gründen sind ferner entfreiet diejenigenAmtseingesessenen,

welchenachLocalgelegenheitan eineöffentlicheSchule außerhalb Amtes

gewiesenoder eingeschultsind (§ 9), und dorthin separat Schulgeld

zahlen (§ 38) — die Prediger, Küster, Lehrer und deren Wittwen,

aber alle diese nur als solche, nicht auch als Grundbesitzeraußer

der Dienstcompetenz— einberufeneMilitairs aus demEiulieger- und

i) Vgl. über Nachfolgendes das Normal - Schulkassen - Regulativ vom

'23. Marz 1S74.
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Häuslerstande für die Dauer ihrer Dienstzeit — Beneficiatender

Armenkassen,für welchejedoch letzterehalben Beitrag entrichten—

eigentlicheDienstboten im Hause der Herrschaft. Für das gezahlte

Schulgeld,aber auch bei vorstehendenEntfreiungendavon, dürfen die

Amtseingesessenennicht allein alle ihre eigenen schulpflichtigenKinder

(§ 18), sondernauch die in ihren Familien weilendenMündel, Pflege-

und Kostkinder,schulpflichtigeDienstboten(§ 19) zur Schule schicken.

— Bei den Erbzinsstellen, nämlich Erbpachthöfen und -Hufen,

Büdnereien,Häuslereien, Eigenthumsparcelenist das Schulgeld eine

WirklicheReallast, deshalb ohne Einfluß auf seineEntrichtung, ob die

Besitzerin oder außer dem betreffendenAnite wohnen, natürlicheoder

juristischePersonen, z. B. Corporationen oder Commünen sind; in

dem Darguner und ZarrentinerSchulkassenregulativewird es geradezu

als Schulgrundgeld, gegenüber dem rein persönlichenSchulgeld,

bezeichnet.•—Im Uebrigenwerden die speciellbestimmtenBeitrags-

quoten sämmtlicherAmtseingesessenenin denAmtsschulkassenregulativen

(§ 46) ausgeführt,und sind von den sonstbei Schulleistungengeltenden

Repartitionsnormen(§ 38) unabhängig. Ihre Bestimmung,auchEr-

höhung oderHerabsetzungnachBedarf, steht allein zumadministrativen

Ermessender Aemter mit Genehmigung des Unterrichtsministeriums,

welchessichdarüber vorher mit den sonst competentenOberbehörden

zu benehmenhat (§ 5). NachJudustrieschul-Regulativvom 12. August

1869 § 17, Rgbl. Nr. 70, sollenfortan dieAmtsschulkassen-Regulative

auch das, bis dahin zuweilen besonders erhobene und berechnete,

Jndustrieschulgeldgleichzeitigmit umfassen. Die besondersin älteren

Eontracten der Erbzinsleute stipulirten völligen Exemtionen oder

auch geringeren Beiträge behalten gegenüber den mit Gesetzeskraft

versehenenneueren Amtsschulkassen-RegulativenkeinerleiBestand. In

alle neueren Contracteund Besitzesurkundenist nur eine allgemeine

überall gleichlautendeVerpflichtungzu allen Abgaben und Leistungen

an Küstereiund Schulen ausgenommen.—

In Grundlage der Amtsschulkasseu-Regulative,unter geringeren

oder größeren Abweichungenderselbenje nach dem Bedürfnis; der

einzelnenAemter,contribuirennun durchschnittlichan Schulgeld:
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1) die Besitzer der Zeit- und der ErbpachtHose — deren
Character als solchegegenüberden Zeit- und Erbpachthusen sub 2
lediglichnach ihrer Bezeichnungsartin den betreffendenContracten sich
richtet — einen Procentsatz der jährlichen Zeitpacht resp. des mit
Ausschluß der s. g. Nebenerlegniffezn berechnendenErbpachtcanon,
nämlich etwa bis 3000 Mi — 15 Mk., bis 6000 Mk. — 30 Mk.,
bis 15000 Mk. = 45 Mk., bis 30000 Mk. = 60 Mk. lt. s. w.
Ilsterpächterpflegenobendrein außer den ursprünglichenBesitzernin
ähnlicherWeise, aber nur nach Höhe ihrer Ueberpacht,enquotirt zu
werden. Bei Capitalpacht oder s. g. abwohnbaren zweitenPacht-
Vorschüssender Zeitpachthöfewird das Schulgeld nach der aus Ver-
theilung dieser Factorcn auf sämmtlichePachtjahre sich ergebenden
durchschnittlichenHöhe der Jahrespacht berechnet;

2) die bäuerlichenZeit- und Erbpachthusen(vgl. sub 1) je nach
Größe ihres Husenstandes — und zwar erstere nach der bei ihnen
hergebrachtenClassification2),letzteredagegen sowol bei Stamm- als
bei Nebenhnsennach deren speciellen,nicht abgerundetenHusenstande
— je 3 Mk. und 1 Schssl. Roggen bis zum mehrfachenBetrage.
Jeder Scheffelwird jetzt zu 28 Kilogramm angenommen^),übrigens
aber — entsprechenddem Schullohn (§ 36) — nicht in natura,
sondernmit jedesmaligemMartinipreise baar erhoben;

3) Büdnereien je nachGröße ihres ohne die s. g. Nebenerlegniffe
zu berechnendenCanon 3 bis etwa 6 Mk., ferner im Falle der
Eanon-Ablösungnach Höhe des letztenCanon, endlich bei canonfrei

erworbenenBüdnereien resp. Zuwachsländereiennach einem anfchlags-

mäßig zu ermittelndenresp. zum Hauptcanon hinzuzuzählendenCanon
— weshalb zur Vermeidungvon Weiterungenauch bei Büdnern besser

künftighin anstatt des Canon der Husenstand, wie sub 2), grnnd-
leglichgemachtwerden dürfte;

4) Eigenthumsparzelen nach der Größe ihres Hufenstandes
mehrere Mark;

5) Häuslereien gewöhnlich3 Mark; vgl. jedoch§ 48 sub 6.

2) in Dicmbc, Gcs.-S. Bd. 1 S. 58.

3) Circ. des Unt.-Min. v. 9. Scptbr. 1872.
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§ 48.

Fortsetzung.
6) Tagelöhnerentrichten2—3 Mark, doch hört fast nach allen

Regulativenihre Beitragspflichtauf, wenn sie das SOsteLebensjahr
vollendetund dann keine eigenen schulpflichtigenoder unconfirmirten
Kinder (§ 18) mehr haben. Diefe Bestimmungwird allgemeinnicht
allein aus eigentlicheTagelöhner in Miethswohnuugen,sondern auch
auf die in Tagelohu arbeitenden, nicht aber mit gleichemRechteaus
die ein häuslichesGewerbetreibendenHäusler (§ 47 sub 5) angewandt.

7) Müller, Holländer, Krüger, Schmiede, Schäser, Viehhändler,
Ziegler,Handwerker,Händler und Kaufleute mit festemund umher-
ziehendemBetriebe, MusikantenundKünstler,Fabrikanten,Statthalter,
Inspektorenpflegenals solchenach demUmfangeihres Gewerbes oder
Verdienstesmit 3—30 Mk. besteuertzu werden.

8) Wittwen und Erben vorstehenderClassen eontribuiren gleich
ihren Ehemännern und Erblassern, solangesie deren Wirthschastfort-
setzen,und sonst sesteermäßigteSätze von 1 bis einigen Mark; gleich
ihnen werdendie Altentheilerbenommen.

9) Beamten und Osficiantengeben ^/z bis 1 pCt. ihres sowol
baaren als naturalen gesammtenDiensteinkommens,wobei nur die
eigentlichnicht zu letzteremgehörenden,sondernnur eine billigeBei-
hülse bezweckendenVergütungen für nothwendiggehalteneund noch
mehrkostendeRegisterschreiberund Revierjäger,nichtmitgezähltwerden;

10) Ein gleicherSatz pflegt für Pensionen öffentlicherBeamten
und Officiantensowiefür Zinsen zu gelten;

11) Alle Vorgenannte,welchegleichzeitigverschiedenenodermehr-
fach denselbenClassen angehören, z. B. Grundbesitzerund gleich-
zeitigGewerbetreibende,Beamte mit-Zinseneinnahme,Besitzermehrerer
Grundstückeu. s. w. sind zu den Beiträgen der verschiedenenresp.
derselbenClassenpflichtig. Eine billige Ausnahme findet hier nur
statt bei eigentlichenTagelöhnern(vgl. sub 6), welcheaußerdemnoch
ein geringesHandwerkoder Nebengewerbeausüben. —

Beim Besuch einer Domanialschule durch Ortschaften eines
benachbartenDomanialamtes(§ 9) wird der Schullohn nach Maaß-

Valck,Landschulwesen. 8
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gäbe der Gesammtzahlder Schulkinder(§ 36) von dem Amte, inner-
halb dessendie Schnle liegt, berechnetund an den Lehrer gezahlt,der
Mehrbedarf aber über diejenigeSumme hinaus, welche für die ge-
ringere Anzahl der Kinder des Schulamtes zu entrichten gewesen
wäre, vom benachbartenAmte erstattet1). Aus dem Großherzoglichen
Hausgut geschiehtdie Schulgeld-Erhebungganz wie in dem Amte
selbst,wozu es gehört, auch durchletzteres direct sowie nach dessen
Schulkassenregulativ.Wegen des Schulgeldes eingeschulterständischer
besondersritterschaftlicherLandestheile(§ 38) entscheidenseit neuerer
Zeit ausdrücklicheContractsstipulationeu, wonach regelmäßig das
Rittergut selbst den Beitrag eines entsprechendgroßen und einträg-
lichen Domanialhofes oder anch mehrerer Bauerhufen für sich und
außerdemfür jedenseinerTagelöhnerdie für solcheim Amtegeltenden
Sätze (§ 47) zahlt, welchees dann wol wiedervon ihnen wahrnimmt.
Wo aber keine besonderenEinschulungs-Verträge geschlossensind,
sondern die Schul-Commnnion eine alt hergebrachteist, wird der
Schullohn nur für die Domanialkinderberechnetund es dem Lehrer
überlassen,denjenigender fremdenKinder nach wie vor directwahrzu-
nehmen —, vorausgesetztjedoch,daß die Anzahl der Schulkinderaus
dem Domauium nicht weniger als 30 betrage, widrigenfalls weitere
Resolution des Unterrichtsministeriumseinzuholenist2). Wegen des
Schulgeldes bei Einschulung von Amts-Ortschaften nach Auswärts
vgl. § 38. -

§ 40.

3) Weceptur; Wercrusg^bung, in spec. des

^cßufCoßns.

Die Ausgaben der Amtsschulkassengeschehenungetrennt sowol
aus deren eigenendirectenHebungen(§ 47, 48) als aus den zunächst
in sie fließenden Zuschüssen der herrschaftlichenAmtskassen. Wie

!) Circ. des Untcr.-Mm. v. 22. Mnrz 1852.

2) Circ. citat.
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letzterezu ihrer Abführung in die Amtsschulkassender Kammer-
genehmigung(§ 4G), so bedürfenalle zum erstenMale vorkommenden
und nicht bereits registermäßigenAusgaben der Amtsschulkassender
Ratificationdurchdas für dieselbenausschließlichcompeteuteUnterrichts-
Ministerium. Für Receptur des Schulgeldes und Zahlung des Schul-
lohns existirtein besonderescombinirtesVerfahrens:

Jährlich AnfangsNovemberverzeichnendieLehrerundLehrerinnen
ihre Schulkinder,mit Ausnahme der bei Feststellungdes Schullohns
nach der Kinderzahl nicht anzurechnenden(§ 36), einzeln mit ihrem
vollen Namen und Alter, sowie Stand und Wohnort ihrer Eltern,
und überreichensolcheListen dem competentenPrediger zur Prüfung
und Berichtigung,welcherdann die hiernach sich ergebendeGefammt-
summe der schulpflichtigenKinder aller einzelnen Elementar- und
Industrieschulen seines Kirchspielsresp. ihrer verschiedenenClassen
für sichgetrennt und unter einander aus einem einzigenBogen zu-
sammenstellt und diesen mit den Listen bis zum Martini-Tage
(10. Novbr.) ans Amt sendet. Dieses bestimmt aus Grund solcher
Angabennach Maaßgabe der Kinderzahl der einzelnenSchulen oder
Classendie Gehalte der einzelnenLehrerund Lehrerinnen,soweitsolche
von der Kinderzahl abhängen (§ 36), verfertigt gleichzeitignach be-
stimmten,auf Kostender Amtsfchulkaffezu befchaffendenFormularen,
Hebungslisten,d. i. Verzeichnisseder Beitragspflichtigen und ihrer
Beiträge für jeden Amtsort, übersendetdiese den Ortsvorstehern zu
genauer Revision, besonders auch bezüglichetwaiger Entfreiungen

(§ 47, 48 sub 6), und befiehltdenselbenEinforderung der Beiträge
und Ablieferung ans Amt bei Rückgabeder Verzeichnissebinnen
8 Tagen. Gegen säumige Zahler verfügt das Amt sofortigead-
ministrative Exemtion, bei deren Resultatlosigkeitauch wol die be-
treffendeArmenkassewie für wirklicheBeneficiaten(§ 47) mit halbem
Beitrage eintritt. AmtlicherErlaß des Schulgeldesist ohneministerielle
Erlaubniß unstatthaft. — Die Schnlgehalteder Hauptlehrer, regel-
mäßigauchderJndnstrielehrerinnen,sind halbjährlichpraenumerando

x) Vgl. Norm. Schulkasscnrcgulativ v. 23. März 1874.
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(§ 45) zur Hälfte zwischenMartini und Weihnacht2),zur anderen
Hälfte gegen Ende März, die der Hülsslehrer (§ 45) sowie die
Zulagen (§ 36) und Pensionen (§ 39) vierteljährlichpostnumerando,

die der Schulassistenten(§ 36) wöchentlichoder nach ihrer Wahl in
längeren Zwischenräumen,vom Eintreffen am Schulort an gerechnet,
fällig. Die Auszahlunggeschiehtan rechtzeitigvorher zu publicirenden

Tagen auf dem competentenAmte an die Berechtigtenpersönlichoder
an deren Bevollmächtigtegegen event. von diesen mitzubringende

Quittung der Ersteren.

§ 50.

4) Schutrecbnung.
Die Amtsschulkassenwerden von einemBeamten des betreffenden

Domanialamtes^),amPassendstenvomRessortbeamtenfür das sonstige

Schulwesen,ohne spezielleRemuneration berechnetund verwaltet; in

den größerenOrtschaftenNeukloster,Lübtheen,Zarrentin, Dargun ist

dies feit Einführung der neuen Communalpflegenach deren Spezial-

Schulordnungen (§ 1) Sache des Gemeindevorstandes. Für die

Amtsschulrechnungenist ein bestimmtes,alle Einnahme- und Ausgabe-

Positionen(§ 46) umfassendesFormular ertheilt2); wo auchdieSchul-

strasgelderdurch das Amt berechnet werden (§ 20), sind sie in

separatemAnhange zur Schulrechnungaufzuführenund zwar in Ein-

nähme mit Angabeder einzelnenSchulen, bei welchensieausgekommen,

und in Ausgabe unter Specisication der Lehrmittel, welchedafür

beschafftsind (§ 13)3). Die Rechnungen werden jetzt^) jährlich am

24. Juli abgeschlossen;weil dadurchdas neueSchulrechnungsjahrschon

längere Zeit vor der Receptur des Schulgeldes (§ 49) beginnt, em¬

2) deshalb auch richtiger für die Zeit vom Beginn des Schuljahrs zu

Michaelis (§ 45) bis Martini postnumerando, wie denn auch bei Auseinander-

setznngen (§ 45) von der zweiten Ende März fälligen Hälfte wiederum die

Hälfte noch auf den verflossenen Winter, also eigentlich ebenfalls postnumerando

gerechnet wird.

1) nach Kam.-Circ. v. 2. Deebr. 18G7 nicht mehr von Amtssubalternen,

gegen Vergütung.

2) Cire. des Unt.-Miu. v. I. Novbr. 1870.

3) Norm. Regul. v. 23. März 1874, § 0.

4) Cire. der Note 2.
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pfiehlt sichReservationund Uebertragungeines ausreichendenKassen-
vorraths aus demVorjahrs. AuchdiePoeler Schulrechnunggeht von
Johannis zu Johannis, dagegen diejenige von Zarrentin, Lübtheen,
Neuklostervon Neujahr zu Neujahr, endlichdie Darguner von und
zu Ostern. Jährlich am 15. September^)sind dieAmtsschulrechnungen
mit Belägen, auch mit den resp. Amtsschulkassen-Regulativen(§ 46)
und den Schüler-wieHebungslisten(§ 49), beimUnterrichtsministerium
einzureichen;gegensäumigeBerechnerergehensofort nachdemVerfall-
tage Strafmandates. Zur Controle über die mit der Gemeinde-
organisationvon den Amtsschulkassenauf die neuen Gemeindenüber-
gehendenKosten des Feurungsbereitelohns,der Assistentenreifenund
der Lehrmittel(§ 38) sind jene im Vorberichtzur Schulrechnunggenau
zn bezeichnen^);auch ist gleichzeitigmit der Einsendung von jedem
Amte über Bestand und Fortgang der Industrieschulen(§ 10), sowie
über das Amtsschulwesenüberhaupt, dessenFörderung, Verbesserung,
vorgekommeneVeränderungenzu berichten'')— endlichnebst den etwa
aus dauernden Ueberfchüssender AmtsschulkassengewonnenenVer-
mogensobligationenderselben(§ 46) ein letzteredetaillirt darstellendes
Verzdchmsi derselbendem Einreichungsvortragebeizufügen"). Das
Unterrichtsministeriumüberweist die Rechnungennebst Anlagen zur
Prüfung dem Revisionsdepartement,die Monituren desselbenden
Aemternzur Erledigungmit dreiwöchigerFrist"), und ertheiltdenselben
demnächstspätestenszu Johannis das Liberatorium bei Rückgabeder
Rechnungsanschlüsse.— Zu Zarrentin, Lübtheen,Neuklostergefchiehtdie
RevisionderOrtsschulrechnungdurcheinebesondereGemeinde-Commission,
die Superrevision durch das Amt; in Dargun gelten hierfür die
Revisions-Grundsätzeder anderen Gemeinderechnungen.—

5)—6) Circ. der Note 2.
7) Circ. citat. dgl. v. 14. Januar u. 12. Aug. 1850.
8) Circ. des Unt.-Min. v. 6. Novbr. 1869.
M)Norm.-Regul. v. 23. März 1874, § 6; Jndustr.-Regul. v. 12. Aug. 1869,

§ 18; Rcgbl. TO.
w) Circ. des Unt.-Min. v. 15. Juli 1872.
ii) Circ. citat. v. 14. Januar 1850; Norm.-Regul. v. 23. März 1874, § 0.
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Von demselbenVerfassererschienenin unseremVerlage:
Donianiale Verhältnisse in Mecklenburg-Schwerin. I. Band:

Einleitung. Administrativ - Behörden. Grundbesitz und Land-
bevölkerung, Landwirthschaft. Geh. 4 Jt. — n. Bd. 1. Abtheilung:
Das Schulwesen. Geh. l Jt 50

Finanzverhältnisse in Mecklenburg - Schwerin; mit besonderer
Berücksichtigung ihrer geschichtlichen EntWickelung dargestellt.
1. Band. Geh. 5 Jt.

Ferner in unserm Verlage erschienen:
Aphorismen über die Volksschule und ihre Lehrer. Ein Wort an die

Freunde der Volksschule. Zum Besten des zu gründenden Pestalozzi-
Vereins für mecklenburgische Lehrerwaisen. Geh. 50 H.

Boll, Ernst, Abriß der mecklenburgischen Landeskunde (Naturkunde,
Geschichte und Topographie). 4 Jt.

Burgwardt, H., Rector, Beleuchtung hoher und schwerer Anklagen gegen
die Volksschullehrer, adressirt an deren Ankläger. Broch. 50 H.

— — Die öffentliche Schule auf gefährlichem Irrwege. Eine ernste
Mahnung an die deutschen Lehrer und Schulbehörden. Vortrag, ge-
halten auf der 20. allgemeinen deutschen Lehrerversammlung in Hamburg
uebst erfolgter Debatte und weiterer Motivirung. Preis 75

Düberg, Der Rechtsfreund. Handbuch für den schriftlichen Verkehr
des Mecklenburgers mit Gerichten, Behörden und Privatpersonen.
Geh. 2 Jt 25 Gebunden 3 Jt.

Gencralkatastcr des ländlichen Grundbesitzes in Mecklenburg-Schwerin.
Cartonnirt 6 JH.

Gcschiifts-Taschenbuch sür die Großherzogthümer Mecklenburg. Gebd. 1 Jt.
Kirchen- und Zeitblatt, Mecklenburgisches. Herausgegeben von Pastor

Dr. Philippi. Monatlich 2 Nummern. Preis Viertels. 1 Jt 13
Krüger, Verzeichnis sämmtlicher mecklenburgischer Lehrer. 80
Maßmann, I., Großh. Musikdirector. Die Orgelbauien in Mecklenburg.

Schwerin. I. Theil: Die Orgelbauten der Residenzstadt Schwerin.
Mit 5 lithogr. Tafeln. Geh. 3 Jt.

Pentz, 9lb„ Die biblische Geschichte in ihrem inneren Zusammenhange.
Ein Hülssbuch zum tieferen Verständniß der heiligen Geschichte.
Geh. 2 Jt.

Seminarlehrer zu Neukloster, GeschichteMecklenburgs. 1. Theil:
Bon den ältesten Zeiten bis zur Reformation. Geh. 1 M>.50 H.
2. Theil: Von der Reformation bis auf unsere Tage. Geh. 1 Jt 50 Ä.

Raabe, Mecklenburgische Vaterlandskunde. Erster Theil: Speeielle Orts-
künde. Geh. 7 Jt. Zweiter Theil: Landes- und Volkskunde. Geh. 3 Jt.

Rehwoldt, Pastor zc., Commnnale Selbstverwaltung in einem meckl.
Dorfe. Vaterländische Skizze. Preis 75 ^>.

Reymanns Specialkarte von Mecklenburg in 4 Blättern, auf Leinewand
gezogen mit Mappe 18 Jt. Unaufgezogen 12 Jt.

Schnlblatt, Mecklenburgisches. Herausgegeben von Seminardirector
Kliesoth, Blindeniustitutsinspector Wnlff und Seminardirector
Held, ä Quartal 1 Jt.

Schulzeitung, Mecklenburgische. Herausgegeben von Rector Burgwardt-
Wismar, ä Quartal 1 Jt 25

Schulz, Dr. W., Stoffe und Entwürfe zu Katechesen über den mecklenbg.
LandeskatechiSmus. I. Theil: VorbereitungSfragen nnd 1. Hauptstück.
Geh. 2 JL

Schulz, Dr. W., Tabellen der Kirchengeschichte. Geh. 60 Pf.
Seeger, Director, Realschulen erster oder zweiter Ordnung? Geh. 2 Jt.

Hinstorff'sche Hofbuchhandlung.
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cstandenzu werden pflegen— muß Antreter nach
esp. dessenHinterbliebenen entweder bezahlen oder

Z Mitnahme überlassen. Bei Versetzungensolcher

I Baumschulehaben, dürfen diese die Hälfte sämmt-
nd Art verschiedenerStämme an ihren neuen

,, um dort sofort die Obftbaumzucht in vollem
u können, müssen aber die andere Hälfte ihren
tlich überlassen mit Ausnahme der bereits ver-
Stämme, worüber ihnen bei nicht erreichter gut-
freie Disposition verbleibt̂ ).

I
§ 44.

Befriedigungen, Wiesen, Juttev-

fchtägen.

ge des ganzen Schulackers iucl. der Kartoffeln
nstitution vom 12. Juni 1784 postnumerando
chaelis gerechnet. Abtreter und Hinterbliebene be-

ganz, wenn sie selbst noch jene percipirt haben
!e Michaelis zuziehenden von der Erndte ihrer
bekommen— und haben obendreinAntheil selbst
vom Antreter zu gewinnendenErndte, je nachdem

,, zu Ostern an i/2, zu Johannis an 3/i. Die

st nach dem, möglichstzu beeilenden, Ausdrusch,
zerbleibendenReste haben Antreter den Abtretern

(§ 30, 31) nach landüblichen Preisen und die
ir Saatzeit geltendenPreisen der Umgegend zu
der auch ihrerseits nach Verhältniß der an die

Erndtetheile gleichen entsprechendenAnspruch
|die ihnen selbst erwachsenenBestellungs- und
nächtige Aenderungen der Schlagordnung zum

1827, auch in Frahm's Schulgesetzen.
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